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Selbstverständlich stehen die Arbeitshefte sowie alle 
(Änderungs-)Anträge einzeln auf der Homepage des 
Landesverbandes zur Verfügung bzw. werden über den 
LPT-Mailverteiler verschickt. Eine Papierversion konnte 
nach Hinweis angefordert werden.

Zusätzlich werden alle aktuell behandelten Unterlagen 
digital im Saal eingeblendet. Wir verwenden dafür seit 
einigen Parteitagen die größeren Leinwände.

Wir bitten alle Teilnehmer*innen, während des Parteitages 
auf private datenreiche Videostreams über das 
Delegierten-WLAN (Fußball, Nachrichten, Livestream 
beim Rauchen, ...) zu verzichten.
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Konzept zur Umsetzung von Infektionsschutzmaßnahmen 
 
Veranstaltung:  1. Tagung des 16. Landesparteitages 

Datum:   Samstag, 13. und Sonntag, 14. November 2021 

Ort: GLOBANA Airport Messe & Conference Center,  

Münchener Ring 2, 04435 Schkeuditz/Leipzig 

 

Ansprechpartner: Tino Wehner 

DIE LINKE. Sachsen 

Kleiststr. 10 A, 01129 Dresden 

 
1. Ausgangslage und Zielstellungen 
 

Durch die vorliegenden Impfangebote für breite Bevölkerungsschichten können Veranstaltungen, 

Tagungen und Konferenzen inzwischen unter gänzlich anderen Rahmenbedingungen stattfinden als 

noch im Frühjahr diesen Jahres. Trotzdem müssen Teilnehmer:innen, Mitarbeiter:innen, 

Pressevertreter:innen und Gäste bestmöglich vor einer Infektion mit SARS-CoV-2 geschützt und die 

Ausbreitung des Virus weiterhin verhindert werden. 

 

Um diese Ziele zu erreichen, wird der Zutritt zur Veranstaltung nur geimpften, genesenen oder 

getesteten Personen gestattet und es müssen die AHA+L Regeln von den Teilnehmer:innen weiter 

eingehalten werden. 

Da Stand heute (15. Oktober 2021) nicht absehbar ist, wie sich die für die gesetzlichen Rahmen 

immer noch relevante Inzidenz im Landkreis Nordsachsen entwickelt, werden die in diesem Konzept 

beschriebenen Maßnahmen inzidenzunabhängig angewendet. 

 

Laut aktueller sächsischer Corona-Schutz-Verordnung sind für Veranstaltungen Hygienekonzepte 

schriftlich zu erstellen, umzusetzen und ggf. der zuständigen kommunalen Behörde auf Anfrage zur 

Prüfung vorzulegen. Das vorliegende Hygienekonzept fasst alle aktuell vorgeschriebenen und durch 

den Landesverband fakultativ ergriffenen Maßnahmen zusammen. Ferner wurde dieses 

Hygienekonzept erarbeitet um: 

 

- Dem verantwortlichen Gremium (dem Landesvorstand der LINKEN Sachsen) ein Konzept zur 

Verfügung zu stellen, auf dessen Grundlage es sich für die Durchführung der Veranstaltung 

verantwortlich zeichnen kann. 

 

- Den Mitarbeiter:innen der Landesgeschäftsstelle, hinsichtlich des erhöhten Planungsaufwandes 

durch die Infektionsschutzmaßnahmen, genügend Planungsvorlauf zu bieten. 

 

- Der zuständigen kommunalen Behörde (dem Gesundheitsamt des Landkreises Nordsachsen) auf 

Anfrage ein Hygienekonzept zur Prüfung vorlegen zu können. 

 

4 Informationen

Hier findet ihr die wichtigsten Ansprechpartner*innen. Selbstverständlich helfen euch alle  
Landesgeschäftsstellen-Mitarbeiter*innen weiter. Wir sind aber über zielgenaue Ansprache dankbar.

Alle Mitarbeiter*innen mit Festnetz-Nummern der Landesgeschäftsstelle sind per Rufweiterleitung 
mobil auf dem Landesparteitag erreichbar.

Ansprechpartner*innen

Wahlkommission (noch zu bestätigen) 
Thomas Grundmann
Unterstützung: 
Josephine Bittner, 0351 - 853 27 24

Antrags-/Redaktionskommission  
(noch zu bestätigen) 
Marika Tändler-Walenta, Mirko Schultze
Unterstützung:
Maria Stephan, 0351 - 853 27 22 

Unterstützung Tagesleitung und 
Organisation Zähler*innen: 
Katrin Pritscha, 0351 - 853 27 43

Gesamtverantwortung
Janina Pfau, 0351 - 853 27 31

organisatorische Fragen
Tino Wehner, 0351 - 853 27 23

Presse
Tilman Loos, 0176 - 20 30 32 59

IT-Technik
Doreen Marz-Schäffner, 0351 - 853 27 21

ParteitagsarbeitOrganisation

Wahlleiter*in (noch zu bestätigen)
Thomas Grundmann

Regie / FOH 
Robert Wünsche, 0163 - 77 38 602 
robert.wuensche@dielinke-sachsen.de

neue Kandidaturen (vor Ort auf dem LPT)

und an

Um unsere Genoss*innen zu schützen und die Gefahr der Covid-19-
Ausbreitung durch Super-Spreader zu vermeiden, bitten wir darum,  
die Infektionsschutz-Maßnahmen zu beachten.

Für die Teilnahme ist die 3G-Regel maßgeblich (geimpft, getestet, 
genesen). Bitte bringt dazu die notwendigen Nachweise mit. 
Genauere Hinweise dazu finden sich im Hygienekonzept, hier im 
Arbeitsheft. 

Hygienemaßnahmen vor Ort:

 � Das Tragen einer medizinischen Maske ist im Innenbereich der Halle 
für alle Teilnehmenden Pflicht, außer am Sitzplatz. Weitere Ausnahmen 
sind Vorstellungsreden, Redebeiträge und Pressefotos.

 � Die Tagung im Saal findet an Einzelplätzen mit genügend Abstand 
statt. Das Tagungsobjekt verfügt über eine gute Lüftungsanlage.

 � Bitte beachtet auch mögliche Hinweise der Tagesleitung und das Hygienekonzept.
 � Eine Kinderbetreuung ist in Planung.
 � Ein Catering ist vorhanden. 

Corona-Hinweise
Corona-Schutzmaßnahmen

Mund-/Nasen-
schutz

1,5 m Abstand

Hände  
desinfizieren

Eintritt nur mit:

medizinische 
Mund-Nasen-
Bedeckung
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5Informationen

Beschluss aus der Landesvorstandssitzung vom 15. Oktober 2021

Hygienekonzept
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2. Maßnahmen 
 

a) 3G-Regelungen 

 

Zutritt zur Veranstaltung erhält nur, wer geimpft, genesen oder getestet ist. 

 

- Getestete Personen müssen am Tag der Beratung einen Negativtest vorlegen, der nicht älter als 24 

Stunden ist. Die Kosten des Tests werden übernommen. 

 

- Geimpfte können als Nachweis ihren Impfausweis, eine Impf-Ersatzbescheinigung, oder den 

elektronischen Nachweis durch die CovPass-App oder die Corona-Warn-App vorlegen. Seit der letzten 

erforderlichen Einzelimpfung müssen mindestens 14 Tage vergangen sein. 

 

- Einmalig Geimpfte, die eine PCR-bestätigte Infektion hinter sich haben gelten ebenfalls als geimpft. 

 

- Genesene benötigen den Nachweis für einen positiven PCR-Test, der mindestens 28 Tage und 

maximal 6 Monate zurückliegt. Dieser Nachweis kann entweder der Laborbefund, eine ärztliche 

Bescheinigung im Original, oder ein digitaler Nachweis (bspw. per App) sein. 

 

- Zum Abgleich muss neben den Nachweisen immer ein gültiger Personalausweis oder ein anderes 

Ausweispapier mit sich geführt werden. Geimpfte, genesene und getestete Personen müssen 

weiterhin die AHA+L-Regeln einhalten und für die Inanspruchnahme der Angebote bzw. 

Erleichterungen frei von Symptomen sein. 

 

b) Hygienemaßnahmen 

 

- Personen mit Symptomen, die auf eine SARS-CoV-2-Infektion hindeuten, ist eine Teilnahme an der 

Tagung untersagt. Alle Teilnehmer:innen werden im Vorfeld der Veranstaltung eindeutig darauf 

hingewiesen und gebeten, im Zweifelsfall rechtzeitig ihren Kreisverband zu informieren um ggf. 

den/die Ersatzdelegierte einsetzen zu können. 

 

- Das Tragen einer medizinische Mund-Nasen-Bedeckung ist im Innenbereich der Halle für alle 

Teilnehmer:innen Pflicht. Ausgenommen ist der eigene Sitzplatz und weitere Ausnahmen sind 

Vorstellungsreden, Redebeiträge und Pressefotos. 

 

- Der Veranstalter stellt am Einlass kostenlos Masken zur Verfügung. 

 

- An allen Eingängen zur Halle und zum Saal sowie an Toiletten und Arbeitsräumen wird 

Desinfektionsmittel zur Verfügung gestellt. 

 

- Das Verteilen von Material auf Tischen im Saal, im oder vor dem Objekt ist untersagt. 

 

 

c) Abstandsregeln 

 

- Der Saal im Tagungsobjekt wird so bestuhlt, dass zwischen jedem Sitzplatz 1,5 Meter Platz sind; 

Jede:r Teilnehmer:in bekommt einen festen Sitzplatz zugewiesen. 

 

- Der Abstand von 1,5 Meter ist von den Teilnehmer:innen in allen Bereichen des Objektes 

einzuhalten. Der Veranstalter gewährleistet überall und jederzeit genügen Platz dafür zur Verfügung zu 

stellen. 

 

- Zusammen mit dem Objekt wird ein Wege-Konzept für das gesamte Tagungsobjekt erarbeitet um 

Menschenansammlungen zu vermeiden. 

 

d) Kontaktnachverfolgung 

 

- Die Kontakterfassung findet datenschutzkonform über einen QR-Code der Corona-Warn-App oder 

analog per ausgefülltem Zettel statt. 

 

- Von allen Personen, die sich während des Aufbaues und der Tagung selbst im Veranstaltungsobjekt 

aufhalten, werden folgende Daten erfasst: 

 

o Name und Vorname 

o aktuelle Wohnanschrift 

o E-Mailadresse 

o Telefonnummer oder Mobiltelefonnummer (so vorhanden) 

 

- Im Falle der Delegierten werden die Daten aus der Mitgliederdatenbank zum Abgleich vorgelegt. 

 

- Alle Teilnehmer:innen werden im Vorfeld gebeten, die Corona-Warn-App des Robert-Koch-Institutes 

auf ihrem Smartphone (so vorhanden) zu installieren und während der Versammlung sowie der An- 

und Abreise aktiviert zu haben. Die Bitte wird mit Hinweis auf die hohen Datenschutzstandards der 

App versehen und ein kurzer Installations-Hinweis bei den Antrags-Unterlagen eingefügt. 

 

e) Kinderbetreuung 

 

- Eine Kinderbetreuung wird unter Einhaltung aller Infektionsschutzmaßnahmen angeboten. 

Schulpflichtige Kinder gelten als getestet. 
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8 Regularien

DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13./14. November 2021 

R. Regularien 

R.2. Vorschlag für den Zeitplan 

Einreicher*innen: Landesvorstand 

 

 

Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgenden Zeitplan beschließen: 

 

Samstag, 13. November 2021 

 

10:00 – 10:15 Uhr Eröffnung des Landesparteitages  

 

10:15 – 10:45 Uhr Konstituierung des Landesparteitages 

 Beschluss über die Tagesordnung und den Zeitplan 

 Beschluss über die Geschäftsordnung 

 Abstimmung über das Tagungspräsidium 

 Abstimmung über die Antrags- und Redaktionskommission 

 Abstimmung über die Wahlkommission 

 Abstimmung über die Mandatsprüfungskommission 

 

10:45 – 11:15 Uhr Rede Amira Mohamed Ali (angefragt) 

 

11:15 – 13:50 Uhr Einbringung, Diskussion und Beschlussfassung zum Leitantrag an den   

   Landesparteitag, Einzelabstimmung vorliegender Änderungsanträge 

 

13:50 – 14:00 Uhr Bericht der Mandatsprüfungskommission und Beschlussfassung 

 

14:00 – 18:00 Uhr Wahlen der Mitglieder des Landesvorstandes 

 

18:00 – 18:30 Uhr Bericht Finanzbeirat, Landesinklusionsteam und Landesrat 

 

18:30 – 20:30 Uhr Behandlung von Satzungsänderungsanträgen und weiteren Anträgen an den 

Landesparteitag  

 

20:30 – 21:00 Uhr Bericht Ombudsperson und Diskussion 

 

21:00 Uhr  Ende des ersten Beratungstages 

 

 

Pausen werden abhängig vom Verlauf der Tagung durch das Tagungspräsidium festgelegt. 
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Sonntag, 14. November 2021 

 

09:00 – 09:15 Uhr Begrüßung 

 

09:15 – 09:45 Uhr Rede des Fraktionsvorsitzenden der LINKEN im Sächsischen Landtag 

 

09:45 – 10:00 Uhr Aussprache zur Rede der/des Fraktionsvorsitzenden 

 

10:00 – 11:00 Uhr Behandlung von Satzungsänderungsanträgen und weiteren Anträgen an den 

Landesparteitag 

 

11:00 – 15:00 Uhr Wahlen der Mitglieder des Bundesausschusses und für weitere Organe der 

LINKEN Sachsen (ggf. Fortsetzung der Wahlen der Mitglieder des 

Landesvorstandes) 

 

15:00 – 16:00 Uhr Einbringung, Diskussion und Beschlussfassung zu digitalpolitischen Leitlinien 

 

16:00 Uhr  Schlussworte und Ende der Tagung 

 

 

Pausen werden abhängig vom Verlauf der Tagung durch das Tagungspräsidium festgelegt. 

 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 

 



Arbeitsheft 2 11Regularien

Sonntag, 14. November 2021 

 

09:00 – 09:15 Uhr Begrüßung 

 

09:15 – 09:45 Uhr Rede des Fraktionsvorsitzenden der LINKEN im Sächsischen Landtag 
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Pausen werden abhängig vom Verlauf der Tagung durch das Tagungspräsidium festgelegt. 

 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 

 

DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13. November 2021 

R. Regularien 

R.4. Vorschlag für die Arbeitsgremien  

Einreicher*innen: Landesvorstand 

 

 

Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 

 

 
Tagungspräsidium (16 Pers. = 5 Schichten á 3 Personen + 1 Springer) 
 

Luise Neuhaus-Wartenberg (KV NWS)  Sören Pellmann (SV Leipzig) 

Claudia Jobst (SV Dresden)   Marko Schmidt (KV Görlitz) 

Simone Luedtke (KV Westsachsen)  Alexander Weiß (KV Zwickau) 

Steffi Brachtel (KV SOE)   Silvio Lang (KV Bautzen) 

Pauline Backemeier (Jugendverband)  Ulrich Köhler (KV Meißen) 

Ina Richter (SOE)    in Klärung 

in Klärung     in Klärung 

 

 
Antrags- und Redaktionskommission (16 Pers.) 
 

Marika Tändler-Walenta (Mittelsachsen) Mirko Schultze (KV Görlitz) 

Ann-Kathrin Legath (KV Vogtland)  Michael Eichhorn (KV Westsachsen) 

Franziska Riekewald (SV Leipzig)  Mathias Fröck (KV Görlitz) 

Adelheid Noack (KV Westsachsen)  Michael Neuhaus (SV Leipzig) 

Dagmar Weidauer (SV Chemnitz)  Max Wegener (SV Leipzig) 

Anja Eichhorn (SV Dresden)   Michael Bagusat-Sehrt (KV Nordwestsachsen) 

In Klärung     Torsten Steidten (SV Chemnitz) 

In Klärung     Steffen Klötzer (SV Leipzig) 

in Klärung     in Klärung 

      Nikos Richter (SV Chemnitz) – Ersatz 

 

 
Wahlkommission (20 Pers.) 
 

Franziska Jockenhöfer (SV Leipzig)   Thomas Grundmann (SV Dresden)   

Carolin Juler (SV Chemnitz)  Ulrich Gebhardt (KV Vogtland) 

Michaela Vogel (KV Meißen)  Mäx Adam (Jugendverband) 

Jessica Pohl (KV Bautzen)  André Koch (KV Bautzen) 

Nadja Luedtke (KV Westsachsen)  Peter Kroh (KV SOE) 

Kristin Hofmann(SV Dresden)  Florian Berndt (SV Dresden) 

In Klärung  Alexander Schmidt (SV Leipzig) 

In Klärung  In Klärung 

In Klärung  In Klärung 

In Klärung  In Klärung 
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Mandatsprüfungskommission (4 Pers.) 
 
Andrea Schrutek (KV Erzgebirge)  Bernd Spolwig (KV Bautzen) 

In Klärung     In Klärung 

 

 

 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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Leitantrag

Der Antragsschluss für Änderungsanträge ist Samstag,  
6. November 2021 um 10 Uhr (7 Tage vor dem Parteitag).

Hinweis



Arbeitsheft 214 Leitantrag

DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

A. Leitantrag 

A.1. „Perspektive 2024“ - Sozial gerecht für Sachsen 

Ä.A.1.1. Änderungsantrag: Entwicklung konkretisieren 

Einreicher*innen: Marika Tändler-Walenta 

Unterstützer*innen: Kreisvorstand Mittelsachsen 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 
Ersetzung in Zeile 5: 
„Die Ergebnisse der Bundestagswahl sind für DIE LINKE im Bund und in jedem Bundesland ein tiefer 
Einschnitt.“ 
 
Durch: 
„Das Ergebnis der Bundestagswahl 2021 mit 4,9 % der Wähler:innenstimmen reiht sich in einen 
Abwärtstrend ein, der seit 2009 auf allen politischen Ebenen feststellbar ist. Bei der Bundestagswahl 
2009 hatten wir mit 11,9 % der Wähler:innenstimmen unser bisher bestes Ergebnis, 2013 erhielten wir 8,6 
% und 2017 9,2 % der Stimmen. Bei den vorangegangenen Landtagswahlen 2019 in Sachsen haben wir 
mit 10,4 % im Vergleich zu den Wahlergebnissen von 2014 insgesamt 8,5 % verloren.“ 
 
 
Begründung: 
Entwicklung soll beschrieben werden. 
 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

A. Leitantrag 

A.1. „Perspektive 2024“ - Sozial gerecht für Sachsen 

Ä.A.1.1. Änderungsantrag: Entwicklung konkretisieren 

Einreicher*innen: Marika Tändler-Walenta 

Unterstützer*innen: Kreisvorstand Mittelsachsen 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 
Ersetzung in Zeile 5: 
„Die Ergebnisse der Bundestagswahl sind für DIE LINKE im Bund und in jedem Bundesland ein tiefer 
Einschnitt.“ 
 
Durch: 
„Das Ergebnis der Bundestagswahl 2021 mit 4,9 % der Wähler:innenstimmen reiht sich in einen 
Abwärtstrend ein, der seit 2009 auf allen politischen Ebenen feststellbar ist. Bei der Bundestagswahl 
2009 hatten wir mit 11,9 % der Wähler:innenstimmen unser bisher bestes Ergebnis, 2013 erhielten wir 8,6 
% und 2017 9,2 % der Stimmen. Bei den vorangegangenen Landtagswahlen 2019 in Sachsen haben wir 
mit 10,4 % im Vergleich zu den Wahlergebnissen von 2014 insgesamt 8,5 % verloren.“ 
 
 
Begründung: 
Entwicklung soll beschrieben werden. 
 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 

 

DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

A. Leitantrag 

A.1. „Perspektive 2024“ - Sozial gerecht für Sachsen 

Ä.A.1.2. Änderungsantrag: Ergänzung Analyse Wahlergebnis 

Einreicher*innen: Marika Tändler-Walenta 

Unterstützer*innen: Kreisvorstand Mittelsachsen 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 
Ergänzung in Zeile 9 nach „…gesellschaftliche Kraft existenzbedrohend.“: 
 
„Die Analyse der Bundestagswahl hat in verschiedenen Organen der Partei begonnen. Es besteht die 
Gefahr, dass Argumentationsmuster einsetzen werden, gewollt oder ungewollt, in der die Schuldfrage 
schnell beantwortet wird, wir uns gegenseitig versichern, dass wir in einen neuen Tiefenprozess gehen, 
um am Ende bei den nächsten Wahlen wieder enttäuscht die ersten Hochrechnungen zu verfolgen.“ 
 
 
Begründung: 
 
Erfolgt mündlich. 
 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

A. Leitantrag 

A.1. „Perspektive 2024“ - Sozial gerecht für Sachsen 

Ä.A.1.3. Änderungsantrag: Folgen der Pandemie 

Einreicherin: Marika Tändler-Walenta 

Unterstützer*innen: Kreisvorstand Mittelsachsen 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 
Ergänzung in Zeile 21 nach „…entsprechende Schlussfolgerungen zieht.“: 
 
„Doch nie war eine linke Politik nötiger und denkbarer als heute. Wir haben in den vergangenen zwei 
Jahren erfahren müssen, wie wir als Gesellschaft, aber auch jede:r individuell für sich, mit den negativen 
Folgen einer Pandemie leben müssen. Wenn zum Beispiel Gesundheitssysteme der reinen Profitlogik 
unterworfen und Krankenhäuser geschlossen werden und in vielen Regionen die Beschäftigten in der Care 
Arbeit (Pflegearbeit) fehlen.“ 
 
 
Begründung: 
 
Erfolgt mündlich. 
 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

A. Leitantrag 

A.1. „Perspektive 2024“ - Sozial gerecht für Sachsen 

Ä.A.1.3. Änderungsantrag: Folgen der Pandemie 

Einreicherin: Marika Tändler-Walenta 

Unterstützer*innen: Kreisvorstand Mittelsachsen 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 
Ergänzung in Zeile 21 nach „…entsprechende Schlussfolgerungen zieht.“: 
 
„Doch nie war eine linke Politik nötiger und denkbarer als heute. Wir haben in den vergangenen zwei 
Jahren erfahren müssen, wie wir als Gesellschaft, aber auch jede:r individuell für sich, mit den negativen 
Folgen einer Pandemie leben müssen. Wenn zum Beispiel Gesundheitssysteme der reinen Profitlogik 
unterworfen und Krankenhäuser geschlossen werden und in vielen Regionen die Beschäftigten in der Care 
Arbeit (Pflegearbeit) fehlen.“ 
 
 
Begründung: 
 
Erfolgt mündlich. 
 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 

 

DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

A. Leitantrag 

A.1. „Perspektive 2024“ - Sozial gerecht für Sachsen 

Ä.A.1.4.  Änderungsantrag: Ergänzung Programmatisches 
Selbstverständnis 

Einreicherin: Marika Tändler-Walenta 

Unterstützer*innen: Kreisvorstand Mittelsachsen 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 
Ergänzung in Zeile 32: Neues Kapitel 2. - weitere verschieben sich, entsprechend wird aus 2. neu 3. 
 
Neu: 
„2. Zum programmatischen Selbstverständnis - Kontroverse oder Diskurs? 
 
Die Linke war, historisch betrachtet, immer dann am stärksten, wenn es ihr gelang, ökonomische, 
materielle und soziale Ungerechtigkeiten mit diskriminierenden Erlebnissen und Erfahrungen der 
Entfremdung zu verknüpfen. Das jüngste Beispiel, bei dem es gelungen ist, als Partei DIE LINKE die 
Interessenlagen zu verknüpfen, war im Zuge der Hartz IV-Reform. Dabei ist es gelungen, die materielle 
Ungleichheit, die im Zuge der Hartz IV-Reformen mit einem Sozialabbau verbunden war, und die 
dazugehörigen sozioökonomischen Fragen mit den sozialen und kulturellen Fragen der Stigmatisierung 
und Ausgrenzung zu verbinden. 
 
Doch aus dieser Verbindungslinie wurde mittlerweile eine Trennlinie artikuliert, die wir bereitwillig 
angenommen haben. Wir stellen nicht die Frage, ob die geführte Kontroverse zwischen Großstadt und 
ländlich geprägten Regionen, zwischen Minderheitenfragen und der gesellschaftlichen sozialen Frage, 
letztendlich zwischen den so beschriebenen identitäts- und klassenpolitischen Fragen, eigentlich legitim 
ist. 
 
Wir greifen die Debatte auf und wundern uns, dass wir im ewigen Konflikt der Schuldfrage verhaftet 
bleiben. Und das, obwohl gleichzeitig unser Wähler:innenanteil kontinuierlich sinkt. 
Ein zentraler Bestandteil eines Diskurses ist dabei die Sprache, denn Diskurse legen Sprachen und 
Denkweisen fest, die zu einer bestimmten Zeit zur Verfügung stehen. Diskurse bestimmen, wie man über 
etwas redet und wie nicht über etwas geredet wird bzw. werden darf/kann. In diesem Sinne ist die 
Debatte über das Gendern schlicht und einfach überholt, weil sie als gesellschaftlicher Diskurs stattfindet. 
Aber es ist eben auch eine Klassenfrage. 
Ein Beispiel: Seit von Ingenieurinnen und nicht nur von Ingenieuren gesprochen wird, hat sich der Anteil 
von Frauen unter den Studienanfängern erhöht, wenn auch nur leicht. Dieses kleine Beispiel soll kurz 
skizzieren, wie Gendern auch die Arbeitsteilung beeinflussen kann. 
Ein weiteres Beispiel: Im Zuge der Corona-Pandemie wurde vor allem das Thema „Care-Arbeit“, also die 
unbezahlten und bezahlten (re-)produktiven Tätigkeiten des Sorgens und Sich-Kümmerns in den 
politischen Fokus gerückt. Dabei werden zwei Drittel der Care-Arbeit von Frauen geleistet. Auch der junge 
Feminismus rückt seit einigen Jahren genau dieses Thema in den Fokus. Und unsere Aufgabe muss es 
sein, beide Kämpfe zu verbinden! 
 
Beide Beispiele verdeutlichen, dass die Frage bereits anhand von gesellschaftlichen Prozessen 
beantwortet wird. 
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Sowohl identitätspolitische als auch klassenpolitische Fragen sind miteinander zu verbinden und nicht 
gegeneinander zu setzen. Denn prekär Beschäftigte finden sich überall - zum Beispiel in der Stadt in Form 
vom prekär beschäftigten Fahrradboten, bei Beschäftigten aus Osteuropa oder auch in der radikalen 
Ausbeutung von Mini-Selbstständigen. Die Artikulation von politischen Forderungen, oder auch Angeboten 
für ökonomisch Abgehängte, liegt dabei nicht im Anspruch von bestimmten „Normalitätskriterien“ wie sie 
von anderen Parteien beschrieben werden, sondern richtet sich an alle Menschen.“ 
 
 
 
Begründung: 
 
Erfolgt mündlich. 
 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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Sowohl identitätspolitische als auch klassenpolitische Fragen sind miteinander zu verbinden und nicht 
gegeneinander zu setzen. Denn prekär Beschäftigte finden sich überall - zum Beispiel in der Stadt in Form 
vom prekär beschäftigten Fahrradboten, bei Beschäftigten aus Osteuropa oder auch in der radikalen 
Ausbeutung von Mini-Selbstständigen. Die Artikulation von politischen Forderungen, oder auch Angeboten 
für ökonomisch Abgehängte, liegt dabei nicht im Anspruch von bestimmten „Normalitätskriterien“ wie sie 
von anderen Parteien beschrieben werden, sondern richtet sich an alle Menschen.“ 
 
 
 
Begründung: 
 
Erfolgt mündlich. 
 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 

 

DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

A. Leitantrag 

A.1. „Perspektive 2024“ - Sozial gerecht für Sachsen 

Ä.A.1.5.  Änderungsantrag: Ergänzung Bevölkerungsentwicklung 
Sachsen 

Einreicherin: Marika Tändler-Walenta 

Unterstützer*innen: Kreisvorstand Mittelsachsen 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 
Ergänzung in Zeile 59 nach „…der nächsten Jahre an.": 
 
„Das Statistische Bundesamt erwartet, dass in Deutschland bis 2050 mindestens zwölf Millionen weniger 
Menschen leben als heute. In Gesamt-Ostdeutschland, das bereits seit Jahren stark an Bevölkerung 
verliert, sind seit 1990 insgesamt 96 % aller Gemeinden geschrumpft. Stabil oder wachsend sind in den 
neuen Bundesländern bestenfalls die Groß- und Kleinstädte. Ungebremst schrumpfen auch die 
Mittelstädte, fast 97 % von ihnen haben Einwohner:innen verloren. Sachsen hat dabei nicht nur stark 
rückläufige Einwohner:innenzahlen, es schrumpfen auch ausnahmslos alle Gemeinden seit 1990. 
Auch DIE LINKE Sachsen ist von dieser Entwicklung betroffen, die Mitgliederzahlen in den Kreisverbänden 
sind rückläufig. Dresden ist stabil, Zuwächse verzeichnet DIE LINKE in Leipzig. 
Während DIE LINKE in den ländlich-peripheren Regionen nur schwer Mitglieder gewinnen kann und vor 
einer Überalterung der Mitgliedschaft steht, gewinnen die städtischen Gebiete kontinuierlich Mitglieder. 
Ein klassischer Prozess dabei ist, dass junge Menschen, die in Kreisverbänden aktiviert werden konnten, 
die ländlichen Regionen verlassen, um in die Städte zu ziehen und dort bestenfalls im Stadtverband aktiv 
werden oder aber Sachsen gleich ganz verlassen.“ 
 
 
Begründung: 
 
DIE LINKE muss die Bevölkerungsentwicklung in Sachsen zur Vorbereitung der Bürgermeister- und 
Landratswahlen 2022 sowie Kommunalwahlen 2024 berücksichtigen. 
 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

A. Leitantrag 

A.1. „Perspektive 2024“ - Sozial gerecht für Sachsen 

Ä.A.1.6.  Änderungsantrag: Ergänzung politische Aufgaben 

Einreicherin: Marika Tändler-Walenta 

Unterstützer*innen: Kreisvorstand Mittelsachsen 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 
Ergänzung in Z. 109: Neues Kapitel 6. 
 
„6. Politische Aufgaben - Perspektive 2024 
 
Die Wahl zum 20. Deutschen Bundestag  2021 war kein Erfolg für die Linke - sowohl als parlamentarische 
Vertretung als auch für die gesamte linke Bewegung. Das hat Gründe, die nicht nur in den letzten Wochen 
zu suchen sind. 
 
Mit unter 5 % sind wir zwar aufgrund der drei Direktmandate knapp im Deutschen Bundestag vertreten, 
haben aber bei weitem nicht unser Potenzial genutzt. 
Eine repräsentative Umfrage kommt im März 2021 zu dem Ergebnis, dass die LINKE über ein 
Wähler:innenpotenzial von 30 % in Ostdeutschland verfügt.  Die Frage lautete: „Welche der folgenden 
Parteien können Sie sich vorstellen, bei einer Bundestagswahl zu wählen?“, dabei konnten 
Mehrfachangaben abgegeben werden. Zudem wurden die Ergebnisse bei der im März 2021 
durchgeführten Befragung auf die verschiedenen Alterskohorten aufgeschlüsselt: Bei der Alterskohorte bis 
35 Jahren gaben 30 % an, sich vorstellen zu können, bei der Bundestagswahl DIE LINKE zu wählen, in der 
Kohorte 35-49 waren es 21 %, bei 50-64 Jahren 19 % und bei den 65+ 17 % für Gesamtdeutschland. 
 
Deutlich wird: das Potenzial ist da, allerdings ist es uns nicht gelungen, dieses zu aktivieren. Dafür braucht 
es einen gemeinsamen Plan der LINKEN, um noch Vertreterin der Interessen eines Teils der Bevölkerung 
in Sachsen und in Deutschland sein zu können. Es ist nun an der Zeit, die richtigen Fragen zu stellen. 
Warum gelingt es uns nicht, die städtischen und die ländlichen Interessenlagen miteinander zu 
verknüpfen? Wieso haben wir so schlechte Wahlergebnisse bei der mittleren Generation, vor allem 
zwischen 35 und 55? Warum sind viele Menschen offensichtlich so von der Politik enttäuscht, dass sie in 
Sachsen einer Nazi-Partei mehrheitlich die Stimme geben? 
 
Es ist Zeit, den Mut zu haben, in die Offensive zu gehen und es ist Zeit, endlich für das einzustehen, wofür 
es uns als Partei DIE LINKE gibt: die Vertreterin der Interessen der Menschen zu sein, die weder eine 
korrupte und sich selbst bereichernde CDU und erst recht keine Nazi-Partei wählen wollen. Genau das 
sind unsere Wähler:innen. Wir müssen wieder mutiger werden, wir müssen wieder angriffslustiger werden 
und vor allem müssen wir es jetzt tun.“ 
 
 
Begründung: 
 
Erfolgt mündlich 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

A. Leitantrag 

A.1. „Perspektive 2024“ - Sozial gerecht für Sachsen 

Ä.A.1.6.  Änderungsantrag: Ergänzung politische Aufgaben 

Einreicherin: Marika Tändler-Walenta 

Unterstützer*innen: Kreisvorstand Mittelsachsen 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 
Ergänzung in Z. 109: Neues Kapitel 6. 
 
„6. Politische Aufgaben - Perspektive 2024 
 
Die Wahl zum 20. Deutschen Bundestag  2021 war kein Erfolg für die Linke - sowohl als parlamentarische 
Vertretung als auch für die gesamte linke Bewegung. Das hat Gründe, die nicht nur in den letzten Wochen 
zu suchen sind. 
 
Mit unter 5 % sind wir zwar aufgrund der drei Direktmandate knapp im Deutschen Bundestag vertreten, 
haben aber bei weitem nicht unser Potenzial genutzt. 
Eine repräsentative Umfrage kommt im März 2021 zu dem Ergebnis, dass die LINKE über ein 
Wähler:innenpotenzial von 30 % in Ostdeutschland verfügt.  Die Frage lautete: „Welche der folgenden 
Parteien können Sie sich vorstellen, bei einer Bundestagswahl zu wählen?“, dabei konnten 
Mehrfachangaben abgegeben werden. Zudem wurden die Ergebnisse bei der im März 2021 
durchgeführten Befragung auf die verschiedenen Alterskohorten aufgeschlüsselt: Bei der Alterskohorte bis 
35 Jahren gaben 30 % an, sich vorstellen zu können, bei der Bundestagswahl DIE LINKE zu wählen, in der 
Kohorte 35-49 waren es 21 %, bei 50-64 Jahren 19 % und bei den 65+ 17 % für Gesamtdeutschland. 
 
Deutlich wird: das Potenzial ist da, allerdings ist es uns nicht gelungen, dieses zu aktivieren. Dafür braucht 
es einen gemeinsamen Plan der LINKEN, um noch Vertreterin der Interessen eines Teils der Bevölkerung 
in Sachsen und in Deutschland sein zu können. Es ist nun an der Zeit, die richtigen Fragen zu stellen. 
Warum gelingt es uns nicht, die städtischen und die ländlichen Interessenlagen miteinander zu 
verknüpfen? Wieso haben wir so schlechte Wahlergebnisse bei der mittleren Generation, vor allem 
zwischen 35 und 55? Warum sind viele Menschen offensichtlich so von der Politik enttäuscht, dass sie in 
Sachsen einer Nazi-Partei mehrheitlich die Stimme geben? 
 
Es ist Zeit, den Mut zu haben, in die Offensive zu gehen und es ist Zeit, endlich für das einzustehen, wofür 
es uns als Partei DIE LINKE gibt: die Vertreterin der Interessen der Menschen zu sein, die weder eine 
korrupte und sich selbst bereichernde CDU und erst recht keine Nazi-Partei wählen wollen. Genau das 
sind unsere Wähler:innen. Wir müssen wieder mutiger werden, wir müssen wieder angriffslustiger werden 
und vor allem müssen wir es jetzt tun.“ 
 
 
Begründung: 
 
Erfolgt mündlich 
 
 

 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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Berichte
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

B. Berichte 

B.1. Bericht des Landesvorstands an den Landesparteitag an den 
16. Landesparteitag 1. Tagung 

Einreicher*innen: Landesvorstand 
 

 
Allgemeines 
 
Die Wahlperiode des Landesvorstandes wurde durch die Einschränkungen und Herausforderungen der 
Coronapandemie stark beeinflusst. Insbesondere die Aufstellung der Direktkandidat*innen hat uns vor 
große Herausforderungen gestellt. Trotzdem wurde u. a. eine Landesvertreter*innenversammlung 
erfolgreich unter Pandemiebedingungen durchgeführt. Durch die pandemisch bedingte Umstellung, 
Beratungen als Videokonferenzen durchzuführen, konnten wir eine kontinuierliche Arbeit gewährleisten 
und überdies wurde der Landesparteitag im Oktober 2020 gelungen als Hybridparteitag (Präsenz und 
digital) realisiert. Es ist des Weiteren festzustellen, dass durch die Umstellung auf virtuelle Beratungen 
wieder deutlich mehr Genoss*innen an den verschiedenen Sitzungen teilgenommen haben. Wir müssen 
aber auch selbstkritisch feststellen, dass die Umstellung auf digitale Sitzungen nicht alle Genoss*innen 
mitnehmen konnte und insbesondere auf der Ebene der Ortsverbände viele vornehmlich ältere 
Genoss*innen, während den Hochphasen der Pandemie, keine Teilhabe mehr an unserer Partei hatten. 
Zwei Mitglieder sind aus beruflichen Gründen aus dem Landesvorstand zurückgetreten.  
 
Der Landesvorstand hat – Stand Oktober 2021 – 250 Anträge behandelt. Ferner  hat sich der 
Landesparteitag inhaltlich mit den Folgen der Pandemie beschäftigt und ein Positionspapier „Corona und 
Forderungen zur sozialen Sicherheit während und nach der Pandemie“ verabschiedet. Zudem haben wir 
gemeinsam mit der Landtagsfraktion den Abschlussbericht von ALEXSA beschlossen.  
 
Der Informationsfluss über die Arbeit des Landesvorstandes an die Mitglieder wurde stark ausgebaut. So 
wird ein großer Teil der Mitglieder über die Sitzungsinhalte und Beschlüsse des Landesvorstandes zeitnah 
informiert. Die Landeszeitung wurde eingestellt und ein neues Kommunikationskonzept beschlossen. Dass 
nun aber die Genoss*innen ohne E-Mailadresse auch weiterhin informiert bleiben, werden diese nun zwei 
Mal im Jahr durch einen Mitgliederbrief schriftlich über die Arbeit des Landesvorstandes in Kenntnis 
gesetzt. Um die Digitalisierung im Landesvorstand weiter auszubauen, wurde die Aktion “Ins Netz 
gegangen“ ins Leben gerufen. Diese dient der Unterstützung von Genoss*innen, die noch Hilfe bei der 
Nutzung des Internets benötigen. Die Umsetzung bleibt eine Daueraufgabe, auch nach dem Ende der 
Pandemie, und hängt nicht nur vom Wirken des Landesvorstandes ab, sondern braucht auch die 
Einbindung technikaffiner Genoss*innen auf der Ebene der Kreisverbände. 
 
Es wurde eine Strukturdebatte im Landesverband mit den Kreisverbänden und der Basis durchgeführt. 
Dazu wurde ein Strukturplenum mit mehreren Sitzungen und Arbeitsgruppen durchgeführt sowie 
Regionalkonferenzen und eine Mitgliederbefragung. Der Prozess ist mit der gemeinsamen Beratung am 
02.09.2021 vorerst geendet. 
 
Der Landesvorstand wurde vom Landesparteitag beauftragt, verschiedene Räte einzuberufen: 
Gewerkschaftsrat, Bewegungsrat, Kommunalrat, Rat für politische Bildung, Mitgliederrat, 
Grundsatzkommission und eine Arbeitsgruppe zur Vorbereitung und Umsetzung des Kolloquiums. Diese 
Aufgabe wurde umgesetzt und die Arbeitsgruppen haben mit unterschiedlicher Intensität gearbeitet. 
Für 2020 war eine gemeinsame Friedenskonferenz mit Bund und Fraktion in der Lausitz geplant, 
allerdings musste diese leider aufgrund der pandemischen Situation  abgesagt werden. 
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Der Posten der Landesinklusionsbeauftragen wurde neu besetzt und in der Satzung verankert.  
 
Feminismus & Gleichstellung 
 
Darüber hinaus wurde die Debatte zur Stärkung der Frauen*strukturen vorangebracht und maßgebliche 
Schritte zur Schaffung einer stärkeren feministischen Praxis im Landesverband vollzogen. Dies mündete 
unter anderem in der Schaffung einer Vertrauensperson für sexualisierte Übergriffe, Belästigung und 
Gewalt. Zudem wurde eine Richtlinie und damit verbundene Leitlinien für einen Antisexistischen Konsens 
auf den Weg gebracht. In einer ersten Auftaktveranstaltung konnte die Frage nach einer 
gleichberechtigteren Praxis bereits mit Vertreter*innen aller Kreisverbände diskutiert werden. Externe 
Berater*innen, so z. B. Peter Bienwald, wurden im Erarbeitungsprozess hinzugezogen. 
 
Die Corona Pandemie hat soziale Ungleichheit verschärft und gesellschaftspolitische Schieflagen 
besonders deutlich gemacht. Dazu gehört im Besonderen bestehende geschlechtsspezifische 
Ungleichwertigkeit: Hier haben wir in einem gemeinsamen Positionspapier explizit auf die Notwendigkeit 
hingewiesen, die Krise auch unter feministischen Aspekten zu verstehen sowie besondere Bedarfslagen 
von FLINTA* deutlich gemacht. 
Auch unsere weiblichen* Mitglieder haben im Zuge der Corona Pandemie viele Herausforderungen 
meistern müssen. Darum haben wir uns mit einem landesweiten Brief als Solidaritätsbotschaft an alle 
Frauen* im Landesverband gewandt. Der Frauen*kampftag am 08. März konnte trotz aller Erschwernisse 
erfolgreich bestritten werden, u. a. durch gezielte Formate, Social Media Angebote und Materialien, die 
eine Öffentlichkeit trotz fehlender Präsenzveranstaltungen möglich machten. Das diesjährige Oberthema 
war: "Wir klatschen nicht nur, wir kämpfen mit euch!" 
Insbesondere dank des Engagements der LAG Queer und in Zusammenarbeit mit der Landtagsfraktion 
waren wir überdies im Rahmen der diesjährigen CSDs und ersten Queer Prides als LINKE Sachsen präsent 
und mit unseren Forderungen sichtbar. 
Zur Vorbereitung der Bundestagswahl und Diskussion weiterer Schritte zur Gleichstellungspolitik im 
Landesverband hat sich darüber hinaus eine neue temporäre Arbeitsgruppe gegründet, die unter 
fem_crew@dielinke-sachsen.de erreichbar ist. 
 
Politische Bildung im Landesverband 
 
Eine erste Maßnahme in der Wahlperiode war die Einrichtung des Rates politische Bildung. Zunächst war 
hier die Beteiligung recht hoch, allerdings nahm das Interesse über die Zeit spürbar ab. Ein Problem war 
unter anderem der unklare Auftrag des Rates sowie das anfängliche Fehlen verbindlicher Regeln. Dadurch 
wurden Konflikte vorrangig auf persönlicher Ebene und nicht auf inhaltlich-sachlicher Ebene ausgetragen, 
was zur Resignation insbesondere jüngerer Genoss*innen geführt hat. 
Mit dem Aufkommen der sog. Querdenker-Demos wurde der Konflikt im Rat auch zunehmend präsenter. 
Infolgedessen wurde ein Ombudsverfahren eingeleitet, was zwar die Erarbeitung verbindlicher Regeln mit 
sich brachte, schließlich aber auch zu einem Mangel an Beteiligung führte. In der Folge verlegte sich der 
Rat auf die gegenseitige Schulung der verbliebenen Mitglieder; eine gemeinsame Veranstaltung reichte 
leider nicht über die Grundzüge einer Planung hinaus. 
 
Ein weiteres Projekt in diesem Rahmen war die Beteiligung an der Sommerakademie des Vereins Linke 
Bildung und Kultur für Sachsen e. V. im Frühjahr 2020. Diese musste aufgrund der Pandemie als digitale 
Sommerakademie stattfinden. Wir waren in der Lage, diese Herausforderung zu meistern und konnten 10 
Veranstaltungen zu unterschiedlichen Themen anbieten, einige davon auch parallel. Die hier gewonnenen 
Erfahrungen in der Organisation und Umsetzung digitaler Bildungsveranstaltungen waren von besonderem 
Wert und sind es auch für die Zeit nach der Pandemie. Eins der wichtigsten Erkenntnisse ist der Wegfall 
des Faktors "Raum" für Veranstaltungen des Landesverbandes, wodurch eine breite Beteiligung 
interessierter Genoss*innen aus allen Kreisverbänden ermöglicht werden kann. 
 
Diese Erfahrungen konnten auch effektiv in die Umsetzung der Elektroprovod-Reihe zur Vorbereitung des 
Wahlkampfes 2021 einfließen. Hierzu kamen zahlreiche Rückmeldungen aus den Kreisverbänden, die sich 



Arbeitsheft 2 25Berichte

Der Posten der Landesinklusionsbeauftragen wurde neu besetzt und in der Satzung verankert.  
 
Feminismus & Gleichstellung 
 
Darüber hinaus wurde die Debatte zur Stärkung der Frauen*strukturen vorangebracht und maßgebliche 
Schritte zur Schaffung einer stärkeren feministischen Praxis im Landesverband vollzogen. Dies mündete 
unter anderem in der Schaffung einer Vertrauensperson für sexualisierte Übergriffe, Belästigung und 
Gewalt. Zudem wurde eine Richtlinie und damit verbundene Leitlinien für einen Antisexistischen Konsens 
auf den Weg gebracht. In einer ersten Auftaktveranstaltung konnte die Frage nach einer 
gleichberechtigteren Praxis bereits mit Vertreter*innen aller Kreisverbände diskutiert werden. Externe 
Berater*innen, so z. B. Peter Bienwald, wurden im Erarbeitungsprozess hinzugezogen. 
 
Die Corona Pandemie hat soziale Ungleichheit verschärft und gesellschaftspolitische Schieflagen 
besonders deutlich gemacht. Dazu gehört im Besonderen bestehende geschlechtsspezifische 
Ungleichwertigkeit: Hier haben wir in einem gemeinsamen Positionspapier explizit auf die Notwendigkeit 
hingewiesen, die Krise auch unter feministischen Aspekten zu verstehen sowie besondere Bedarfslagen 
von FLINTA* deutlich gemacht. 
Auch unsere weiblichen* Mitglieder haben im Zuge der Corona Pandemie viele Herausforderungen 
meistern müssen. Darum haben wir uns mit einem landesweiten Brief als Solidaritätsbotschaft an alle 
Frauen* im Landesverband gewandt. Der Frauen*kampftag am 08. März konnte trotz aller Erschwernisse 
erfolgreich bestritten werden, u. a. durch gezielte Formate, Social Media Angebote und Materialien, die 
eine Öffentlichkeit trotz fehlender Präsenzveranstaltungen möglich machten. Das diesjährige Oberthema 
war: "Wir klatschen nicht nur, wir kämpfen mit euch!" 
Insbesondere dank des Engagements der LAG Queer und in Zusammenarbeit mit der Landtagsfraktion 
waren wir überdies im Rahmen der diesjährigen CSDs und ersten Queer Prides als LINKE Sachsen präsent 
und mit unseren Forderungen sichtbar. 
Zur Vorbereitung der Bundestagswahl und Diskussion weiterer Schritte zur Gleichstellungspolitik im 
Landesverband hat sich darüber hinaus eine neue temporäre Arbeitsgruppe gegründet, die unter 
fem_crew@dielinke-sachsen.de erreichbar ist. 
 
Politische Bildung im Landesverband 
 
Eine erste Maßnahme in der Wahlperiode war die Einrichtung des Rates politische Bildung. Zunächst war 
hier die Beteiligung recht hoch, allerdings nahm das Interesse über die Zeit spürbar ab. Ein Problem war 
unter anderem der unklare Auftrag des Rates sowie das anfängliche Fehlen verbindlicher Regeln. Dadurch 
wurden Konflikte vorrangig auf persönlicher Ebene und nicht auf inhaltlich-sachlicher Ebene ausgetragen, 
was zur Resignation insbesondere jüngerer Genoss*innen geführt hat. 
Mit dem Aufkommen der sog. Querdenker-Demos wurde der Konflikt im Rat auch zunehmend präsenter. 
Infolgedessen wurde ein Ombudsverfahren eingeleitet, was zwar die Erarbeitung verbindlicher Regeln mit 
sich brachte, schließlich aber auch zu einem Mangel an Beteiligung führte. In der Folge verlegte sich der 
Rat auf die gegenseitige Schulung der verbliebenen Mitglieder; eine gemeinsame Veranstaltung reichte 
leider nicht über die Grundzüge einer Planung hinaus. 
 
Ein weiteres Projekt in diesem Rahmen war die Beteiligung an der Sommerakademie des Vereins Linke 
Bildung und Kultur für Sachsen e. V. im Frühjahr 2020. Diese musste aufgrund der Pandemie als digitale 
Sommerakademie stattfinden. Wir waren in der Lage, diese Herausforderung zu meistern und konnten 10 
Veranstaltungen zu unterschiedlichen Themen anbieten, einige davon auch parallel. Die hier gewonnenen 
Erfahrungen in der Organisation und Umsetzung digitaler Bildungsveranstaltungen waren von besonderem 
Wert und sind es auch für die Zeit nach der Pandemie. Eins der wichtigsten Erkenntnisse ist der Wegfall 
des Faktors "Raum" für Veranstaltungen des Landesverbandes, wodurch eine breite Beteiligung 
interessierter Genoss*innen aus allen Kreisverbänden ermöglicht werden kann. 
 
Diese Erfahrungen konnten auch effektiv in die Umsetzung der Elektroprovod-Reihe zur Vorbereitung des 
Wahlkampfes 2021 einfließen. Hierzu kamen zahlreiche Rückmeldungen aus den Kreisverbänden, die sich 

deutlich für eine zukünftige Beibehaltung eines entsprechenden Formates aussprechen, das Fähigkeiten 
und Handwerkszeug für die tägliche politische Arbeit vermittelt, vorrangig vor inhaltlich-politischen 
Veranstaltungen. 
 
Zu erwähnen sind ferner zwei Projekte, die aufgrund von Pandemie und Wahlkampf leider noch nicht 
angelaufen sind, aber sich bereits in Vorbereitung befinden. Dies betrifft einerseits ein 
Schulungswochenende für Kreisgeschäftsführer*innen und Kreisschatzmeister*innen, das in das Frühjahr 
2022 geschoben wurde sowie das Projekt 10x Links im Alltag, für das die Auftaktveranstaltung für den 
09.10.2021 angesetzt ist. 
 
Europa- und Außenpolitik im Landesverband 
 
Zu Beginn dieser Legislaturperiode gab es Pläne und Absichten, uns vertiefend mit den Genoss*innen aus 
unseren Nachbarländern zu vernetzen und gemeinschaftliche Projekte anzugehen. Sei es nun mit der 
KSCM (Kommunistische Partei Böhmens und Mährens), mit welcher wir auch in den vergangenen Jahren 
enge Beziehungen pflegten, als auch mit Lewica Razem (Gemeinsame Linke) und deren Fraktion im 
Polnischen Unterhaus Lewica (die Linke). Leider machte uns hier die Coronapandemie einen Strich durch 
die Rechnung und es blieb bei gelegentlichen Gesprächen, um zu erfahren, was die jeweiligen Probleme 
der Genoss*innen waren/sind und was für Lösungen sie bereithielten. Gerade bezüglich der KSCM ist 
dies besonders schade, da diese um den Wiedereinzug in das Tschechische Parlament kämpfen und wir 
dort gern unterstützt hätten. Auch haben die Polnischen Genoss*innen einen schweren Stand und sehen 
sich tagein, tagaus von Repressionen durch die amtierende PiS-Partei bedroht. Nichtsdestotrotz blieben 
und bleiben wir weiterhin in Kontakt und planen schon die kommenden Zusammenarbeiten, sei dies nun 
durch die Teilnahme an der kommenden sächsischen Bildungskonferenz oder weiteren 
Zusammenarbeiten. 
 
Bericht der Grundsatzkommission 
 
Mit der Einrichtung der Grundsatzkommission kam eine einzigartige Institution hinzu – nicht nur im 
Landesverband, sondern auch für die Gesamtpartei – um die Idee des Demokratischen Sozialismus in das 
21. Jahrhundert zu transferieren. 
 
Mit dabei sind und waren: 
 
• Susanne Schaper (Co-Vorsitzende) 
• Stefan Hartmann (Co-Vorsitzender) 
• Prof. Dr. Horst Junginger (Inhaber des Lehrstuhls für Religionswissenschaften und Religionskritik: 

Uni Leipzig) 
• Prof. Dr. em. Uwe Hirschfeld (emeritiert: Evangelische Hochschule Dresden) 
• Prof. Dr. Constanze Berndt (Evangelische Hochschule Dresden: Sozialwissenschaften) 
• Sarah Göthling (ex-SDS, Kulturwissenschaftlerin und Basismitglied) 
• Franziska Fehst (ehemalige Bundessprecherin Linksjugend [´Solid] und Basismitglied) 
• Björn Reichel (Mitglied des Landesvorstand) 
• Jennifer Trültzsch (Jugendpolitische Sprecherin der Linksjugend Sachsen) 
• Ralf Becker (Landesratsmitglied) 
• Dr. Adam Bednarsky (Vorsitzender Stadtverband Leipzig) 
 
Zusammen wurde sich mindestens einmal alle 1,5 - 2 Monate (i. d. R. online) getroffen und über 
unterschiedliche Ansätze debattiert, wie wir uns dem Thema nähern sollten. Dazu luden wir uns 
verschiedenste Gäste ein, wie z. B. Axel Troost und Nina Treu, um einen wirtschaftlichen Ansatzpunkt zu 
wählen und um über alternative Wirtschaftsansätze innerhalb eines Demokratischen Sozialismus zu 
sprechen. Herausgestellt wurde beispielsweise der des „Degrowth“, also der Verringerung von Konsum 
und Produktion und damit auch des Bruttoinlandsproduktes, als ein Weg zu mehr sozialer Gerechtigkeit. 
Nach vielen Ansätzen und Diskussionen ist es uns allerdings gelungen, das Thema Care-Arbeit, also die 
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Tätigkeiten des Sorgens und Sich-Kümmerns, in den Vordergrund zu stellen. Darunter fällt 
Kinderbetreuung oder Altenpflege, aber auch familiäre Unterstützung, häusliche Pflege oder Hilfe unter 
Freund*innen. Bislang werden diese Arbeiten überwiegend von Frauen* geleistet, oft als unbezahlte 
Hausarbeit ausgeführt, aber als gesellschaftlich notwendig und selbstverständlich angesehen. Aus unserer 
Sicht stellt dies einen Querschnittsansatz dar, der sowohl die Gesellschaft und Wirtschaft mit abdeckt und 
somit ein gutes Beispiel sein kann, um unseren Ansatz zu versinnbildlichen. 
 
Veranstaltungen/Unterstützung: 
 
Unsere Vorsitzenden haben mit Aufkommen der Pandemie Videosprechstunden angeboten.  
Wir haben die Kreisverbände dazu aufgerufen, sich aktiv an den verschiedenen Gedenkveranstaltungen zu 
beteiligen. Hieran nahmen auch Mitglieder des Landesvorstandes teil. Zudem haben wir vielerlei 
Oberbürgermeister*innenwahlen sowie die bisherigen Landratswahlen unterstützt. Hinzu kommt ein 
umfangreicher Diskussions- und Änderungsprozess zum Bundestagswahlprogramm, den wir entlang 
thematischer Themenbereiche in vielen Einzelsitzungen umgesetzt haben. Der Landesverband hat sich 
inhaltlich außerdem mit einer eigenen Veranstaltung am Diskurs zu 30 Jahren Einheit beteiligt sowie auch 
vielerorts im Rahmen des Frauen*kampftages. Darüber hinaus hat der Landesvorstand eine 
Bildungskonferenz sowie zwei Ökokonferenzen unterstützt. Ein weiteres großes Projekt war die 
Diskussion zur Gleichstellung und Erarbeitung der Anti-Sexismus Richtlinie mit den Kreisverbänden. 
Selbstverständlich hat der Landesvorstand auch diverse Protestaktionen unterstützt. 
 
Innerparteilicher Austausch 
 
Der Landesvorstand hat sich mehrmals mit den Sprecher*innen der LAGs, dem Sprecher*innenrat der 
Linksjugend sowie den Kreis- und Ortsvorsitzenden ausgetauscht. Durch die Umstellung auf 
Videokonferenzen konnte wie gesagt festgestellt werden, dass sich die Teilnahme, auch von Gästen, sehr 
erhöht hat. 
Auch mit unserer Ombudsperson bestand ein kontinuierlicher Austausch zum Thema innerparteiliche 
Demokratie. Die Mitglieder des gf. Landesvorstandes waren konstant im Austausch mit den 
Sprecher*innen des Landesrates und haben auch an den Sitzungen des Landerates teilgenommen.  
Neben den wöchentlichen Beratungen mit dem Fraktionsvorstand und dem regelmäßigen Austausch mit 
der Fraktion wurde ein Aktionsrat gegründet. An diesem nahmen neben den Landesvorsitzenden, der 
Geschäftsführerin und eine*r Vertreter*in der Fraktion auch Vertreter*innen der AG 27, Mitarbeiter*innen 
der Landesgeschäftsstelle und die beiden Verantwortlichen für Öffentlichkeitsarbeit teil.  Zusätzlich gab es 
einen regelmäßigen Austausch mit den Bundestagsabgeordneten und der Europaabgeordneten.  
 
Der thematische Austausch erfolgte zu folgenden Themen: 
 
• Koalitionsvertrag 
• Verfassungsdebatte und Schuldenbremse 
• Wahlen in anderen Bundesländern (inklusive MP-Wahl in Thüringen) 
• Umgang mit dem Thema Russland 
• Corona-Politik 
• Umgang mit Querdenkern 
• Europapolitik 
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Tätigkeiten des Sorgens und Sich-Kümmerns, in den Vordergrund zu stellen. Darunter fällt 
Kinderbetreuung oder Altenpflege, aber auch familiäre Unterstützung, häusliche Pflege oder Hilfe unter 
Freund*innen. Bislang werden diese Arbeiten überwiegend von Frauen* geleistet, oft als unbezahlte 
Hausarbeit ausgeführt, aber als gesellschaftlich notwendig und selbstverständlich angesehen. Aus unserer 
Sicht stellt dies einen Querschnittsansatz dar, der sowohl die Gesellschaft und Wirtschaft mit abdeckt und 
somit ein gutes Beispiel sein kann, um unseren Ansatz zu versinnbildlichen. 
 
Veranstaltungen/Unterstützung: 
 
Unsere Vorsitzenden haben mit Aufkommen der Pandemie Videosprechstunden angeboten.  
Wir haben die Kreisverbände dazu aufgerufen, sich aktiv an den verschiedenen Gedenkveranstaltungen zu 
beteiligen. Hieran nahmen auch Mitglieder des Landesvorstandes teil. Zudem haben wir vielerlei 
Oberbürgermeister*innenwahlen sowie die bisherigen Landratswahlen unterstützt. Hinzu kommt ein 
umfangreicher Diskussions- und Änderungsprozess zum Bundestagswahlprogramm, den wir entlang 
thematischer Themenbereiche in vielen Einzelsitzungen umgesetzt haben. Der Landesverband hat sich 
inhaltlich außerdem mit einer eigenen Veranstaltung am Diskurs zu 30 Jahren Einheit beteiligt sowie auch 
vielerorts im Rahmen des Frauen*kampftages. Darüber hinaus hat der Landesvorstand eine 
Bildungskonferenz sowie zwei Ökokonferenzen unterstützt. Ein weiteres großes Projekt war die 
Diskussion zur Gleichstellung und Erarbeitung der Anti-Sexismus Richtlinie mit den Kreisverbänden. 
Selbstverständlich hat der Landesvorstand auch diverse Protestaktionen unterstützt. 
 
Innerparteilicher Austausch 
 
Der Landesvorstand hat sich mehrmals mit den Sprecher*innen der LAGs, dem Sprecher*innenrat der 
Linksjugend sowie den Kreis- und Ortsvorsitzenden ausgetauscht. Durch die Umstellung auf 
Videokonferenzen konnte wie gesagt festgestellt werden, dass sich die Teilnahme, auch von Gästen, sehr 
erhöht hat. 
Auch mit unserer Ombudsperson bestand ein kontinuierlicher Austausch zum Thema innerparteiliche 
Demokratie. Die Mitglieder des gf. Landesvorstandes waren konstant im Austausch mit den 
Sprecher*innen des Landesrates und haben auch an den Sitzungen des Landerates teilgenommen.  
Neben den wöchentlichen Beratungen mit dem Fraktionsvorstand und dem regelmäßigen Austausch mit 
der Fraktion wurde ein Aktionsrat gegründet. An diesem nahmen neben den Landesvorsitzenden, der 
Geschäftsführerin und eine*r Vertreter*in der Fraktion auch Vertreter*innen der AG 27, Mitarbeiter*innen 
der Landesgeschäftsstelle und die beiden Verantwortlichen für Öffentlichkeitsarbeit teil.  Zusätzlich gab es 
einen regelmäßigen Austausch mit den Bundestagsabgeordneten und der Europaabgeordneten.  
 
Der thematische Austausch erfolgte zu folgenden Themen: 
 
• Koalitionsvertrag 
• Verfassungsdebatte und Schuldenbremse 
• Wahlen in anderen Bundesländern (inklusive MP-Wahl in Thüringen) 
• Umgang mit dem Thema Russland 
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• Umgang mit Querdenkern 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

B. Berichte 

B.2. Bericht der Ombudsperson an den Landesparteitag an den 
16. Landesparteitag 1. Tagung 

Einreicher: Dieter Gaitzsch 
 

 
Seit der 3. Tagung des 15. Landesparteitages wurden folgende Anfragen weitergeführt: 

• Anfrage aus dem Erzgebirge durch die Kreisgeschäftsführerin. Gespräche mit ihr und einer 
Genossin. Ein gemeinsames Gespräch mit den beiden Genossinnen an einem neutralen Ort kam 
noch nicht zustande, ist aber weiterhin geplant. 

o Keine Weiterführung, da die geplanten persönlichen Gespräche nicht stattfinden konnten 
und seit der Wahl des neuen Kreisvorsitzenden kein weiterer Bedarf gemeldet wurde. 

• Landesrat zu überheblicher Ausdrucksweise des Sprechers der LAG Delegiertenmandat – wenn 
gewünscht, kann ein gemeinsames Gespräch noch erfolgen. 

o Die Ausdrucksweise wurde vom Sprecher der LAG als „Satire“ bezeichnet. Es wurde nach 
Rücksprache mit den Sprecher*innen kein Gespräch mehr geführt. 

• Kreisvorstand Meißen durch den Kreisvorsitzenden zu schlechter Zusammenarbeit im Kreis. 

o Es wurde zahlreiche Gespräche geführt, mit dem Kreisvorstand und dem Ortsverband 
Riesa persönlich. 

o Durch Corona wurden weitere Gespräche telefonisch geführt oder per Mail kommuniziert. 

o Ein Gespräch zur Verbesserung des persönlichen Verhältnisses zwischen dem 
Ortsvorsitzenden Coswig/Weinböhla, dem Kreisgeschäftsführer und dem 
Kreisvorsitzenden wurde geführt. Es wurden Absprachen zum künftigen Umgang im 
beiderseitigen Einvernehme getroffen. Nachfolgend kam es zu einer Entspannung des 
Verhältnisses. Die polemische und oft satirisch gemeinte Kommunikation des 
Ortsvorsitzenden wirkt auf manche Genoss*innen verletzend.  

o Auf der LVV kam es zur verbalen Beleidigung wegen des öffentlich geäußerten 
Wahlverhaltens einer Delegierten.  Der Kreisgeschäftsführer informierte die anwesende 
Ombudsperson. Sofortige Gespräche vor Ort als auch nachher führten zu keiner 
Entspannung. 

o Am 07.05.2021 wurde der Kreisvorstand und alle Ortsvorsitzenden von der 
Ombudsperson zu einem Gespräch über die Vorstellungen zur Parteiarbeit eingeladen. 
Diese Einladung war mit der Bitte verbunden, alle interessierten Genoss*innen 
einzuladen. Die Einladung wurde an teilweise nicht mehr gültige Mailadressen versendet. 
Dafür trägt die Ombudsperson die Verantwortung. Telefonisch und per Mail wurden die 
Rückfragen dazu geklärt.  

o Am 31.05.2021 fand das Gespräch, das wegen Corona online geführt werden musste, 
statt. Leider waren aus den Ortsverband Riesa die betroffenen Genoss*innen, trotz 
telefonischer Bitte der Ombudsperson und anderer Genoss*innen, nicht anwesend. 

o Das Ergebnis des Gesprächs: Es wird ein professioneller Supervisor beauftragt, weiterer 
Schritte zur Verbesserung der Zusammenarbeit durchzuführen. 
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o Es gab ein erstes Treffen der Ombudsperson mit dem Vertreter der Firma reSOURCE, 
welche für die Supervision angefragt wurde. 

o Dem Landesvorstand wurde ein Angebot der Firma reSOURCE unterbreitet.  

o Telefonisch wurde mit dem Vertreter der Firma reSOURCE abgestimmt, dass die 
Ombudsperson keine weiteren Aktivitäten unternimmt, bis die Supervision ihre Arbeit 
aufnimmt. Die weiteren Aktivitäten der Ombudsperson erfolgen in diesem Konflikt nur in 
Absprache mit den Durchführenden der Supervision.  

 

Folgende neue Anfragen wurden bearbeitet: 

• LAG Deutsch-Russische-Freundschaft (DRF) 

o Beide Sprecher*innen haben kein Vertrauen zueinander und erschweren damit die 
Arbeit der LAG. Der Mailverteiler der LAG wurde von der Sprecherin restriktiv 
verwendet und die Website der LAG wurde vom  Sprecher als private Website genutzt. 

o In einem Gespräch mit den Landesvorsitzenden, der Landesgeschäftsführerin, der 
Ombudsperson und einem Sprecher wurden die Kompetenzen im Mailverteiler und 
der Website neu geregelt.  

• Anfrage einer ehemaligen Genossin zur Teilnahme von Parteimitgliedern an Demonstrationen 
der Bewegung „Querdenken“. Diese Anfrage wurde nicht bearbeitet, weil die Ombudsperson 
hier befangen ist und deshalb nicht neutral agieren kann. Eine Weiterleitung an die 
Schiedskommission bzw. ein Antrag auf Abwahl der Ombudsperson wurden als weiteres 
Vorgehen für die Anfragende genannt. 

• Rat für politische Bildung  

o Die Debattenkultur war für einige Genoss*innen unerträglich. Es gab Beleidigungen 
und Beschimpfungen. 

o In einem gemeinsamen Termin am 08.12.2020 wurden die Regeln der 
Kommunikation und Debatte im Rat gemeinsam bestimmt.  

o In den nachfolgenden Sitzungen im Beisein der Ombudsperson gab es eine sachliche 
Debatte in einer guten Atmosphäre.  

• Anfrage aus dem Kreis Zwickau wegen nicht zu tolerierenden Umgangsformen eines 
Genossen. 

o Dem Genossen wurde die Bitte um Kontaktaufnahme mit der Ombudsperson 
übermittelt. 

 

Berichte: 

• Die Ombudsperson berichtete dem Landesrat in zwei Beratungen über die Arbeit und 
Schlussfolgerungen daraus. 

• Die Ombudsperson nahm mehrfach an Beratungen des Landesvorstandes teil und berichtete 
ebenfalls über die Arbeit und die Schlussfolgerungen daraus. 

 

Bisherige Erfahrungen: 

Es gibt 3 Problemfelder im Landesverband, die sich in manchen Fällen auch überlagern: 
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o Es gab ein erstes Treffen der Ombudsperson mit dem Vertreter der Firma reSOURCE, 
welche für die Supervision angefragt wurde. 

o Dem Landesvorstand wurde ein Angebot der Firma reSOURCE unterbreitet.  

o Telefonisch wurde mit dem Vertreter der Firma reSOURCE abgestimmt, dass die 
Ombudsperson keine weiteren Aktivitäten unternimmt, bis die Supervision ihre Arbeit 
aufnimmt. Die weiteren Aktivitäten der Ombudsperson erfolgen in diesem Konflikt nur in 
Absprache mit den Durchführenden der Supervision.  

 

Folgende neue Anfragen wurden bearbeitet: 

• LAG Deutsch-Russische-Freundschaft (DRF) 

o Beide Sprecher*innen haben kein Vertrauen zueinander und erschweren damit die 
Arbeit der LAG. Der Mailverteiler der LAG wurde von der Sprecherin restriktiv 
verwendet und die Website der LAG wurde vom  Sprecher als private Website genutzt. 

o In einem Gespräch mit den Landesvorsitzenden, der Landesgeschäftsführerin, der 
Ombudsperson und einem Sprecher wurden die Kompetenzen im Mailverteiler und 
der Website neu geregelt.  

• Anfrage einer ehemaligen Genossin zur Teilnahme von Parteimitgliedern an Demonstrationen 
der Bewegung „Querdenken“. Diese Anfrage wurde nicht bearbeitet, weil die Ombudsperson 
hier befangen ist und deshalb nicht neutral agieren kann. Eine Weiterleitung an die 
Schiedskommission bzw. ein Antrag auf Abwahl der Ombudsperson wurden als weiteres 
Vorgehen für die Anfragende genannt. 

• Rat für politische Bildung  

o Die Debattenkultur war für einige Genoss*innen unerträglich. Es gab Beleidigungen 
und Beschimpfungen. 

o In einem gemeinsamen Termin am 08.12.2020 wurden die Regeln der 
Kommunikation und Debatte im Rat gemeinsam bestimmt.  

o In den nachfolgenden Sitzungen im Beisein der Ombudsperson gab es eine sachliche 
Debatte in einer guten Atmosphäre.  

• Anfrage aus dem Kreis Zwickau wegen nicht zu tolerierenden Umgangsformen eines 
Genossen. 

o Dem Genossen wurde die Bitte um Kontaktaufnahme mit der Ombudsperson 
übermittelt. 

 

Berichte: 

• Die Ombudsperson berichtete dem Landesrat in zwei Beratungen über die Arbeit und 
Schlussfolgerungen daraus. 

• Die Ombudsperson nahm mehrfach an Beratungen des Landesvorstandes teil und berichtete 
ebenfalls über die Arbeit und die Schlussfolgerungen daraus. 

 

Bisherige Erfahrungen: 

Es gibt 3 Problemfelder im Landesverband, die sich in manchen Fällen auch überlagern: 

1. Lange gewachsene Konflikte zwischen Personen und Gruppierungen – Diese können nicht 
rückwirkend aufgelöst werden. Die Lösung sehe ich in einer klaren Aufgabenabgrenzung, um 
Reibungsflächen zu minimieren und der Entwicklung von Empathie füreinander. 

2. Konflikte mit einzelnen Personen, die in deren Persönlichkeit liegen – Keine Lösung durch die 
Ombudsperson in Gesprächen möglich. 

3. Konflikte zwischen erfahrenen Parteimitgliedern und jungen oder neuen Parteimitgliedern über die 
Art der politischen Arbeit.  

 

Fazit: 

Grundsätzlich ist für die Verbesserung der Kultur des Umgangs miteinander die Kommunikation zu 
verbessern. Es werden mehr Möglichkeiten zu Gesprächen mit „neutralen“ Personen – ähnlich der 
Ombudsperson – in den Kreisen benötigt.  

Das sollten erfahrene Parteimitglieder sein. Oft sind diese aber selbst in einer der Konfliktparteien 
verankert, somit ist deren Neutralität nicht immer gegeben. 

Der Inhalt von Ombudsarbeit ist in der Landespartei besser zu kommunizieren. Von der Ombudsperson 
wird die Rolle eines Schiedsrichters erwartet. Ombudsarbeit geht aber von Konfliktlösungen aus, welche 
die Konfliktparteien selbst finden. Die Ombudsperson hat die Aufgabe, zwischen den Konfliktparteien zu 
vermitteln und diesen beim Finden einer gemeinsamen Lösung zu unterstützen. 

Die Bereitschaft zur Kommunikation mit der oder den anderen Konfliktparteien ist weiterzuentwickeln. 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

B. Berichte 

B.3. Bericht des Landesinklusionsbeauftragtenteams an den 
Landesparteitag an den 16. Landesparteitag 1. Tagung 

Einreicher*innen: Ann-Kathrin Legath und Birger Höhn 
 

 
Der Beginn unserer Tätigkeit lag mitten in der „ersten Welle“ der COVID-19 Pandemie, deshalb sind zwei 
GenossInnen auf uns zu gekommen die, als Werkstättengänger*innen, Fragen hatten bzgl. Ihrer Rechte 
während dieser Zeit innerhalb Ihres Werkstättenbetriebes. Wir vermittelten Sie vorerst weiter an Kollegen 
der Gewerkschaft Ver.di und organisierten, aber gleichzeitig eine Videokonferenz mit Sören Pellmann, für 
interessierte GenossInnen um deren Fragen bzgl. Gewerkschaften, Werkstätten in Zusammenhang mit 
COVID-19 aufzuklären. 
 
Nach dem wir uns in allen Kreis-/Stadtverbänden sowie in den einzelnen Landesarbeitsgemeinschaften 
vorgestellt hatten, erreichten uns viele Glückwünsche, wofür wir uns einmal recht herzlich bedanken 
wollen.  
Es erreichten uns auch Vorschläge für mögliche Zusammenarbeiten, die wir aufgriffen und weiter 
ausbauen wollen. So wollen wir beispielsweise Kontakt mit dem Regenbogenhaus in Freiberg aufnehmen 
um dort einen von vielen Inklusionsstammtischen stattfinden zu lassen.  
 
Wir wurden bereits in mehrere Kreisverbände zu Kreisvorstandssitzungen eingeladen und möchten uns 
auch hier wieder bei den einzelnen Kreisverbänden für die Rückmeldungen und die Möglichkeit bedanken, 
uns persönlich vorzustellen. 
 
Darüber hinaus durften wir bereits erste Beratungsgespräche zum Thema Landesinklusion innerhalb der 
Linken und dem Thema Inklusion im allgemeinen mit zwei sehr interessierten Genoss*innen führen.  
 
Doch unser Hauptaugenmerk lag auf der Auswertung der Befragung zu den barrierefreien Geschäftsstellen 
im Landesverband die durch die ehemalige Landesinklusionsbeauftragte Kathleen Noack ins Leben 
gerufen wurde und bei wir auch durch Kathleen Noack tatkräftig unterstützt wurden. Diese Auswertung 
liegt nun auch dem Landesvorstand vor und wir können entsprechend an die einzelnen teilnehmenden 
Kreis – und Stadtverbände herantreten und sie bei der Verbesserung der Barrierefreiheit Ihrer 
Geschäftsstellen und Büros unterstützten. 
 
Durch die andauernde Covid- 19 Pandemie konnten wir, nach der Auswertung zu den barrierefreien 
Geschäftsstellen, leider nicht in dem Maße tätig werden wie wir uns das gern gewünscht hätten, dennoch 
sind bereits einige Kreisverbände wie etwa Leipzig oder SOE an, per Mail oder in online Gesprächsrunden 
uns herangetreten um nach Ratschlägen zu einem barrierefreien Umbau der Geschäftsstelle oder 
zumindest des Eingangs zu fragen. Wir hoffen, dass wir mit unseren Vorschlägen die Wege zur 
Barrierefreiheit in den Geschäftsstellen etwas mehr geebnet haben. 
 
Weiterhin findet regelmäßig, derzeit online, der Landesinklusionsstammtisch statt, aus dem wir sehr viele 
Themen nehmen, die sowohl Genoss*innen, Sympathisant*innen und persönlich betroffene sowie 
interessierte Menschen bewegen. Diese leiten wir entweder an die entsprechenden Mitglieder des 
Landtages oder den einzelnen Kreisverbänden weiter, um diese auch weiterhin zu sensibilisieren. Hier 
möchten wir vor allem Sarah Buddeberg einmal danken für die sehr unkomplizierte und schnelle 
Zusammenarbeit. Wir freuen uns immer wieder sehr, wenn wir sehen, dass Themen die durch den 
Landesinklusionsstammtisch an uns herangetragen werden, auch im Landtag behandelt werden. 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

B. Berichte 

B.3. Bericht des Landesinklusionsbeauftragtenteams an den 
Landesparteitag an den 16. Landesparteitag 1. Tagung 

Einreicher*innen: Ann-Kathrin Legath und Birger Höhn 
 

 
Der Beginn unserer Tätigkeit lag mitten in der „ersten Welle“ der COVID-19 Pandemie, deshalb sind zwei 
GenossInnen auf uns zu gekommen die, als Werkstättengänger*innen, Fragen hatten bzgl. Ihrer Rechte 
während dieser Zeit innerhalb Ihres Werkstättenbetriebes. Wir vermittelten Sie vorerst weiter an Kollegen 
der Gewerkschaft Ver.di und organisierten, aber gleichzeitig eine Videokonferenz mit Sören Pellmann, für 
interessierte GenossInnen um deren Fragen bzgl. Gewerkschaften, Werkstätten in Zusammenhang mit 
COVID-19 aufzuklären. 
 
Nach dem wir uns in allen Kreis-/Stadtverbänden sowie in den einzelnen Landesarbeitsgemeinschaften 
vorgestellt hatten, erreichten uns viele Glückwünsche, wofür wir uns einmal recht herzlich bedanken 
wollen.  
Es erreichten uns auch Vorschläge für mögliche Zusammenarbeiten, die wir aufgriffen und weiter 
ausbauen wollen. So wollen wir beispielsweise Kontakt mit dem Regenbogenhaus in Freiberg aufnehmen 
um dort einen von vielen Inklusionsstammtischen stattfinden zu lassen.  
 
Wir wurden bereits in mehrere Kreisverbände zu Kreisvorstandssitzungen eingeladen und möchten uns 
auch hier wieder bei den einzelnen Kreisverbänden für die Rückmeldungen und die Möglichkeit bedanken, 
uns persönlich vorzustellen. 
 
Darüber hinaus durften wir bereits erste Beratungsgespräche zum Thema Landesinklusion innerhalb der 
Linken und dem Thema Inklusion im allgemeinen mit zwei sehr interessierten Genoss*innen führen.  
 
Doch unser Hauptaugenmerk lag auf der Auswertung der Befragung zu den barrierefreien Geschäftsstellen 
im Landesverband die durch die ehemalige Landesinklusionsbeauftragte Kathleen Noack ins Leben 
gerufen wurde und bei wir auch durch Kathleen Noack tatkräftig unterstützt wurden. Diese Auswertung 
liegt nun auch dem Landesvorstand vor und wir können entsprechend an die einzelnen teilnehmenden 
Kreis – und Stadtverbände herantreten und sie bei der Verbesserung der Barrierefreiheit Ihrer 
Geschäftsstellen und Büros unterstützten. 
 
Durch die andauernde Covid- 19 Pandemie konnten wir, nach der Auswertung zu den barrierefreien 
Geschäftsstellen, leider nicht in dem Maße tätig werden wie wir uns das gern gewünscht hätten, dennoch 
sind bereits einige Kreisverbände wie etwa Leipzig oder SOE an, per Mail oder in online Gesprächsrunden 
uns herangetreten um nach Ratschlägen zu einem barrierefreien Umbau der Geschäftsstelle oder 
zumindest des Eingangs zu fragen. Wir hoffen, dass wir mit unseren Vorschlägen die Wege zur 
Barrierefreiheit in den Geschäftsstellen etwas mehr geebnet haben. 
 
Weiterhin findet regelmäßig, derzeit online, der Landesinklusionsstammtisch statt, aus dem wir sehr viele 
Themen nehmen, die sowohl Genoss*innen, Sympathisant*innen und persönlich betroffene sowie 
interessierte Menschen bewegen. Diese leiten wir entweder an die entsprechenden Mitglieder des 
Landtages oder den einzelnen Kreisverbänden weiter, um diese auch weiterhin zu sensibilisieren. Hier 
möchten wir vor allem Sarah Buddeberg einmal danken für die sehr unkomplizierte und schnelle 
Zusammenarbeit. Wir freuen uns immer wieder sehr, wenn wir sehen, dass Themen die durch den 
Landesinklusionsstammtisch an uns herangetragen werden, auch im Landtag behandelt werden. 

 
Darüber hinaus konnten wir, gemeinsam mit der Mitgliederbeauftragten der Landesgeschäftsstelle neue 
Mitglieder für die LAG selbstbestimmte Behindertenpolitik gewinnen, diese wollen sich noch aktiver in die 
LAG einbringen sobald es möglich und gesundheitlich für alle unbedenklich ist, eine ordentliche 
Sprecher:innenwahl durchzuführen. 
 
Wir hatten darüber hinaus aber auch Kontakte zu verschiedenen anderen LAGs. So wurden wir von der 
LAG Bildung – bzw. von der örtlichen AG Chemnitz – eingeladen, uns an den 
Vorbereitungsveranstaltungen für den Bereich Schule/Inklusion am 10.06. online zu beteiligen. Und wir 
waren und sind an den Vorbereitungen zur bildungspolitischen Konferenz des Landesverbandes beteiligt. 
Bei dem Ziel der Erarbeitung der bildungspolitischen Leitlinien wurden wir ebenfalls eingebunden. 
 
Die LAG Netzpolitik und Gaming trat an uns heran, wegen der Erarbeitung von Barrierefreiheit bei den 
digitalpolitischen Leitlinien, die zusammen mit der LAG Betrieb und Gewerkschaft erarbeitet wurden.  
 
Wir versuchten auch mehrfach, die LAG Selbstbestimmte Behindertenpolitik wieder zu reanimieren bzw. 
beim Aufbau mitzuhelfen. Ob dies aktuell gelingt, ist leider mehr als fraglich und bleibt daher absolut 
offen.  
 
Gremienarbeit innerhalb unserer Partei nahm einen breiten Raum unserer Arbeit ein. So nahmen wir 
regelmäßig an den Beratungen des Landesvorstandes teil und brachten dort unsere Anliegen ein. Gleiches 
gilt für unsere jeweils eigene Mitgliedschaft in den Kreisvorständen Vogtlandkreis und Stadtvorstand 
Dresden – also in unseren eigenen Gliederungen. Hier nutzten wir zum Beispiel auch auf örtlichen 
Parteitagen oder Versammlungen die Gelegenheit, das Wort zu ergreifen. Wir waren auch auf der 
Landessenior*innenkonferenz am 15.07.21 in Chemnitz vor Ort und suchten das Gespräch mit den 
Senior*innen.  
 
Wir waren auch bei und an den Vorbereitungen des „Pfingstcamps on Tour“ der sächsischen Linksjugend 
beteiligt und brachten uns ein, was ja dann leider aufgrund der Corona Pandemie abgesagt werden 
musste. Hierbei muss hervorgebracht werden, dass sich ein ebenfalls sehr guter Kontakt und Austausch 
zur Inklusionsbeauftragten der sächsischen Linksjugend entwickelte und vertiefte. Ausdruck dieser sehr 
guten Zusammenarbeit war zum Beispiel, dass diese auch immer an unseren 
Landesinklusionsstammtischen ebenso aktiv beteiligt wie in den Online Gesprächen mit MdL Sarah 
Buddeberg und ihrem Team.  
 
In Zeiten der Corona Pandemie nutzten wir sehr effektiv die Möglichkeit von Video Online Konferenzen 
über unseren Raum bei big blue button. Insgesamt, das gibt die Statistik her, haben wir bisher 20 Video 
Online Konferenzen durchgeführt, die sich auf Online Versammlungen der LAG Selbstbestimmte 
Behindertenpolitik, den Treffen mit MdL Sarah Buddeberg und unsere Landesinklusionsstammtische 
verteilten.  
 
Regelmäßig trafen wir uns weiterhin als Landesinklusionsbeauftragten via Skype Video Chat – etwa alle 2 
bis 3 Wochen – und dazwischen in Telegramchats bzw. E-Mails oder Telefonaten. Seit Juli 2021 konnten 
Treffen in Präsenz alle 2 Monate, jeweils im Wechsel in Plauen und Dresden durchgeführt werden. Seit 
unserem Amtsantritt gab es bis dato 485 E-Mails, die sich auf Mails zwischen uns als 
Landesinklusionsbeauftragtenteam, Mails mit der Landes- oder anderen Kreis- bzw. Stadtgeschäftsstellen, 
Einladungen zu den Landesinklusionsstammtischen oder allgemeinen Anfragen sowohl innerhalb wie 
außerhalb DIE LINKE verteilten.  
 
Wir wurden von einzelnen Kreisverbänden, wie zum Beispiel dem Kreisverband Mittelsachsen und dem 
Kreisverband Sächsische Schweiz-Osterzgebirge, online zu deren Vorstandstreffen eingeladen, um über 
unsere Arbeit als Landesinklusionsbeauftragte zu berichten bzw. auch um Rat zu möglicherweise 
geplanten baulichen Veränderungen Richtung mehr Barrierefreiheit gemäß unserer Aufgaben zu beraten 
bzw. zu informieren.  
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Wir brachten uns auch in die Vorbereitung von Landesparteitagen bzw. der 
Landesvertreter*innenversammlung ein oder wurden im Vorfeld von der Landesgeschäftsstelle in 
einzelnen Sachfragen kontaktiert. Diese waren zum Beispiel die Beschaffung der Hör- bzw. 
Induktionsschleife für die LVV Bund, oder dem Schreiben von sehr vielen Änderungsanträgen zum 
Leitantrag für den Landesparteitag am 10.10.2020 in Plauen. 
 
Ein weiterer großer Schwerpunkt ist das Thema Öffentlichkeitsarbeit gewesen. Zu den 
behindertenpolitischen Aktions- und Gedenktagen, wie zum Beispiel zum Europäischen Protesttag für 
Menschen mit Behinderungen am 05. Mai oder zum Welttag der Menschen mit Behinderungen am 03.12. 
brachten wir eigene Stellungnahmen auf der Webseite des Landesverbandes heraus. Ebenso haben wir 
uns immer wieder zu aktuellen behindertenpolitischen Themen und Fragestellungen, ebenfalls auf der 
Webseite des Landesverbandes, positioniert. So zum Beispiel zum „Autistic Pride Day“, der weltweit jedes 
Jahr am 18.06. von autistischen Menschen in der Selbstvertretung gefeiert wird, zur Woche des Sehens 
im Oktober oder zum Weltdownsyndromtag am 21.03. 
 
Die von unserer Vorgängerin Kathleen Noack, der wir nach wie vor sehr dankbar sind, für ihre geleistete 
Arbeit, initiierten Landesinklusionsstammtische haben wir weitergeführt und intensiviert. Die 
Landesinklusionsstammtische fanden Corona-bedingt überwiegend online in unregelmäßigen Abständen 
statt, die aber rechtzeitig vorher angekündigt wurden.  
 
Am 16.10.2021 wird erstmals, sofern es Corona bedingt möglich ist, ein Präsenz- bzw. hybrider 
Landesinklusionsstammtisch im Hotel Regenbogenhaus e. V. – ein Inklusionsunternehmen – stattfinden, 
mit dem sich ebenfalls ein sehr intensiver Dialog ergab (eine der Folgen war/ist, daß Birger Höhn Mitglied 
des Vereins Regenbogenhaus geworden ist). Ansonsten sind die Stammtische thematisch offen. Da aber 
sowohl die Landtagsfraktion zur Zeit am Thema „Werkstätten / Inklusiver Arbeitsmarkt“ arbeitet und daß 
Regenbogenhaus eben ein Inklusionsunternehmen ist, wird der Landesinklusionsstammtisch am 
16.10.2021 wahrscheinlich ein thematischer genau zu diesem Thema.  
 
Bei der Veranstaltung zum Weltfriedenstag der Dresdner Linken am 01.09.2020 beteiligten wir uns mit 
einem Infostand und erinnerten an die Opfer der nationalsozialistischen „Euthanasie“ im allgemeinen und 
den Opfern der NS-„Euthanasieanstalt“ Pirna-Sonnenstein, wo alleine 1940/41 fast 15.000 zum großen 
Teil behinderte Menschen, systematisch ermordert worden sind. Der 01.09. ist nämlich nicht nur 
Weltfriedenstag, sondern auch Tag des Beginns der NS-„Euthanasie“ am 01.09.1939 (es wurde zwar 
später begonnen, aber man hat das Datum zurückdatiert). Das gleiche erfolgte auch 1 Jahr später bei der 
Weltfriedenstagsveranstaltung der Dresdner Linken.  
 
Beim 1. Mai Fest der Dresdner Linken im Alaunpark 2021 beteiligten wir uns mit einem (improvisierten) 
Infostand und informierten interessierte BürgerInnen über unsere Arbeit. 
 
Darüber hinaus bekamen wir verschiedene Medienanfragen.  
 
MDR aktuell (Radio) hat ein Interview mit uns geführt zu der Studie zu den „Diskriminierungserfahrungen 
in Sachsen“ geführt, weil sich in deren Programm eine Hörerin, selbst Mutter eines autistischen Jungen, 
darüber beschwert hatte, daß selbst die Version in „leichter Sprache“ für ihren Jungen zu schwer sei, und 
dieser damit in einer Studie zu Diskriminierungserfahrungen sich diskriminiert fühlen würde. Nach unserer 
Durchsicht der Studie, auch der Version in leichter Sprache, teilten wir – inklusive unserer Kenntnisse zum 
Thema leichte Sprache – diese Einschätzung und gaben das auch im Interview zum Ausdruck. 
 
Vom Leipziger freie Radio Sender „Radio Blau“ wurden wir durch das Leipziger Aktionsnetzwerk 
„Behindern verhindern“ in der Sendung „Wenn behindert sein normal wird – warum es keinen Unterschied 
braucht“, die am 01.05.21 ausgestrahlt wurde, zu unserer Arbeit als Landesinklusionsbeauftragte der 
sächsischen Linken interviewt. Diese Sendereihe fand statt im Rahmen der schon traditionellen Leipziger 
Aktionstage rund um den 05. Mai, dem Europäischen Protesttag für Menschen mit Behinderungen. 
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Wir brachten uns auch in die Vorbereitung von Landesparteitagen bzw. der 
Landesvertreter*innenversammlung ein oder wurden im Vorfeld von der Landesgeschäftsstelle in 
einzelnen Sachfragen kontaktiert. Diese waren zum Beispiel die Beschaffung der Hör- bzw. 
Induktionsschleife für die LVV Bund, oder dem Schreiben von sehr vielen Änderungsanträgen zum 
Leitantrag für den Landesparteitag am 10.10.2020 in Plauen. 
 
Ein weiterer großer Schwerpunkt ist das Thema Öffentlichkeitsarbeit gewesen. Zu den 
behindertenpolitischen Aktions- und Gedenktagen, wie zum Beispiel zum Europäischen Protesttag für 
Menschen mit Behinderungen am 05. Mai oder zum Welttag der Menschen mit Behinderungen am 03.12. 
brachten wir eigene Stellungnahmen auf der Webseite des Landesverbandes heraus. Ebenso haben wir 
uns immer wieder zu aktuellen behindertenpolitischen Themen und Fragestellungen, ebenfalls auf der 
Webseite des Landesverbandes, positioniert. So zum Beispiel zum „Autistic Pride Day“, der weltweit jedes 
Jahr am 18.06. von autistischen Menschen in der Selbstvertretung gefeiert wird, zur Woche des Sehens 
im Oktober oder zum Weltdownsyndromtag am 21.03. 
 
Die von unserer Vorgängerin Kathleen Noack, der wir nach wie vor sehr dankbar sind, für ihre geleistete 
Arbeit, initiierten Landesinklusionsstammtische haben wir weitergeführt und intensiviert. Die 
Landesinklusionsstammtische fanden Corona-bedingt überwiegend online in unregelmäßigen Abständen 
statt, die aber rechtzeitig vorher angekündigt wurden.  
 
Am 16.10.2021 wird erstmals, sofern es Corona bedingt möglich ist, ein Präsenz- bzw. hybrider 
Landesinklusionsstammtisch im Hotel Regenbogenhaus e. V. – ein Inklusionsunternehmen – stattfinden, 
mit dem sich ebenfalls ein sehr intensiver Dialog ergab (eine der Folgen war/ist, daß Birger Höhn Mitglied 
des Vereins Regenbogenhaus geworden ist). Ansonsten sind die Stammtische thematisch offen. Da aber 
sowohl die Landtagsfraktion zur Zeit am Thema „Werkstätten / Inklusiver Arbeitsmarkt“ arbeitet und daß 
Regenbogenhaus eben ein Inklusionsunternehmen ist, wird der Landesinklusionsstammtisch am 
16.10.2021 wahrscheinlich ein thematischer genau zu diesem Thema.  
 
Bei der Veranstaltung zum Weltfriedenstag der Dresdner Linken am 01.09.2020 beteiligten wir uns mit 
einem Infostand und erinnerten an die Opfer der nationalsozialistischen „Euthanasie“ im allgemeinen und 
den Opfern der NS-„Euthanasieanstalt“ Pirna-Sonnenstein, wo alleine 1940/41 fast 15.000 zum großen 
Teil behinderte Menschen, systematisch ermordert worden sind. Der 01.09. ist nämlich nicht nur 
Weltfriedenstag, sondern auch Tag des Beginns der NS-„Euthanasie“ am 01.09.1939 (es wurde zwar 
später begonnen, aber man hat das Datum zurückdatiert). Das gleiche erfolgte auch 1 Jahr später bei der 
Weltfriedenstagsveranstaltung der Dresdner Linken.  
 
Beim 1. Mai Fest der Dresdner Linken im Alaunpark 2021 beteiligten wir uns mit einem (improvisierten) 
Infostand und informierten interessierte BürgerInnen über unsere Arbeit. 
 
Darüber hinaus bekamen wir verschiedene Medienanfragen.  
 
MDR aktuell (Radio) hat ein Interview mit uns geführt zu der Studie zu den „Diskriminierungserfahrungen 
in Sachsen“ geführt, weil sich in deren Programm eine Hörerin, selbst Mutter eines autistischen Jungen, 
darüber beschwert hatte, daß selbst die Version in „leichter Sprache“ für ihren Jungen zu schwer sei, und 
dieser damit in einer Studie zu Diskriminierungserfahrungen sich diskriminiert fühlen würde. Nach unserer 
Durchsicht der Studie, auch der Version in leichter Sprache, teilten wir – inklusive unserer Kenntnisse zum 
Thema leichte Sprache – diese Einschätzung und gaben das auch im Interview zum Ausdruck. 
 
Vom Leipziger freie Radio Sender „Radio Blau“ wurden wir durch das Leipziger Aktionsnetzwerk 
„Behindern verhindern“ in der Sendung „Wenn behindert sein normal wird – warum es keinen Unterschied 
braucht“, die am 01.05.21 ausgestrahlt wurde, zu unserer Arbeit als Landesinklusionsbeauftragte der 
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auch in diesem Jahr durch einen gegenseitig sehr wertschätzenden und respektvollen Umgang 
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Bei vielen Themen und Fragestellungen unserer Arbeit herrschte Einigkeit über das Thema an sich, und 
was wir daraus machen usw. Bei den sehr, sehr wenigen Themen, wo das nicht der Fall war, wurden die 
gegenseitigen Standpunkte, in Anerkennung und Wertschätzung des jeweils anderen gegenüber 
thematisiert, und auch hier nach gemeinsamen Lösungen gesucht, die für beide tragfähig waren und sind.  
 
Uns ist bewusst geworden, dass wir dabei einen Fokus auf unsere eigenen und ähnliche Behinderungen 
haben. Behinderungen und das damit verbundene Spektrum sind aber sehr bunt und vielfältig. Es gibt 
Behinderungen, wie zum Beispiel blinde Menschen oder Menschen mit Lernschwierigkeiten, oder 
psychisch behinderte Menschen, von denen es leider noch nicht so viele in unserer Partei gibt. Wir wollen 
auch natürlich die Anregungen von diesen Menschen mit Behinderungen aufnehmen und sehen dies 
definitiv auch als Bereicherung unserer Arbeit an.  
 
Drei weitere Punkte unserer Arbeit wollen wir hier noch gerne ansprechen: 
 
Zum Einen sehen wir es auch als unsere Aufgabe an, auf die Bedarfe von behinderten Menschen immer 
wieder aufmerksam zu machen und die Partei (noch mehr) dafür zu sensibilisieren.  
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Und zum zweiten muss der Begriff Barrierefreiheit immer wieder in die jeweiligen Bedarfe von behinderten 
Menschen immer wieder übersetzt werden. Also zum Beispiel: ein Mensch im Rollstuhl hat einen anderen 
Bedarf, als zum Beispiel ein blinder Mensch, ein Mensch  mit Lernschwierigkeit oder ein autistischer 
Mensch.  
 
Und zum dritten ist leider zu konstatieren, dass es aktuell eine Zunahme von Behindertenfeindlichkeit in 
der gesamten Gesellschaft gibt. Im Januar 2021 wurde bekannt, dass es Strafanzeigen gegen Mitarbeiter 
einer Einrichtung der Behindertenhilfe in Nordrhein-Westfalen gegeben hat in 145 Fällen wegen 
Freiheitsentzug; in einzelnen Fällen kam es auch zu Gewalt. In einem Potsdamer Behindertenwohnheim 
kam es Ende April zu einem beispiellosen Gewaltverbrechen an behinderten Menschen. 5 behinderte 
Menschen wurden grausamst umgebracht. Ein Verbrechen, dass ohne Beispiel im Nachkriegsdeutschland 
seit 1945 ist. 5 behinderte Menschen, die heute sicher noch leben könnten. Neben unserer eigenen 
Positionierung gab es nur die sehr gute Stellungnahme vom BAK Teilhabe der Linksjugend Solid und ein 
drei Zeilen Tweet von MdB Sören Pellmann. Weitere Äußerungen haben wir leider schmerzlich vermisst.  
 
Laut einer Studie, die das Antidiskriminierungsbüro Sachsen (ADB Sachsen) veröffentlichte, sind und 
bleiben Diskriminierungserfahrungen auch in Sachsen weiter sehr hoch. Am meisten davon betroffen sind 
Flüchtlinge und Migrant*innen (46 Prozent) und gleich danach kommen Menschen mit Behinderungen (31 
Prozent). Ein sehr hoher und leider unserer Meinung nach ebenso realistischer Wert, der sicher real noch 
höher ist, da sich ja nicht alle Diskriminierungsopfer aus Scham usw. dementsprechend „outen“.  
 
Behindertenfeindlichkeit ist und muss auf allen Ebenen der Partei unserer Meinung nach entschieden 
begegnet werden.  
 
Wir ziehen für den Berichtszeitraum 2020/2021 das Fazit, dass wir sehr viel erreicht haben (im Angesicht 
der Corona Pandemie) und aber noch eben so viel vorhaben und freuen uns auf die weitere gemeinsame 
Arbeit mit Euch allen. 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

C. Sachanträge 

C.1. Digitalpolitische Leitlinien 

Einreicher*innen: Arbeitsgruppe „Digitalpolitische Leitlinien“ 

 

 

Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 

 

Das von der Arbeitsgruppe „Digitalpolitische Leitlinien“ vorgelegte Leitlinienpapier wird bestätigt und als 

Arbeitsgrundlage für die weitere Arbeit der Partei und eine weitergehende Diskussion in allen Gremien 

und Organisationen des Landesverbandes genutzt mit dem Ziel, in einem thematischen Parteitag zu 

entwicklungspolitischen Themen der Gesellschaft im Land Sachsen in fortgeführter Version behandelt zu 

werden.  

Des Weiteren wird eine ständige Arbeitsgruppe gebildet, die unter Einbeziehung der innerparteilichen 

Strukturen, Gewerkschaften, Wissenschaftler:innen und anderen Partner:innen an der Aktualisierung der 

Leitlinien arbeitet. Damit wird dem Wachstumstempo der Digitalisierung und deren komplexe 

Durchdringung aller Bereiche Rechnung getragen. 

 

 

Begründung: 

 

„Wir wollen nicht gute Ideen bremsen oder verhindern – im Gegenteil. Was gut und nützlich ist, soll zügig 

umgesetzt werden. Wir wollen aber, dass die Entwicklung allen Menschen zu Gute kommt und nicht 

wenigen oder sogar Gefahrpotentiale für eine friedliche Existenz der Menschheit wachsen.“ Mit diesen 

Worten erfolgte die Beauftragung zur Beschreibung von digitalpolitischen Leitlinien für DIE LINKE in 

Sachen.  

 

In dem Papier finden sich unterschiedliche Ansätze mit unterschiedlichen Blickwinkeln wieder, ohne den 

Anspruch zu erheben, die finale Wahrheit zu finden. Vielmehr bilden sie die Auffassung der mit der 

inhaltlichen Erarbeitung befassten Genoss:innen wieder. Entsprechend soll der vorliegende Text kein 

„abschließen“ und „abheften“ des Themas, sondern eine Einladung zur weiteren Debatte über 

Zukunftstechnologien und deren gesellschaftliche Auswirkungen sein. Denn schnell wurde bei der 

Erarbeitung der vorliegenden Leitlinien klar, dass die Entwicklung der Digitalisierung ein immer mehr 

Tempo aufnehmender Prozess ist und es deswegen nicht zu einem Stichtag abzuschließen ist. 

 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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1 Präambel 39 

Die Umwälzung durch die Digitalisierung hat alle Gesellschaftsschichten erreicht. Die 40 
Telefonzellen sind verschwunden, denn auf die Festplatten der tragbaren Computer passen 41 
sämtliche Kontaktdaten einer ganzen Kleinstadt. Es ist egal, was du gerade tust, du bist 42 
erreichbar. Ob Nahrung, Kleidung oder Bücher, für nichts musst du mehr nach draußen 43 
gehen. Die, die dir das liefern, werden schließlich dafür bezahlt; auch wenn der Versand 44 
seltsamerweise immer kostenlos ist. Den Einkauf kannst du direkt von deinem Smartphone 45 
aus erledigen. So sparst du während der Fahrt wertvolle Zeit. Nur noch 300 Punkte und du 46 
bekommst einen Römertopf. Dein Internetanschluss ist lebenswichtig, denn sonst könntest 47 
du mit deinen Freunden nicht mehr kommunizieren. Du findest es toll dein Leben mit 48 
anderen zu teilen. Leider nehmen es viele dieser Plattformen nicht ganz so genau mit dem 49 
Datenschutz. Das Selfie vor deinem Wagen wird automatisch verarbeitet, dein Aufenthaltsort 50 
mit deinem Namen verknüpft. Super unkompliziert. Dank des neuen Fitnessarmbands hältst 51 
du deinen (Krankenkassen-)Beitragssatz stabil, obwohl du dich kaum bewegst. 52 
Zum Arbeitsgespräch musst du diesmal nicht joggen, der Algorithmus hat dich aufgrund 53 
deines Nachnamens bereits aussortiert. Du wählst also den anderen Weg. Auf dem 54 
Arbeitsamt kennt man deinen Lebenslauf, obwohl du nur deinen Personalausweis 55 
dabeihattest. Deiner alten Arbeit konntest du nicht mehr nachgehen, die Firma wurde nach 56 
China verschifft und deinen Job hat nun ein Industrieroboter. Während der Rückfahrt 57 
bekommst du eine Staumeldung von Google Maps. Du suchst deine Lieblings-Playlist raus 58 
und kümmerst dich um deinen virtuellen Bauernhof. Deine Nachbarin begrüßt du beim 59 
Heimkehren freundlich, obwohl du kürzlich von ihren Social-Media-Auftritten erfahren hast, 60 
dass sie diese Roboter entworfen hat. Dein Einkauf wurde leider nicht bei ihr abgegeben. Du 61 
beauftragst wütend deinen Kühlschrank Milch zu bestellen und schaust Nachrichten. Der 62 
Verkehrsminister verkündet zum 10ten Mal, dass die Datenautobahnen sicher seien. Die 63 
Abmahnung aus der Post sagt dir das Gegenteil, die Stromrechnung für den nächsten Monat 64 
wirst du wohl auch nicht zahlen können. 65 
Eine alte Bekannte aus New Jersey hatte dich am Abend zu einem Film eingeladen. 66 
Währenddessen kannst du gleich noch E-Mails sortieren - mal wieder nur Werbung. Du 67 
nimmst ein Kreditangebot aus deinem Spam-ordner an und bist wieder völlig ausgeglichen. 68 
Dein Bild haben bis jetzt nur 3 Personen gesehen, darum kommentierst du es mit einem 69 
Wegwerf-Account. Am Ende des Films denkst du nach. Im Rückblick wäre es wohl besser 70 
gewesen zu deiner Familie aufs Land zu ziehen. Du hast sie ewig nicht gesehen, denn dort 71 
sind weder Funkmasten gebaut noch Internetkabel verlegt worden. Kurz bevor du einschläfst, 72 
schaust du nochmal auf dein Smartphone – dein Drucker hat einen Defekt und die 73 
Waschmaschine ist fertig. Morgen hilfst du deiner Tochter ganz bestimmt mit ihren 74 
Schulaufgaben, falls die Server nicht wieder abstürzen. Den anderen geht es sicher besser 75 
als dir. Das ist schon eine schöne neue Welt. 76 

Digitalisierung verändert rasant und fundamental unsere Art zu leben, zu arbeiten und zu 77 
lernen. Dabei entstehen neue soziotechnische Phänomene, wie z. B. Algorithmen, die soziale 78 
Entscheidungsprozesse unterstützen, Netzwerke, in denen Menschen und Maschinen 79 
miteinander kommunizieren und massenhaft ereignis- und personenbezogene Daten, die die 80 
Welt „smart“ verändern. „Smartphone“ und „Smartwatch“ waren nur der Anfang der Ära der 81 
„smarten“ Maschinen, ausgestattet mit Sensoren, Aktoren, Prozessoren und vernetzt über 82 
Intra- und Internet. Zukünftig leben wir in „Smart Cities“, energetisch versorgt von „Smart 83 
Grids“, wohnen in „Smart Buildings“, fahren in „Smart Cars“, altern mit „Smart Health“ und 84 
konsumieren „Smart-Living-Produkte“, die von „Smart Devices“ in einer „Smart Factory“ 85 
hergestellt wurden, über „Smart Finance“ bezahlt, die per „Smart Contracts“ mit einer Drohne 86 
ins „Smart Home“ flattern – alles „smart“ gesteuert von „Künstlicher Intelligenz“. 87 
Digitalisierung steht somit für einen radikalen Transformationsprozess aller Lebensbereiche mit 88 
vielen Unbekannten. Kommunikation und Konsum, Produktion und Logistik verschmelzen, 89 
werden immer schneller (und bequemer) mit dem Ziel der maximalen informationellen 90 
Durchdringung (Big Data) aller Lebensbereiche, um letztlich Aussagen über zukünftiges, 91 
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kollektives und individuelles Verhalten abzuleiten (Big Data Analytics). Diese Prozesse sind zum 92 
Großteil intransparent, mit massiver Ungewissheit und Unsicherheit verbunden. 93 
Die für uns maßgeblichen politischen Akteure (Europäische Kommission, Bundesregierung, 94 
Staatsregierung) treten mit eigenen Daten- und Digitalisierungsstrategien auf und wollen damit 95 
unsere Lebensbedingungen verstärkt beeinflussen. In keinem dieser strategischen Konzepte ist 96 
die Mitwirkung einer demokratischen Opposition vorgesehen. 97 
Wie kann für uns Linke deshalb eine gemeinsame, leitende Perspektive zur politischen 98 
Beurteilung digitaler Vorhaben aussehen? Diese Fragestellung ist ähnlich komplex wie die 99 
Digitalisierung selbst und kann nur im Kollektiv erschöpfend beantwortet werden. Zugleich 100 
wollen wir unseren Blick auf das Machbare lenken und fragen: „Auf welche dieser Bereiche hat 101 
die Politik tatsächlich Einfluss? Welche Prioritäten wollen wir aus linker Sicht setzten? Was sind 102 
unsere Leitideen beim Thema Digitalisierung, und nach welchen Kriterien prüfen wir vorliegende 103 
Vorschläge bzw. machen wir eigene Vorschläge?“  104 
 105 
2 Datenschutz 106 
2.1 Datenschutz und IKT-Entwicklung 107 
Die digitale Transformation wie die fortschreitende Entwicklung der Informations- und 108 
Kommunikationstechnologien (IKT) haben auch die Bedeutung des Datenschutzes gewandelt 109 
und verstärkt: Eine automatisierte Datenerhebung, die sich auf alle Bereiche des täglichen 110 
Lebens ausweiten lässt, ermöglicht es, mehr und mehr Daten immer einfacher zu erheben, zu 111 
analysieren und zu speichern. 112 
Auf Basis solcher Datensammlungen lassen sich eben jene personenbezogenen Daten 113 
analysieren und Verhaltensweisen ableiten (Big Data Analytics), die wiederum für verschiedene 114 
Zwecke der Fremdbestimmung und Manipulation (Marketing, Scoring, Preisdifferenzierung, 115 
Aufdecken von Steuerdelikten, Verbrechensbekämpfung, statistische Erhebungen usw.) genutzt 116 
werden. 117 
Doch wie werden unsere Daten, welche tagtäglich über uns erhoben werden, geschützt? Der 118 
Datenschutz sichert das personelle Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung. D.h., es 119 
werden nicht die Daten selbst geschützt, sondern die Freiheit des Menschen, selbst zu 120 
bestimmen, wie mit seinen Daten umgegangen wird und wer welche Informationen erhalten 121 
darf. 122 
Um dies weiter zu stärken und zu vereinheitlichen das sog. Datenschutz-Paket aufgesetzt, 123 
welches im Mai 2016 verabschiedet wurde. Mit diesem sollten die EU die für das digitale 124 
Zeitalter notwendigen datenschutzrechtlichen Rahmenbedingungen zum Schutz natürlicher 125 
Personen in zwei Rechtsvorschriften geregelt werden: Zum einen mit einer in den EU-126 
Mitgliedsstaaten unmittelbar geltenden Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) und zum 127 
anderen durch die Justiz-Richtlinie (JI-RL), die den von der DS-GVO nicht geregelten Bereich bei 128 
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch Polizei, Justiz und anderen Behörden im 129 
Rahmen der Prävention, der Ermittlung und Strafverfolgung sowie der Strafvollstreckung 130 
abdeckt. 131 
In Deutschland ist der Datenschutz bereits im Grundgesetz verankert und wird durch das 132 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) und entsprechende Einzelgesetze sowie Umsetzungsgesetze 133 
in den Bundesländern genauer definiert. Darin sind unter anderem die Begriffe 134 
"personenbezogene Daten", "Verarbeitung", "Nutzung" und "Erhebung" von Daten gesetzlich 135 
beschrieben und geregelt. Somit ist erst einmal zu konstatieren, dass seit 2018 sehr hohe 136 
Anforderungen an die Transparenz und Verarbeitung personenbezogener Daten formuliert, mit 137 
dem Ziel, zum einen die Persönlichkeits- und Freiheitsrechte betroffener Individuen zu 138 
schützen, und zum anderen auch den freien Datenverkehr innerhalb der EU zu sichern. 139 
2.2 Datenschutz aus linker Sicht: Grundsätze, Erfordernisse, Priorisierung 140 
Aus der programmatischen Orientierung der LINKEN zu „individueller Freiheit und Entfaltung 141 
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der Persönlichkeit“ folgt auch der Schutz von Privatsphäre, Anonymität und informationelle 142 
Selbstbestimmung als konsequenter Grundrechteschutz in Form eines effektiven 143 
Datenschutzes. 144 
Wir als DIE LINKE. drängen dabei in besonderer Weise darauf, be- und entstehende Risiken der 145 
Speicherung jeglicher verfügbaren Daten bewusst zu machen und politisch öffentlich zu 146 
thematisieren. Hierzu zählen wir Lücken im Datenschutz aufzuzeigen, deren Behebung zu 147 
fordern und die Selbstbefähigung der Menschen zu aktivem Selbstschutz zu unterstützen. Mit 148 
Blick auf den Tätigkeitsbericht des Sächsischen DSB liegt der Schwerpunkt der notwendigen 149 
Verbesserung des Datenschutzes in Sachsen dabei auf: 150 

  der Aufklärung der Bürger:innen zu Risiken für ihre Privatsphäre, Anonymität und 151 
informationelle Selbstbestimmung, 152 

  dem Schutz persönlicher Daten vor Missbrauch durch Wirtschaft und Verwaltung sowie 153 
im Bereich öffentliche Sicherheit und Strafjustiz, 154 

  akuten Datenschutzfragen im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie (die 155 
Betroffenenrechte dürfen im Vergleich zur bisherigen Rechtslage nicht verkürzt werden), 156 

  der strategischen Neuausrichtung der Institution des Datenschutzbeauftragten als 157 
aktiver und effektiver Grundrechteschutz. 158 

Wir als DIE LINKE. setzen uns deshalb konsequent für "rote Linien" beim Schutz 159 
personenbezogener Daten ein; insbesondere im Rahmen von automatischer oder KI-gestützter 160 
Datenverarbeitung, wie bei predictive analytics, social scoring, , racial profiling oder predictive 161 
policing aber auch bei KI-gestützte Zwangsmaßnahmen zur Gefahrenabwehr und KI-gestützten 162 
Waffensystemen.Auch die Bemächtigung der Bürger durch die gezielte Vermittlung von Wissen 163 
im Bereich des Datenschutzes gehört hier erwähnt. 164 
So wurden in unserem Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2021 Datenschutz und 165 
Datensicherheit bei einer Open-Access-Strategie in allen gesellschaftlichen Bereichen als eine 166 
Zukunftsaufgabe hervorgehoben und entsprechende Gesetzesvorhaben angekündigt. 167 
Datensouveränität ist in linker Perspektive für eine digitale Gesellschaft unverzichtbar und 168 
erfordert ungehinderte soziale Teilhabe und digitalen Zugang für die Gewährleistung 169 
informationeller Selbstbestimmung.  170 
 171 
3 Neue Arbeitswelten 172 

3.1 Chancen und Risiken 173 
Die Nutzung der durch die Digitalisierung entstehenden Möglichkeiten erstreckt sich mittlerweile 174 
über viele verschiedene Bereiche. Nicht nur in den offensichtlichen in denen die Digitalisierung eine 175 
zentrale Rolle spielt, wie bei Technologie und Internet, gibt es immer mehr Neuerungen. Wir 176 
beobachten wie sich auch die Organisation von Arbeit beginnt sich zu verändern. Dies zeigt sich auch 177 
darin, dass immer mehr Tätigkeiten, für die Menschen bisher benötigt wurden, mittlerweile immer 178 
häufiger durch neue Technologien übernommen werden, wodurch in letzter Konsequenz auch ein 179 
veränderndes Zusammenwirken von Technik und Mensch notwendig ist. 180 
All dieses wird unter dem eingängigen Begriff „neue Arbeitswelt“ zusammengefasst. Denn neben der 181 
Digitalisierung an sich wirken auch andere Entwicklungen auf den Arbeitsprozess, die sowohl von der 182 
Digitalisierung profitieren, als auch ihr eigenes Potential einbringen. Wir stellen in diesem 183 
Zusammenhang fest, dass Wertschöpfungs- und Logistikketten immer globaler werden, also 184 
unabhängig vom Ort von überall auf dieser Welt steuerbar sind. Auch entwickelt sich einigen 185 
Bereichen neue Formen der Zusammenarbeit und bisher eher starre Berufsbilder und streng 186 
regulierte Beschäftigungen werden in Zukunft immer mehr den flexiblen und teamorientierten 187 
Arbeitsformen weichen. Auch auf den Arbeitsalltag wirkt sich die Digitalisierung immer weiter aus. 188 
So sorgen sowohl mobiles Arbeiten außerhalb des Büros als auch projektbezogene Aufträge im 189 
Arbeitsalltag immer mehr für lose Verbindungen zwischen Mensch und Unternehmen statt eng 190 
gekoppelter Arbeitsverhältnisse. Hierdurch rückt vor allem die direkte Kommunikation zwischen den 191 



Arbeitsheft 2 41Sachanträge

Beteiligten Personen in den Vordergrund und Hierarchien weichen weiter auf. Zudem werden 192 
Prozesse flexibler und schneller was sowohl Chancen, aber auch Risiken birgt. 193 
Ein weiterer Trend den wir erkennen ist, dass Arbeit in Zukunft anspruchsvoller und 194 
wissensorientierter werden wird. Diese Entwicklung ist generell in allen Berufsgruppen zu 195 
beobachten, Bereiche die davon aber vor allem betroffen sind, sind klassische „Büroberufe“ wie 196 
Programmierer, Konstrukteure oder auch Entwickler. Gleichzeitig wird die Tätigkeit auch einer 197 
zunehmenden Verdichtung ausgesetzt, der Mensch wird immer leichter erreichbar und die Arbeit 198 
kontrollierbarer. In Bereichen wie Personalverwaltung, Finanzen, Produktion und Einkauf, ja selbst im 199 
Vertrieb führt die mit der Digitalisierung verbundene komplexe Automatisierung immer mehr zur 200 
Ablösung von menschlicher Tätigkeit. Damit wächst in einem großen Tempo die Arbeitsproduktivität, 201 
also das Ergebnis pro aufgewendeten Einsatz. Dies bietet den Unternehmen vielfältige Möglichkeiten 202 
für die Reduzierung der aufzuwendenden Arbeitszeit. 203 
Auch in der Landwirtschaft spielt die Digitalisierung eine immer größere Rolle. So können Sensoren, 204 
Big Data und KI helfen, punktgenaue Analysen pro Pflanze und Tier zu erstellen und so unsere 205 
Nahrungsmittel ressourcenschonender zu produzieren.   206 
Auch in menschennahen Bereichen wie Medizin, sozialen und pflegerische Betreuung lassen sich 207 
viele Beispiele finden, in denen die auszuführenden Tätigkeiten durch Technik unterstützt, aber auch 208 
optimiert und kontrollierbarer werden. 209 
Auch die Start-Ups der unterschiedlichsten Branchen profitieren auf Grund der Digitalisierung. So 210 
können mit dem nötigen Wissen ausgestatte Personen selbstständig neue Lösungen erarbeiten und 211 
realisieren wofür früher deutlich größere zeitliche und personelle Ressourcen benötigt wurden. Diese 212 
Bündelung der Kompetenzen auf einzelne Mitarbeiter führt jedoch auch häufig dazu, dass diese über 213 
ihre Belastungsgrenze hinausgehen und somit auch gesundheitliche Konsequenzen haben kann.  214 
Auch für „Kapitalgeber“ sind diese oftmals stark digitallastigen Start-Ups, eine neue Art der 215 
Geldanlage in der Hoffnung auf künftige Gewinne. Innerhalb des vorherrschenden neoliberalen 216 
Kapitalismus wird diese Entwicklung aber im Wesentlichen getrieben vom Drang zur ständigen 217 
Optimierung, um Kosten einzusparen und neue Produkte auf dem jeweiligen Markt zu bringen mit 218 
dem Ziel, höchstmöglichen Gewinn zu erwirtschaften, jedoch nicht um die Arbeits- und 219 
Lebensumstände aller an der Wertschöpfungskette beteiligten Personen zu verbessern. Vielmehr 220 
geht es darum im Wettbewerb zu überleben und den Anteilseignern („Investoren“) Revenue, also 221 
Erlöse für das eingesetzte Kapital, zu sichern. Dabei ist konsequenterweise der Mensch 222 
„Kostenfaktor“, eine „Human Ressource“, aller anderslautenden Beteuerungen und schöner Bilder 223 
zum Trotz. Es werden nur gewinnversprechende Entwicklungen und Lösungen vorangebracht, viele 224 
“nur“ nützliche, aber nicht „vermarktbare“ Entwicklungen werden faussortiert. So beobachten wir als 225 
DIE LINKE., dass die Investitionskosten, um die Digitalisierung in Betrieben voranzutreiben, im 226 
Wesentlichen durch Einsparung an Personalkosten ausgeglichen werden, sei es durch Wegfall von 227 
Arbeitsplätzen, Arbeitsverdichtung, Auslagerung („Outsourcing“) oder durch die mittels Technik 228 
vereinfachten Abläufe, für deren Durchführung keine hohe Qualifikation oder Erfahrung mehr 229 
notwendig ist. Dort, wo in Folge von Lohndruck der Mensch noch kostengünstiger eingesetzt werden 230 
kann, so z.B. im Dienstleistungsgewerbe (Reinigung, Textilfertigung in Asien oder Afrika usw.) erfolgt 231 
dies zunehmend global und unter prekären Bedingungen.  232 
Bei vielen Tätigkeiten ermöglicht es die Digitalisierung zudem die Arbeitsschritte immer mehr zu 233 
verkleinern, variabel zu verknüpfen und feinteilig kontrollierbar zu gestalten. Damit wächst das Risiko 234 
einer Vereinzelung und Entsolidarisierung oder führt u.a. dazu, dass die einzelnen Arbeitsaufgaben 235 
nicht mehr fest angestellte Mitarbeiter ausführen, sondern es werden über Plattformen die „Arbeits-236 
Nehmer“ (Freelancer) beauftragt. Diese „Solo- Selbstständige“ sind nicht mehr mit Arbeitsverträgen 237 
gebunden, sondern über Wirtschaftsverträge angestellt. Mit allen Freiheiten, aber auch Risiken. 238 
Beispiele sind hier vor allem SUB-Unternehmer der Paketzustelldienste, UBER-Fahrer, Fahrradkuriere 239 
oder Essenslieferanten. Auch bei nicht regional einzugrenzenden Tätigkeiten kann die Arbeit über 240 
Plattformen global vergeben werden. Die Bilder vom am Strand sitzenden Programmierer mit Laptop 241 
sind uns sicher allen bekannt. Alle diese „Selbstständigen“ bleiben aber in der Abhängigkeit von 242 
Plattformen, die die Arbeit verteilen und die Abrechnung übernehmen, prüfen und die Bezahlung 243 
durchführen. 244 
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Wir beobachten zudem, dass sich die Arbeit immer mehr aus den direkten Produktionsbereichen 245 
heraus auf externe Dienstleitungsgeber verlagert. Dabei wird die soziale Absicherung und das 246 
Geschäftsrisiko auf diese Solo-Selbständigen oder Nachauftragnehmern übertragen. Es gibt sicher 247 
Spezialisten, die durch ein Alleinstellungsmerkmal von dieser Entwicklung als Freelancer oder in 248 
Teams profitieren Die meisten Ausführenden aber bleiben abhängig Beschäftigte, nur die Form der 249 
Abhängigkeit ist unterschiedlich.  250 
Dass sich Nutzung der Digitalisierung vor allem für das eingesetzte Kapital lohnt, zeigt die 251 
nachweisbare Entwicklung der Verteilung des Reichtums. Auch hier lässt sich beobachten, dass in 252 
den letzten Jahren die Besitzenden großer Vermögen durch Digitalisierungsmaßnahmen innerhalb 253 
ihrer Organisationen begünstigt und gleich die Zahl der am Existenzminimum lebenden Menschen 254 
stiegen. Auch das Schwinden der in den „reichen“ Industriestaaten bestehenden sogenannten 255 
Mittelschicht lässt sich damit in Verbindung bringen. 256 
3.2 Linke Standpunkte 257 
Wie im vorherigen Kapitel dargestellt, ist die Arbeitswelt klar im Wandel. Es gibt sicher noch die 258 
Fabriken wie im 19. und 20. Jahrhundert, aber selbst in diesen ist die Technik auf dem Vormarsch. 259 
Nicht nur unter den aktuellen gesellschaftlichen Bedingungen ist die Gestaltung des 260 
Transformationsprozesses hin zu einer digitalen Arbeitswelt eine Herausforderung, auch in der 261 
aktuellen Situation des globalen Kapitalismus, unter dem Druck des Finanz- und Vermögensmarktes, 262 
fordert dies besonders Gegenkräfte zur Gestaltung dieses Prozesses im Interesse der Menschen und 263 
nicht des Profites heraus. Dabei ist nichts gegen sparendes, finanziell erfolgreiches Wirtschaften zu 264 
sagen- wir als DIE LINKE. fordern aber dann dieses zum Nutzen der Allgemeinheit und nicht Einzelner 265 
einzusetzen.   266 
Wir fordern zudem, dass dort, wo es möglich ist, die bei der Einführung digitaler Lösungen abhängig 267 
Beschäftigten mitwirken können. Dort, wo dies nicht möglich ist, müssen zwingend die notwendigen 268 
Rahmenbedingungen geschaffen und durchgesetzt werden, um zu ermöglichen, dass die Menschen 269 
von ihrer Arbeit auch würdig leben können, vor schädlichen Bedingungen geschützt werden, ihre 270 
Entwicklung gefördert und die soziale Sicherheit gewährleistet wird. 271 
Gerade in der Pandemiezeit hat der Markt unserer Ansicht nach bewiesen, dass er nicht geeignet ist, 272 
kritische Situationen gesellschaftsdienlich zu lösen. Die bekannten Unfälle durch Vernachlässigung 273 
des Arbeitsschutzes in der so genannten dritten Welt“ zeigen, dass er auch global nicht in der Lage 274 
ist, gute Lebens- und Arbeitsbedingungen zu schaffen. Auch die wachsende Zahl prekär Beschäftigter 275 
hier in Deutschland zeigt, dass der Markt nicht fähig ist, ein würdiges Leben für alle zu sichern. Ganz 276 
im Gegensatz, es hat sich wieder einmal herausgestellt, dass dieser den immer weiterwachsenden 277 
Wohlstand weniger Superreicher auch in solchen Situationen weiter schützt. Um diese Umstände zu 278 
festigen sind solche Entwicklungen wie die Digitalisierung gerade willkommen, die Verhältnisse dafür 279 
auszubauen. Die Digitalisierung scheint ein willkommenes Werkzeug zu sein die Macht- und 280 
Verteilungsverhältnisse weiter auszubauen. Deswegen können und müssen wir als DIE LINKE. die 281 
beschriebenen Verhältnisse als Ursache für globale Verstärkung der sozialen Unterschiede 282 
transparent aufklären und für die Gestaltung notwendiger Rahmenbedingungen eintreten. Diese 283 
müssen darauf abzielen sich von der Maximierung des Profits hinzu: 284 

 besseren Arbeitsbedingungen für alle abhängig Beschäftigten, 285 
 der Nutzung der neuen Technologien für die Entlastung der Menschen von ungesunder 286 

Arbeit, schädlichen und unsozialen (z.B. Vereinzelung, Arbeitsdruck) Arbeitsbedingungen, 287 
 für die Entfaltung der schöpferischen Kräfte und sozialen Sicherheit 288 
  sowie dem Abbau der Risiken für Natur, Umwelt und Frieden. 289 

Dies erfordert aus Sicht unserer Partei DIE LINKE. vor allem der Unterstützung der von den 290 
Gewerkschaften im Land geführten Arbeitskämpfe und Initiativen, aber auch das verstärkte 291 
Bemühen um international wirksame Regulierungen als Gegenkräfte zu den global agierenden 292 
kapitalorientierten Kräften der Politik und Lobbyisten des Kapitals. 293 
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3.3 Was bedeutet dies für Sachsen? 294 
Wir wissen, ein einzelnes Bundesland kann sicher nur im Rahmen seiner Möglichkeiten Einfluss auf 295 
die Entwicklung nehmen. Doch auch auf der föderalen Ebene bestehen Instrumente im Bundesland 296 
Sachsen um auf die Entwicklung mit zu beeinflussen. Hierzu gehört für uns als DIE LINKE. unter 297 
anderem die Anpassung des Vergaberechts um Aufträge unter der vollständigen Ausnutzung der 298 
europäischen und nationalen Regelungen zu vergeben, wobei vor allem das Augenmerk auf die 299 
strikte Einhaltung der arbeitsrechtlichen Regelungen und der Tariftreue geachtet werden muss. 300 
Zudem muss die öffentliche Verwaltung für die Herausforderungen und Nutzen der Digitalisierung 301 
stärker sensibilsiert werden. (siehe Punkt „e-Gouvernement“, und „Smarte Stadt des Gemeinwohls). 302 
Wir als DIE LINKE. fordern außerdem die Durchsetzung der grundsätzlichen Einbeziehung von 303 
Personal und Betriebsräten sowie eine Fortbildungsgarantie für Beschäftigte, wenn es zu 304 
Digitalisierungsvorhaben bei Verwaltungen und Unternehmen in öffentlicher Hand in Verantwortung 305 
von Land, Landkreisen, kreisfreien Städten sowie Kommunen und Gemeinden. Aus unserer Sicht 306 
bedarf es auch endlich Musterdokumente für die konkrete Umsetzung solcher 307 
Digitalisierungsvorhaben. Ebenso ist es grundlegend für uns als DIE LINKE. weiterhin Solidarität mit 308 
dem Beschäftigten in Arbeitskampfmaßnahmen, auch mit nicht arbeitskampfberechtigten 309 
Arbeitnehmern zu zeigen. 310 
Bei der Gestaltung aktiver Politik hinsichtlich der „neuen Arbeitswelt“ gibt es wichtige Themen die 311 
wir als DIE LINKE. in den Mittelpunkt stellen. Hierzu zählen:  312 

 Die Stärkung der staatlichen Arbeitsschutzeinrichtungen 313 
 Die Förderung von Forschungsaufträgen für die Implementierung digitaler Lösungen für die 314 

Klein- und mittelständige Betriebe 315 
 Die Aufsetzung eines Qualifizierungsprogramm für die Angestellten im öffentlichen Dienst 316 

und die Personalräte/Betriebsräte 317 
 Die Förderung eines öffentlichen Beschäftigungssektors zur Unterstützung der sozialen 318 

Sicherheit für im Strukturwandel befindliche Regionen 319 
 Die Vergabe von Fördergelder u.a. an Bedingungen knüpfen wie Arbeitsplatzsicherheit und 320 

Fortbildung 321 
Um diese aktive politische Arbeit erfolgsversprechend umzusetzen müssen wir als DIE LINKE. vor 322 
allem auf den Erfahrungsaustausch der Fraktionen und Abgeordneten im Land auf allen Ebenen 323 
setzen und hierzu auch entsprechende Möglichkeiten schaffen um dies zu bewerkstelligen. Ein weiter 324 
Baustein zur erfolgreichen Gestaltung der politischen Arbeit ist unserer Meinung nach auch ist eine 325 
feste und projektbezogene Zusammenarbeit der Parteivorstehenden mit den im DGB organisierten 326 
Gewerkschaften aufzubauen um hier die Interessen der Arbeitnehmer besser in die reale Politik zu 327 
übertragen und zu verteidigen. Um die Parteivorstände bei diesen, aber auch für andere in diesem 328 
Zusammenhang wichtige Aufgaben zu unterstützen müssen speziell hierfür Fortbildungsangebote 329 
erarbeitet und niedrigschwellig angeboten werden. Doch auch über diese Zusammenarbeit hinaus 330 
müssen wir als DIE LINKE. mit Gewerkschaften, vor allem im DGB organisierten, verstärkt 331 
kooperieren. Dies gilt sowohl für gemeinsame Aktivitäten zur Aufklärung der abhängig Beschäftigten 332 
und Öffentlichkeit über die aktuellen Verhältnisse, als auch bei der Unterstützung von Initiativen für 333 
Betriebe und Einrichtungen, in denen es keine Betriebsräte gibt. Auch Initiativen auf Bundesebene 334 
zur Sicherung guter Arbeit, guter Arbeitsbedingungen, Arbeitsschutz und Mitbestimmung bei 335 
Digitalisierungsvorhaben sind hierbei Bewegungen die aus unserer Sicht unterstützenswert sind. 336 
 337 
4 Bildung in einer Kultur der Digitalität 338 

4.1 Bildung und digitaler Wandel 339 
Der digitale Wandel prägt alle Lebensbereiche und stellt Wissenschaft, Gesellschaft und damit auch 340 
das Bildungssystem vor neue Herausforderungen. Der digitale Leitmedienwechsel vom Buch zum 341 
Bildschirm prägt alle Aspekte unseres Lebens und stellt damit auch die Frage, was und wie in einer 342 
digitalen Welt gelehrt und gelernt werden soll, ob und wie sich die Bedeutung von Bildung und 343 
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Bildungschancen in der Gesellschaft oder die Rolle der Lehrenden verändert. Im Kontext von Schule 344 
und Unterricht eröffnen sich zumindest 5 unterschiedliche, sinnvolle Perspektiven auf Digitalisierung 345 
und Bildung die wir als DIE LINKE. verfolgen: 346 

 Digitalisierung als Infrastruktur - Anschaffung, Betrieb und Wartung der technischen 347 
Ausstattung der Schulen (Internetzugang, Schulserver, Lernplattformen, ev. Leihgeräte usw.) 348 
als Voraussetzung für den Einsatz digitaler Medien 349 

 Digitalisierung als Medium - Digitale Geräte und Anwendungen können praktische Helfer im 350 
Unterricht sein. Fachunterricht kann von neuen Zugangs- und Erkenntnisweisen profitieren, 351 
der Einsatz unterliegt dem didaktischen und pädagogischen Urteil der Lehrkräfte. 352 

 Digitalisierung als Bildungsgegenstand - Digitalisierung verstehen, beurteilen und gestalten: 353 
Unterricht muss zum Verstehen der Digitalisierung als prägendes Zeitphänomen anleiten, 354 
Digitalisierung kritisch beurteilen und produktiv gestalten lehren. 355 

 Digitalisierung als Erziehungsaufgabe (Medienpädagogik) - Der verantwortliche Umgang mit 356 
digitalen Medien ist Erziehungsaufgabe von Eltern und Schule mit dem Ziel der 357 
Medienmündigkeit (das ist mehr als Medienkompetenz). Unterricht und schulische 358 
Erziehungskonzepte können zur kritischen Reflexion anleiten und alternative Möglichkeiten 359 
des sozialen Miteinanders und der Weltbegegnung aufzeigen. 360 

 Digitalisierung als Transformation - Der medien-kommunikative und der sozio-kulturelle 361 
Wandel sind ineinander verwoben, wobei sich immer komplexere mediale 362 
Kommunikationsformen entwickeln. Die schulische Bildung ist davon nicht ausgenommen. 363 
Dabei stehen die Auswirkungen die Digitalisierung auf das Lernverhalten, die Veränderung 364 
von Lerngewohnheiten und die Bedeutung des personalisierten Lernens im Fokus. 365 

„Digitale Bildung“ fokussiert ganz unterschiedliche pädagogische Forderungen samt 366 
Lösungsstrategien, die z. B. auch eine radikale Umstrukturierung des Bildungssystems nicht 367 
ausschließen. Deshalb ist auch im Bildungswesen die Forderung der Linken nach einer 368 
menschzentrierten Digitalisierung, einer Digitalisierung, die den Menschen nützt, wichtigstes 369 
Kriterium. 370 
Was wir nicht wollen ist, dass negative Aspekte und Gefahren der Digitalisierung mit der Integration 371 
digitaler Geräte (Tablett, Smartphon), Ressourcen (Online-Dienste, Social Media) und 372 
Konsumgewohnheiten (Verletzung Eigentumsrechte, Datenschutz) sich im Bildungsbereich 373 
verstätigen, wie z. B. oberflächliche Informationsrecherchen (Plagiate, keine Quellenkritik, 374 
Eklektizismus); unerwünschtes Medienverhalten (Hacking, Computerspielsucht, Cybermobbing, 375 
Gewaltverherrlichung, Weitergabe unangemessenen, pornografischen Materials, Glücksspiel), die 376 
negative Entwicklung sprachlicher Fertigkeiten und sozialen Verhaltens. Was wir wollen ist, das 377 
Lernen digital zu befördern, basierend auf vier Grundannahmen: 378 

 Digitale Anwendungen können sowohl bei der Organisation des Lernbetriebs wie z.B. in der 379 
Gestaltung von Lerninhalten, als auch beim Lernen selbst helfen. Nach dem Erwerb der drei 380 
primären Kulturtechniken Lesen, Schreiben Rechnen in der Grundschule wird die Befähigung, 381 
den digitalen Wandel selbstbestimmt mitzugestalten und mit dessen Risiken 382 
verantwortungsvoll umzugehen, als vierte Kulturtechnik bestimmt. 383 

 Ein „didaktischer Mehrwert digitaler Medien“ kann sich nur unter den richtigen 384 
Rahmenbedingungen entfalten. Die Anwendung digitaler Hilfsmittel und von Lernsoftware 385 
sollte deshalb immer in ein pädagogisches Konzept (Primat des Pädagogischen) eingebettet 386 
sein. 387 

 Gesundheitliche und lernpsychologische Aspekte sind bei der Entscheidung, ob, wenn ja, 388 
wann und welche digitalen Hilfsmittel zum Einsatz kommen, stets berücksichtigen. 389 

 Die Auseinandersetzung mit verbreiteten Technologien und neuen Kommunikationsformen 390 
ist darüber hinaus ein wichtiger Teil des Erlernens digitaler Kompetenzen und Grundlage 391 
gesellschaftlicher Teilhabe und Handlungsfähigkeit. 392 
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4.2 Vorschule und KiTa 393 
Wir fordern als DIE LINKE. Spielen und Lernen als Einheit zu verstehen. Der Umgang mit 394 
digitalen Medien gehört mittlerweile in fast allen Familien zur Lebensrealität; Kinder im Alter von vier 395 
bis acht Jahren lernen spielerisch, auch mit digitalen Medien. Sie erkennen früh, welche Bedeutung 396 
mobilen digitale Medien für ihre Eltern und Geschwister in deren Lebensalltag haben und wollen 397 
diese auch selbst erfahren. So lässt sich bilanzieren, dass bereits viele Kinder über erstaunlich 398 
umfassende Erfahrungen im Umgang mit digitalen Medien verfügen, wenn sie in die Kita kommen. 399 
Überwiegend Zustimmung finden deshalb medienpädagogische Angebote, mit denen die Kinder in 400 
Kitas einen sachkundigen und zugleich kritischen Umgang mit Medien erlernen können. Aus 401 
(medien-) pädagogischen Perspektive sollten vor allem die digitalen Medien relevant sein, die nicht 402 
nur der Information und Kommunikation, sondern auch dem Spiel und der Unterhaltung dienen. 403 
4.3 Schulausbildung 404 
Wir fordern aus linker Sicht die Medien- und Datenschutzkompetenz der Kinder und Jugendlichen 405 
möglichst früh zu fördern; ebenso die Technikfolgenabschätzung in der Bildungsforschung, um 406 
Erfahrungen, Chancen und Risiken beim Lernen mit digitalen Technologien offenzulegen. 407 
Die Lehr- und Lernmittelfreiheit an allen Schulen gilt auch für digitale Endgeräte. Die Schulträger 408 
müssen in den Schulen eine ausreichende Netzwerkinfrastruktur (breitbandige 409 
Schulhausverkabelung, WLAN-Ausleuchtung, digitale Interaktions- und Anzeigegeräte, Schulcloud, 410 
Schulserver sowie weitere Arbeitsgeräte für die pädagogische Nutzung) bereitstellen. 411 
Der Einsatz von Digitaltechnologie in Schulen erfordert einen höheren Personalbedarf für die 412 
Betreuung der Schüler:innen wie der Sicherstellung von Betrieb und Wartung der Infrastruktur 413 
( Software und Geräte). Dafür müssen zusätzliche Stellen geschaffen werden. 414 
Bildungspläne, Unterrichtskonzeptionen und Medieneinsatz müssen vom Menschen her, von 415 
Lernprozessen und von den konkreten Fächern her konzipiert werden (Primat des Pädagogischen). 416 
Medien und Digitaltechnik sind Hilfsmittel im Unterricht und kein Selbstzweck. Die Frage ist, was die 417 
Lehrkraft an medialer Unterstützung braucht (didaktischer Mehrwert). 418 
Digitale Souveränität muss auch in der Schule gewährleistet sein. D.H.: Die technische Abhängigkeit 419 
von bestimmten IT-Konzernen und Produkten muss von vornherein vermieden werden. Die 420 
verwendete Software soll Open-Source-Standards entsprechen. Lernprogramme müssen öffentlich 421 
erstellt, verwaltet und gewartet werden. 422 
Die weitere Ökonomisierung und Privatisierung des Bildungssektors in Form von Lobbyaktivitäten auf 423 
dem „Bildungsmarkt“ (Lehrmaterialien internationaler IT- und einheimischer DAX-Konzernen), 424 
unregulierter Einsatz kommerzieller Bildungs-Apps, Classroom-Management-Systemen und Online-425 
Angeboten (Lernplattformen) als neue Geschäftsfelder der Digitalwirtschaft sind zu stoppen und 426 
gesetzliche zu regulieren. 427 
Die Erhebung personenbezogenen Daten der Schüler:innen (wie z.B. Lernfortschritte) mittels 428 
eingesetzter Hard- und (Lern-)Software muss sehr verantwortungsvoll erfolgen, ihre mögliche, 429 
kommerzielle Verwertung ausgeschlossen sein. Sämtliche erhobenen Daten müssen transparent und 430 
für alle nachweislich auf den Geräten verbleiben oder nur im Rahmen der Schule gespeichert 431 
werden. 432 
Die Schule bleibt ein geschützter Raum für die emotionale und soziale Entwicklung der Lernenden, 433 
des Erlebens und der Selbststeuerung – ohne digitale Überwachung, so dass Gedanken, Meinungen 434 
und Gefühle offen und ohne Angst vor Abwertung oder Bestrafung geäußert werden können. 435 
In den Schulen digitale Technik anwenden und erklären zu können, heißt sei zu verstehen. Es bedarf 436 
einer gesetzlich geregelten, rhythmisierten Weiterbildung aller Lehrkräfte weichen und bedarf eines 437 
grundlegenden, technologischen Wissens und Digitalkompetenzen im Lehramtstudium. 438 
4.4 Berufsausbildung 439 
Wir fordern eine Berufsbildung 4.0, die die Erfordernisse einer zunehmend digitalisierten und 440 
vernetzten Wirtschaft vor allem in drei Bereichen umsetzt: 441 
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 Verstärkte Weiterbildung von Ausbilderinnen und Ausbildern, um Anforderungen an die 442 
Qualifizierung zu erkennen, die Nutzung digitaler Medien in der beruflichen Aus- und 443 
Weiterbildung zu beschleunigen, und die ausbildenden Unternehmen bei erforderlichen 444 
Strukturveränderungen zu unterstützen. 445 

 Erweiterung der Ausbildungsprogramms „Duale Ausbildung digital“ zur Digitalisierung 446 
überbetrieblicher Berufsbildungsstätten (ÜBS), Übernahme von Best-Practice-Beispiele aus 447 
Ausbildungsbetrieben und zur Förderung der Lernortkooperation zwischen 448 
Ausbildungsbetrieb und Berufsschule 449 

 Etablierung einer regionalen, digitalen Plattform für Ausbildungsbetriebe, Auszubildende und 450 
Berufsschulen zum Erfahrungsaustausch sowie zu Nutzung als Vermittlungsplattformen bei 451 
der Suche/Vergabe eines Ausbildungsbetriebes/Ausbildungsplatzes. 452 

4.5 Studium 453 
Wir fordern für den Hochschulbereich eine Digitalisierung der Hochschulen landesweit, unabhängig 454 
von Hochschultyp, -trägerschaft und -größe, konkret: 455 

 eine Implementierung von E-Learning-Innovationen im Lehrbetrieb (wie kollaboratives 456 
Lernen, Simulationen, Planspiele, E-Portfolios, Video Lectures, elektronische Tests und 457 
Prüfungen) mit einem gleichberechtigten Zugang für alle Studierenden zu allen Ressourcen; 458 

 eine stärkere Unterstützung der digitalisierten Lehre (Weiterbildungsangebote sowie 459 
Kooperation mit anderen Hochschulen), 460 

 Digitalisierung das Hochschulsystems selbst und Etablierung neue Forschungsrichtungen (KI, 461 
Robotik; Lehre: Einsatz innovativen digitalen Lehr-Lern-Formaten sowie deren strukturellen 462 
Gestaltungs- und Gelingensbedingungen) und 463 

 Forschung im Bereich digitalen Hochschulbildung/digitalen Kompetenzaufbaus 464 
4.6 Weiterbildung und lebenslanges Lernen 465 
Wir fordern, dass Lernen nicht nach der Schul- und Ausbildung enden darf. Ziel ist es, dass Lernen 466 
und Weiterbildung zu einem selbstverständlichen Teil der Erwerbsbiographie werden. 467 
Voraussetzungen sind die Qualifizierung aller Lehrkräfte an den Berufs-, Abend- und Seniorenschulen 468 
und die Etablierung einer Kultur der Weiterbildung: Weiterbildung darf keine Ausnahme sein, darf 469 
keiner besonderen Motivation bedürfen, darf nicht als Last empfunden werden. Deshalb fordern wir: 470 

 Schaffung digitale Bildungsräume - Lernen im digitalen Raum soll modular sowie individuell 471 
und adaptiv (intelligente Algorithmen für passgenaue Weiterbildungsangebote) sein, 472 
Bildungsnachweise sollen digital zertifiziert und online sicher verwaltet werden können; 473 

 Transparenz von Weiterbildungsmöglichkeiten und -angeboten; neu erworbene Kompetenzen 474 
in der beruflichen Bildung sichtbar machen (und bundesweit) verbindliche Verankerung ihrer 475 
Bewertung und Zertifizierung; 476 

 gesetzliche Regelung der Weiterbildungsberatung für Individuen und Unternehmen, der 477 
Bildungsangebote, Weiterbildungsteilnahme und Anerkennung der Fortbildungsabschlüsse. 478 

 479 

5 Die digitalisierte Verwaltung (E-Government) 480 

5.1 Digitalisierung ja, aber nicht um jeden Preis! 481 
Digitalisierungsprozesse ziehen sich durch alle gesellschaftlichen Bereiche und auch Vorgänge der 482 
öffentlichen Verwaltung werden zunehmend im digitalen Raum abgebildet. Hier werden die unserer 483 
Auffassung nach aber auch die Grundlagen für neue Beteiligungsformate an demokratischen 484 
Entscheidungen geschaffen. Auch kann das Handeln kommunaler Parlamente und Verwaltungen 485 
durch die Digitalisierung transparenter und Kommunikation vereinfacht werden. Nicht für jedes 486 
Anliegen ist der Gang zum Bürgerbüro notwendig, vieles davon können Bürgerinnen und Bürger 487 
online von zuhause aus erledigen. 488 
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Wir als DIE LINKE. wenden uns jedoch gegen Zwänge wie eine zentralisierte Erfassung der Daten der 489 
Bürger:innen und gegen universelle Identifikatoren, sowie gegen die Privatisierung von 490 
Verwaltungsprozessen und -projekten. Datensparsamkeit, die Wahrung des Datenschutzes sowie 491 
Datensicherheit und Dezentralität müssen oberste Gebote im E-Government sein. 492 
Zudem darf Digitalisierung nicht zu weiterer Diskriminierung aufgrund Herkunft oder 493 
Staatsangehörigkeit führen. Moderne Verfahren sollen die Weitergabe und Beweisfähigkeit von 494 
notwendigen Kriterien (Bsp. Alter beim Kauf Tabak und Alkohol) statt die Preisgabe von weiteren 495 
Identitätsdaten (Name, Geburtsdatum) unterstützen. Der Zugriff auf die Daten von staatlicher Seite 496 
muss aus unserer Sicht für die Bürger:in nachvollziehbar sein. Ein Beispiel hier ist, wann und warum 497 
meine Daten abgefragt hat; die Information kann soweit notwendig (Bsp.: laufende Ermittlungen) 498 
später erfolgen, aber darf nicht unterlassen werden können (bekannt aus: Massenshafte Abfrage von 499 
Mobilfunkdaten). 500 
In diesem Zusammenhang stellen wir uns als DIE LINKE. bewusst die Frage: Für wen und wie wollen 501 
wir die Effizienz der digitalen, öffentlichen Verwaltung gestalten? 502 
5.2 Digitalisierung als Werkzeug für den Menschen 503 
Unserer Auffassung nach sind öffentliche Verwaltungen ein von Bürgerinnen und Bürgern finanzierter 504 
Service. Sie müssen die Anforderungen an öffentliche Dienstleistungen, Daseinsvorsorge und 505 
Barrierefreiheit für alle Lebenswirklichkeiten gewährleisten sowie verfassungsrechtliche Vorgaben 506 
und rechtsstaatliche Prinzipien einhalten. Es gelten ebenso die Grundsätze der Transparenz, 507 
Kostenfreiheit und -sparsamkeit, des Informationszugangsrechts, des Datenschutzes und -508 
verarbeitung im Sinne der informationellen Selbstbestimmung sowie Gewaltenteilung. 509 
Für alle IT Projekte, die das Personal der öffentlichen Verwaltung betreffen, sind die 510 
Personalvertretungen miteinzubeziehen. 511 
Wir als DIE LINKE. geben jedoch zu bedenken, dass für jedes digitale Angebot eine nicht-digitale 512 
Alternative vorhanden sein muss. Das heißt, dass es möglich sein muss, alle behördlichen 513 
Angelegenheiten weiterhin in den Bürger:innenbüros und Behörden vor Ort zu erledigen. Die 514 
Kommunen müssen dementsprechend personell und technisch ausgestattet sein. Digitale Angebote 515 
dürfen Analoge nicht ersetzen und nicht wegen höherer Effizienz gegen die Interessen der 516 
Bürger:innen durchgesetzt werden. 517 
5.3 Persönlichkeitsrechte schützen 518 
Wir finden auch, dass die IT Systeme der öffentlichen Verwaltung keine Daten zur Leistungs- und 519 
Verhaltenskontrolle der Arbeitnehmer:innen erheben dürfen. Im öffentlichen Raum sowie online gilt 520 
es, die Bürger:innen vor Überwachung zu schützen. Smart City Projekte sind unter den Prinzipien der 521 
Datensparsamkeit so zu konzipieren, das Persönlichkeitsrechte gewahrt bleiben und keine 522 
Überwachung des öffentlichen Raums stattfindet. 523 
Alle Bürger:innen müssen ein Auskunftsrecht besitzen, welche Datenbestände über sie gespeichert 524 
sind und welche Zugriffsrechte für Ämter auf ihre Daten bestehen. 525 
5.4 Digitale Teilhabe für Alle 526 
Die Digitalisierung biete eine Fülle von Möglichkeiten für demokratische Partizipation, durch z. B. 527 
Ratsinformationensysteme, Bürger:innenhaushalte, kooperative Gesetzgebung, Debatten, 528 
Abstimmungen oder die Einbringung von Vorschlägen zu kommunalen Bauvorhaben. Digitale 529 
Werkzeuge können aber nur für die Emanzipation der Bürger:innen genutzt werden, wenn diese 530 
einfach bedienbar sind und Informationen so aufbereitet werden, dass sie auch ohne Fachkenntnis 531 
verstanden werden können. Wir wollen, dass bestehende Beteilungsformate und -plattformen unter 532 
der Einbeziehung von Bürgerinnen und Bürgern auf ihren Nutzen hin evaluiert werden. 533 
 534 
6 Die smarte Stadt des Gemeinwohls 535 

6.1 Warum nicht einfach smarte Stadt? 536 
Smarte Technologien nehmen einen prominenter werdenden Platz im täglichen Leben ein, z. b. 537 
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in der Heimautomatisierung („Smart Homes“), wobei einzelnen Technologien dabei in 538 
zunehmendem Maße in Gesamtkonzepte eingebunden werden, welche ganze Städte oder 539 
Gebiete betreffen: Smart Cities, Smart Regions, Smart Country sind Entwürfe einer zukünftigen 540 
Infrastruktur und zugleich wichtige, innovative Technologielösungen für die öffentliche 541 
Daseinsvorsorge und soziale Sicherheit von Morgen.  542 
Vorrangiges Ziel hierbei ist die Vernetzung verschiedener Technologien, die eine regulierende 543 
Wirkung auf die städtischen Prozesse haben als sog. „Smart City“. Dieser Begriff beschreibt die 544 
Integration von Informationstechnologien in die städtische Infrastruktur, um die Effizienz 545 
städtischer Planung zu erhöhen und die Nutzung limitierter städtischer Ressourcen zu 546 
optimieren. Oft angeführte Beispielstädte wie SONGDO CITY (Südkorea) oder MASDAR CITY 547 
(Vereinigte Arabische Emirate) sind hoch technisierte urbane Lebensräume, welche alle 548 
Bereiche des täglichen Lebens mit intelligenten kleinen Maschinen anreichern. Von der 549 
Visualisierung des Energieverbrauchs, der zentralen Steuerung von Verkehrsflüssen bis zu 550 
totaler Videoüberwachung ist vielerlei denkbar und machbar.   551 
Auch die Europäische Union machte die Gestaltung von „Smart Cities“ zu einer Priorität. So 552 
stellt z. B. die Stadt WIEN die soziale Komponente und grüne Technologien mit einer 553 
Modellregion „Smart Aspern“ in den Vordergrund. Sie wurde erbaut, um die Integration von 554 
smarten Technologien zu erforschen und diese mit Community Building und 555 
Partizipationsformaten zu begleiten, um eine „Smart City“ zu gestalten, die soziale, ökologische 556 
und technologische Aspekte miteinander vereint. 557 
Die Realisierung der Idee einer vernetzten oder smarten Stadt ist alles andere als eine bereits 558 
klar etablierte Form städtischer Planung: Wie smarte Technologien das zukünftige Leben 559 
mitgestalten, ist dabei zunächst eine Frage der technischen und rechtlichen Ausgestaltung. 560 
Diese werden jedoch grundlegend von den sozialen und politischen Zielen der staatlichen 561 
Akteure bestimmt. Sie können Probleme der Gentrifizierung, sozialer Exklusion und 562 
Überwachung verschärfen oder aber ökologische und nachhaltige Konzepte für Mobilität, 563 
Energiegewinnung und -nutzung sowie soziale Integration bereitstellen. Die Umsetzung zu einer 564 
smarten Stadt braucht deshalb eine breite, demokratische Beteiligung für die Festlegung klarer 565 
Standards, Nutzungs- und Zielvorgaben in kommunalen Bereichen Mobilität, Verkehr, Energie, 566 
Nachhaltigkeit, Gesundheit, Sport, Kultur, Bildung, Stadtentwicklung, Grünflächen und Klima. 567 
Die Mitwirkung dafür ist zu organisieren. Auch in Sachsen schreitet der Digitalisierungsprozess 568 
voran. Die Landesregierung arbeitet zuvorderst an Konzeptionen und Lösungen für eine digitale 569 
Verwaltung.  570 
6.2 Smart für Menschen, nicht für Profite  571 
Im Rahmen des Konzepts einer Smart City gibt aus unserer Sicht viele Dinge zu beachten und vorher 572 
zu realisieren sind um dieses in Einklang mit linker Politik zu bringen. Ganz oben steht für uns hierbei 573 
der Grundsatz, dass Datensouveränität, Partizipation und direkte Demokratie die Grundlagen für 574 
eine vernetzte, gemeinwohlorientierte und für den Menschen gestaltete Kommune bilden. 575 
Hierbei fungiert die öffentliche Hand/Verwaltung als Administratorin für die Gestaltung des 576 
öffentlichen Raums und der Daseinsvorsorge auf Basis von Bedürfnissen und Interessen der 577 
Bürger:innen.  578 
Wichtig bei der Umsetzung eines Smart City Konzepts ist es, dass die gewählten Räte dabei 579 
Entscheider und Kontrolleur im Auftrag der Bürger:innen bleiben. Um diese Aufgabe 580 
entsprechend zu erfüllen, sind diese dafür zu qualifizieren. Außerdem dürfen aus unserer Sicht 581 
durch die Digitalisierungsvorhaben keine Privatisierung von kommunalen Aufgaben erfolgen. 582 
Der öffentliche Raum und die Kommunen sind kein “Techniklabor” für Unternehmen, sondern es 583 
geht um nachhaltige, gemeinschaftliche Stadtplanung. Auch beim Umgang mit öffentlichen 584 
Daten haben wir klare Vorstellungen. So sind diese unserer Auffassung nach als Gemeingut 585 
(Open Data) zu behandeln und (anonym, datenschutzkonform, maschinenlesbar) vor Missbrauch 586 
zu schützen; eine zweckentfremdete Nutzung bzw. aus rein kommerziellem Interesse ist hierbei 587 
klar zu verhindern. Die Deutungs- und Gestaltungshoheit bei der Nutzung von Daten muss im 588 
Falle einer Smart City klar bei der Verwaltung liegen. 589 
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Um dies bewerkstelligen zu können ist es unseres Ermessens nach zwingend notwendig zum 590 
einen die Mandatsträger und Mandatsträgerinnen zu qualifizieren. Dazu sind Kontakte zu 591 
Universitäten, Hoch- und Fachhochschulen sowie gesellschaftlichen Gruppen (z.B. Chaos 592 
Computer Club) aufzubauen. Als Unterstützung der Fraktionen im Land sind 593 
Erfahrungsaustausche zu organisieren, um bei entsprechenden Vorhaben und deren Planung 594 
bzw. Realisierung Einfluss auszuüben. Zum anderen muss der Freistaat einen einheitlichen 595 
Prozess zur Einführung von Digitalisierungsvorhaben im öffentlichen Raum organisieren, der alle 596 
Anforderungen inkl. Datenschutz, IT-Security, Transparenz und demokratischer Mitwirkung der 597 
Bewohner durchzusetzen. 598 
 599 
7 Open Source, Open Access und Open Data 600 
7.1 freier Zugang zu Wissen (Open Access) 601 
Auch wir als DIE LINKE. wissen, Wissenschaft und Forschung sind die Schlüssel für Innovation und 602 
Wertschöpfung der kommenden Jahrzehnte. Gerade durch den Strukturwandel und den Ausstieg aus 603 
dem Braunkohletagebau wird insbesondere in Sachsen stark in Wissenschaft investiert. 604 
Wir wollen, dass die Ergebnisse dieses wissenschaftlichen Erkenntnisgewinns frei zugänglich 605 
gemacht werden, denn Forschung und Wissenschaft leben von einem Austausch - interdisziplinär und 606 
international. Publikationen wissenschaftlicher Projekte, die mit öffentlichem Geld finanziert werden, 607 
dürfen nicht in Journalen publiziert werden, die diese Artikel wiederum nur gegen Entgelt verfügbar 608 
machen. Open Access stellt sicher, dass mehr Menschen von den eingesetzten Mitteln bei öffentlich 609 
geförderter Forschung profitieren. Daher ist es für uns wichtig diesen Transformationsprozess im 610 
Publikationssystem zu begleiten und zu unterstützen.  611 
Denn nicht nur Wissenschaft und Unternehmen profitieren von freien Wissenszugängen, auch alle 612 
Interessierten und damit die Gesellschaft insgesamt. Open Access ist ein Schritt zu mehr Teilhabe 613 
und Partizipation in unserer Informationsgesellschaft sowie eine Chance für mehr Fortschritt und 614 
Innovation. 615 
Wir als DIE LINKE. unterstützen außerdem Bestrebungen, wissenschaftliche Erkenntnisse so in 616 
verständliche Sprache zu übersetzen, dass Menschen ohne Fachexpertise diese verstehen können. 617 
Forschungsdaten sind natürlicch datenschutzkonform öffentlich bereitzustellen. 618 
7.2 Quelloffenheit (Open Source) 619 
Auch Software spielt eine große Rolle in unserem Leben. Ob das Betriebssystem oder Anwendungen 620 
auf unserem Computer, Apps auf mobilen Geräten oder die Algorithmen, die uns ein Suchergebnis 621 
bei der Internetrecherche berechnen - Software begegnet den meisten Menschen täglich. Daher ist 622 
es für uns selbstverständlich, den mündigen und interessierten Bürger:innen den Quellcode und 623 
somit die Funktionsweise der Software, welche sie selbst nutzen oder mit der sie interagieren offen 624 
zugänglich, zu machen. 625 
Um dieses Verständnis auch als Land vorzuleben sind wir dafür, dass wenn für die Beschaffung, Neu- 626 
oder Weiterentwicklung von Software Mittel der öffentlichen Hand bereitgestellt werden, die 627 
Quelloffenheit der Anwendungen gewährleistet sein muss. Open Source muss daher unserer 628 
Meinung nach eine Bedingung in Ausschreibungen der öffentlichen Verwaltung sein. Zudem finden 629 
wir als DIE LINKE., dass öffentliche Finanzmittel für konkrete Dienstleistungen und nicht für Lizenzen 630 
ausgegeben werden müssen. 631 
Denn durch die Nutzung freier Software und von Open Source-Lösungen können Kommunen und 632 
Länder sich gegenseitig stärken und gemeinsam von Weiterentwicklungen bei verwendeter Software 633 
profitieren. 634 
Außerdem sind unserer Ansicht nach diese offenen Schnittstellen und Standards sowie die 635 
konsequente Standardisierung eine wichtige Voraussetzung zur Sicherstellung von Interoperabilität, 636 
Transparenz von Verwaltungsprozessen und zum Vermeiden von Herstellerabhängigkeiten. Sie 637 
unterstützen ganz klar den Gleichheitsgrundsatz und die Informationsfreiheit. Denn Open Source 638 
Software sichert einen fairen Wettbewerb und führt zu einem höheren Nutzen für Anwender:innen, 639 
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Hersteller, Dienstleister und Gesellschaft. 640 
7.3 Public Money, Public Code 641 
Wir unterstützen die Initiative “Public Money Public Code” der Free Software Foundation Europe. 642 
Diese setzt sich dafür ein, dass Software, die durch das Geld der Bürger:innen finanziert wird, darf 643 
ihnen anschließend nicht durch Kommerzialisierung vorenthalten werden. Wir als DIE LINKE. Finden, 644 
sämtliche Software in Behörden und Staatsbetrieben muss Freie Software sein, nicht nur einfach 645 
Open Source. Die Realität zeigt hier den potentiellen Nutzen eben solcher Ansätze. So ist hier die 646 
Weiterführung der Corona-Warn-App bis hin zur Befreiung von Schnittstellen durch Bürger:innen 647 
neben der staatlich finanzierten Entwicklung als positives Beispiel anzuführen. 648 
7.4 Offene Daten und Offene Schnittstellen 649 
Wir als DIE LINKE. fordern, dass bestehende Richtlinien, die Anforderungen an die Veröffentlichung 650 
von Daten stellen, umgesetzt werden, insbesondere sollen statistischen Daten zugänglich gemacht 651 
werden. Zudem müssen diese offenen Daten unserer Ansicht nach maschinenlesbar, so vollständig 652 
wie möglich und aktuell sein. Außerdem sollen sie aus in Kapitel 7.2 beschriebenen Gründen unter 653 
einer offenen Lizenz stehen. Wir sprechen uns daneben auch gegen die Kommerzialisierung von 654 
öffentlichen Daten aus. Auch die Benutzerfreundlichkeit von Informationssystemen und Portalen hat 655 
dabei für uns eine hohe Priorität. Ebenso soll hier das Prinzip Open Data, ebenso wie Open Source 656 
ein Kriterium in den Ausschreibungen von Aufträgen an externe Dienstleister sein. 657 
Denn offene Schnittstellen ermöglichen die Weiterverwendung der Informationen und die 658 
Entwicklung von angepassten Systemen. Gleichzeitig wird die Bindung an einzelne Firmen verhindert. 659 
Grundlegend ist für uns natürlich auch, dass Systeme in der öffentlichen Verwaltung so gebaut 660 
werden, dass offene Schnittstellenspezifikationen implementiert werden und somit die Daten 661 
unterschiedlicher Ressorts ohne Einschränkungen untereinander genutzt werden können. 662 
 663 
8 Nachhaltige Digitalisierung 664 

Mit Hilfe der Digitalisierung wird es möglich, Prozesse effektiver bei sinkendem Aufwand u.a. an 665 
Energie und Material zu gestalten. Doch die Technik, die für Digitalisierungsvorhaben benötigt 666 
wird kann selbst einen Beitrag zur sinkenden Energieverbrauch und umweltgerechter 667 
Technologie leisten. 668 
Unserer Auffassung nach setzt eine zukunftsfähige Digitalisierung klar auf Umwelt- und 669 
Ressourcenschutz. Das bedeutet Modularität, recyclingfähige und reparierbare Hardware sowie 670 
universelle Schnittstellen & Standards. Dafür braucht es nachvollziehbare, nachhaltige 671 
Rohstoff- und Lieferketten sowie soziale Mindeststandards bei der Herstellung.  672 
Für die Nutzung der Digitalisierung wird elektrische Energie benötigt. Unbestreitbar ist, dass 673 
digitale Techniken einen großen Teil verbrauchen. Deswegen ist es notwendig, hier im 674 
Lebenszyklus der Produkte schon in der Planung auf energiesparende Technologie zu achten. 675 
Dazu sind technische Normen (z.B. DIN oder ISO) förderlich. Wir wissen, eine 676 
Selbstverpflichtung von Unternehmen ist nützlich, wird aber nicht genügen, deswegen fordern 677 
wir als DIE LINKE. bei Vergabe und Gesetzlegung darauf zu achten, dass Lösungen vorrangig 678 
behandelt werden, die im Betrieb den geringsten Energieverbrauch im Verhältnis zur Leistung 679 
aufweisen und auch beim Wachstum des Systems maximal linear skalieren, optimal aber 680 
weniger als linear.   681 
Auch wenn es die Profite der Hersteller erhöht, ist es unserer Ansicht nach unter den 682 
Gesichtspunkten einer nachhaltigen Wirtschaftsweise notwendig durchzusetzen, dass Produkte 683 
nicht so produziert werden, dass Sollbruchstellen oder billige Konstruktion dazu führen, dass 684 
Geräte nach kurzer Betriebszeit schon defekt werden. Deswegen ist diese sogenannte geplante 685 
Obsoleszenz auch öffentlich immer wieder anzuprangern. Unserer Meinung nach sollen, 686 
mindestens, in der öffentlichen Verwaltung grundsätzlich auch keine Geräte eingesetzt werden, 687 
die nicht reparabel sind. In diesem Zusammenhang sind die Hersteller zu verpflichten, 688 
Ersatzteile und die Reparaturfähigkeit der Produkte zu sichern und das nachzuweisen. Auch ist 689 
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der Einsatz von gebrauchter Technik, die funktionsfähig und den Anforderungen für die 690 
Vorhaben genügen, deutlich auszubauen.  691 
Jedes Gerät enthält wertvolle Rohstoffe, die zum Teil mit hohen Transportaufwand gefördert 692 
wurden, Daher fordern wir als DIE LINKE., dass das Recycling nicht mehr einsatzfähiger Geräte 693 
verpflichtend für alle umzusetzen ist. Zudem darf ein Export gebrauchter Technik an 694 
Recyclingfirmen erfolgen, die nachweisen können und das auch zyklisch bestätigen, dass das 695 
Recycling auch tatsächlich erfolgt und keine Geräte nur auf Müllhalden landen. 696 
Es ist unserer Ansicht nach aber zu kurz gedacht sich nur auf das Recycling zu stützen. Daher 697 
pochen wir darauf, dass auch bei der Produktion von digitalen Technologien darauf geachtet 698 
werden muss, dass diese unter Einhaltung guter sozialer Standards und internationaler 699 
Konventionen produziert werden. Entsprechende Nachweise müssen dies transparent 700 
sicherstellen können. Das Lieferkettengesetz vom Juni 2021 ist aus unserer Sicht ein Anfang, 701 
muss aber weiter qualifiziert werden, besonders die Nachprüfbarkeit, Durchsetzungsfähigkeit 702 
und Sanktionierbarkeit sind auszubauen. Dazu sind für unser Dafürhalten als DIE LINKE. auch 703 
internationale Vereinbarungen und Konventionen anzustreben. 704 
Für Sachsen ergeben sich für uns einige umzusetzende Maßnahmen die angesprochenen 705 
Themen adäquat anzugehen. 706 
Auf der einen Seite ist in der Vergabepraxis der Verwaltungen und Betriebe im öffentlichen 707 
Eigentum bei der Beschaffung von Technik für die Digitalisierungsvorhaben bzw. den Betrieb 708 
auch der geringst mögliche Energieverbrauch als Kriterium beachtet wird. Dafür sollte das 709 
Vergabegesetz unter Nutzung der rechtlichen Möglichen angepasst werden. Im Bund und in der 710 
EU ist sich dafür stark zu machen, dass dieses Kriterium „sparsamer Energieverbrauch“ größere 711 
Bedeutung bei der Vergabe eben solcher Aufträge bekommt. 712 
Auch die Verpflichtung, beim IT-Einkauf zur Nutzung von zertifizierter und reparierfähiger 713 
Hardware (Blauer Engel, EU Ecolabel, TCO etc.) sollte in unseren Augen zu einer 714 
Selbstverständlichkeit bei öffentlichen Verwaltungen und Einrichtungen bzw. Betrieben in 715 
öffentlicher Hand werden. Außerdem ist bei jedem Vorhaben darauf zu achten, dass Nachweise 716 
erbracht werden, wie Energieverbrauch nicht gesteigert wird und vorhandene Technologie bei 717 
Mitnutzung weiter genutzt werden kann und nicht durch neue ersetzt werden muss. 718 
Abschließend kann in diesem Kapitel noch konstatiert werden, dass das Bundes-719 
Lieferkettengesetz dazu national ein Anfang sein kann muss aber weiter ausgebaut und durch 720 
internationale Konventionen ergänzt werden. Hierzu zählen wir unter anderem die Schaffung 721 
einer landesweiten Plattform zur Wiederverwendung gebrauchter IT innerhalb öffentlicher 722 
Einrichtungen. Initiativen, welche Altgeräte, die nicht noch dem aktuellen Standard der Nutzung 723 
in kommerziellen Bereichen entsprechen, aufarbeiten und der Gemeinschaft zugänglich 724 
machen, sind zu aus Sicht von DIE LINKE. Zu unterstützen. Zur Umsetzung der Ansprüche, aber 725 
auch für eine effiziente Beschaffung könnte unserer Meinung nach nach dem Vorbild von 726 
Hessen eine landeseigene Gesellschaft „Sachsen PC“ geschaffen werden. Diese würde zentral 727 
arbeiten, vorrangig nachhaltig und transparent beschaffen, einheitlich geplante IT-728 
Grundausstattung für alle Behörden und öffentlichen Einrichtungen beschaffen. Dazu sind 729 
natürlich die Anforderungen aller übrigen Punkte dieser Leitlinien weitestgehend Anspruch an 730 
gutes Wirken dieser Gesellschaft. 731 
 732 
9 Infrastruktur 733 
9.1 Verfügbarkeit von Internetverbindungen in öffentlichen Räumen 734 
Die Digitalisierung darf kein Privileg von Menschen sein, die es sich leisten können, Verträge für 735 
große Volumina an Datenübertragung abzuschließen. Mit jedem wichtigem Projekt der 736 
Digitalisierung behördlicher oder kommunaler Prozesse muss auch die Möglichkeit zu einem 737 
einfachen Zugang zu kostenloser Internetversorgung in den öffentlichen Einrichtungen 738 
geschaffen werden. 739 
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Dazu müssen unserer Meinung nach entweder offene, freie und leicht zugängliche WLAN-740 
Netzwerke in den öffentlichen Einrichtungen geschaffen oder die Anbieter verpflichtet werden 741 
die Nutzung öffentlicher Dienste nicht anzurechnen. 742 
Ebenso halten wir den Zugang zu kostenfreien WLAN-Verbindungen in öffentlichen 743 
Verkehrsmitteln für eine Möglichkeit diskriminierungsfrei online zu sein. Darüber hinaus hilft 744 
dies öffentliche Verkehrsmittel gegenüber dem eigenen PKW attraktiver zu gestalten und so 745 
einen Beitrag zur Mobilitätswende zu leisten. 746 
9.2 Infrastrukturausbau 747 
Wir als DIE LINKE. stellen fest, dass die marktwirtschaftliche Lösung, die Infrastruktur in die 748 
Hände von Privatunternehmen zu legen, über Jahrzehnte zu keiner zufriedenstellenden Lösung 749 
geführt hat. Noch immer sind Räume unter- oder überhaupt nicht versorgt, noch immer wird nur 750 
da ausgebaut wo es wirtschaftlich lohnenswert erscheint. Und dies trotz wiederholter 751 
staatlicher Fördergelder. Öffentliche Fördergelder sind zwingend an die Verpflichtung zu binden 752 
auch Gebiete zu erschließen, in denen perspektivisch kein Gewinn erwirtschaftet wird. 753 
Grundsätzlich gilt jedoch, das grundlegende Infrastrukturen in öffentliche Hand gehören. Mittel 754 
hierfür sind ein staatlich geförderter gemeinnütziger Netzausbau und die Errichtung einer 755 
staatlichen Infrastrukturgesellschaft, welche die Netzstruktur errichtet und unterhält. 756 
9.3 Zugang zu internet-fähigen Geräten 757 
Internetfähige Geräte sind in der aktuellen Entwicklung kein Freizeitgegenstand mehr. Sie 758 
zeugen nicht vom Ausleben von Luxusbedürfnissen, sie sind dringend nötig um im Alltag 759 
gleichberechtigt durch das Leben zu kommen. 760 
Der notwendige Zugang zu internetfähigen Geräten, welche wiederum den Zugang zu digitalen 761 
Diensten von Behörden ermöglichen, darf aus unserer Sicht nicht nur denen gewährt werden, 762 
die sich diese privat anschaffen können. Daher finden wir als DIE LINKE., dass sicherzustellen 763 
ist, dass Menschen, welche finanziell bedingt keinen Zugang zu aktuell nutzbaren Geräten 764 
haben, diese bereitgestellt werden. Unter Berücksichtigung der Lebensumstände (Anzahl der 765 
Kinder und Erziehenden, Einkommen, Bezugsempfängerstatus etc.) sind Bemessungsgrenzen 766 
fest zu legen, die Menschen, welche es finanziell überfordert, Geräte anzuschaffen, unterstützt 767 
und die Mittel bereitstellt, diesen Missstand zu beheben. 768 
Außerdem muss Schülern im Rahmen der Lernmittelfreiheit grundsätzlich eine Erstausstattung 769 
von internetfähigen Geräten zur Verfügung gestellt werden (steht auch schon unter Bildung) 770 
9.4 IT-Infrastruktur in Behörden und Kommunen 771 
Die Infrastruktur in Behörden muss unabhängig von herstellerspezifischen Systemen nach 772 
offenen Standards aufgebaut werden. Bindungen an einzelne Unternehmen “durch die 773 
Hintertür” mit nicht offenen Standards sind von uns als DIE LINKE. klar zu verhindern um zu 774 
vermeiden, dass einzelne privatwirtschaftlich arbeitende Interessengruppen die IT der Behörden 775 
nicht privatisieren können und somit Konkurrenz ausschließen. Bezugnehmend auf die 776 
Infrastruktur im Freistaat Sachsen ist unserer Ansicht nach in Zukunft bevorzugt auf dezentrale 777 
Konzepte zu setzen, welche die landesweiten Netze entlasten und kurzfristige Erweiterbarkeit 778 
ermöglichen. 779 
Zugleich sind die Internet-Provider zu verpflichten, ihr Routing dahingehend abzuändern, dass 780 
lokale Angebote auch über lokale Netze verbreitet werden, statt den Weg über Internetknoten 781 
zu nehmen, die weit entfernt liegen und außerhalb von Kostensenkung bei den Providern oder 782 
statistischen Ermittlungen keinen Sinn erfüllen. 783 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

C. Sachanträge 

C.2. Antrag an Bundesparteitag 

Einreicher: Ulrich Neef 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 
Die Weiterleitung des auf der 3. Tagung des 15. Landesparteitages am 10.10.2020 in Plauen mit großer 
Mehrheit angenommenen Antrages „C.1. Bau von ICE-Schnellfahlstrecken in Sachsen“ zur Vorlage und 
Beschluss an den nächsten Bundesparteitag der LINKEN. 
 
Begründung: 
 
Erfolgt mündlich. 
 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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Parteiinterna
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DIE LINKE. Sachsen 

1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

F. Parteiinterna 

F.2. Strukturdebatte: Mitgliederverwaltung 

Einreicher*innen: Landesvorstand, Landesrat, Kreisvorsitzenden und Fraktionsvorstand 

 

 

Vorbemerkung: Beschluss B 7 – 239  

Die gemeinsame Beratung von Landesvorstand, Landesrat, Kreisvorsitzenden und Fraktionsvorstand der 

LINKEN Sachsen beschließt die folgenden Anträge, entstanden aus den Ergebnissen der Strukturdebatte, 

einzeln an den Landesparteitag zu stellen. 

 

 

Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 

 

Dem Mitglieder- und Aktivitäts-Gefälle ‚Stadtverbände zu Flächenkreisverbände‘ wird entgegengewirkt. 

Zukünftig soll eine stabile Aufgabenerfüllung durch folgende, konkrete Maßnahmen erreicht werden: 

 

o Mitgliederdatenverwaltung: 

• zentralisierte Mitgliederdatenverwaltung der Flächen-KVs, die dieses nicht mehr selbst 

können; SVs erledigen das weiterhin selbst 

• weiterhin zentralisierte Neumitgliederbriefe auf Landesebene 

• weiterhin Mitgliederbetreuung vor Ort (KV/OV) 
• Angebot der Schulung zur Datenpflege vor Ort 

 

 

Begründung: 

 

Erfolgt mündlich. 

 

 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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DIE LINKE. Sachsen 

1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

F. Parteiinterna 

F.3. Strukturdebatte: Infrastruktur 

Einreicher*innen: Landesvorstand, Landesrat, Kreisvorsitzenden und Fraktionsvorstand 

 

 

Vorbemerkung: Beschluss B 7 – 239  

Die gemeinsame Beratung von Landesvorstand, Landesrat, Kreisvorsitzenden und Fraktionsvorstand der 

LINKEN Sachsen beschließt die folgenden Anträge, entstanden aus den Ergebnissen der Strukturdebatte, 

einzeln an den Landesparteitag zu stellen. 

 

 

Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 

 

Dem Mitglieder- und Aktivitäts-Gefälle ‚Stadtverbände zu Flächenkreisverbände‘ wird entgegengewirkt. 

Zukünftig soll eine stabile Aufgabenerfüllung durch folgende, konkrete Maßnahmen erreicht werden: 

 

o Nachbarschafts-Unterstützung & Konzentrationspunkte von Infrastruktur:  

• Die Landesgeschäftsstelle wird beauftragt, Ressourcen-Karten anzulegen, um Material-, 

Mandatsträger:innen-, Fahrzeug- und Büro-Konzentration sichtbar zu machen.  

• Ausbau der zentralen Datenbank für Veranstaltungsausrüstung  

 

 

Begründung: 

 

Erfolgt mündlich. 

 

 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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DIE LINKE. Sachsen 

1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

F. Parteiinterna 

F.4. Strukturdebatte: Zentralisierung von Aufgaben 

Einreicher*innen: Landesvorstand, Landesrat, Kreisvorsitzenden und Fraktionsvorstand 

 

 

Vorbemerkung: Beschluss B 7 – 239  

Die gemeinsame Beratung von Landesvorstand, Landesrat, Kreisvorsitzenden und Fraktionsvorstand der 

LINKEN Sachsen beschließt die folgenden Anträge, entstanden aus den Ergebnissen der Strukturdebatte, 

einzeln an den Landesparteitag zu stellen. 

 

 

Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 

 

Dem Mitglieder- und Aktivitäts-Gefälle ‚Stadtverbände zu Flächenkreisverbände‘ wird entgegengewirkt. 

Zukünftig soll eine stabile Aufgabenerfüllung durch folgende, konkrete Maßnahmen erreicht werden: 

 

o Zentralisierung von Aufgaben:  

• Den Kreisverbänden wird die Möglichkeit eingeräumt, ihre Finanzabrechnung über den 

Landesverband erledigen zu lassen. Die anfallenden Kosten werden von den 

beauftragenden Kreisverbänden getragen.  

• Den Kreisverbänden wird angeboten sich regional eine Mitarbeiter:innenstelle 

einzurichten. Die Anstellung erfolgt über den Landesverband, die Kosten übernehmen die 

betroffenen Kreisverbände. Welche Aufgaben die neu zu schaffende Stelle haben soll, 

legen die betroffenen Kreisverbände fest.  

 

 

Begründung: 

 

Erfolgt mündlich. 

 

 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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DIE LINKE. Sachsen 

1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

F. Parteiinterna 

F.5. Strukturdebatte: Kreisfinanzrevisionskommissionen 

Einreicher*innen: Landesvorstand, Landesrat, Kreisvorsitzenden und Fraktionsvorstand 

 

 

Vorbemerkung: Beschluss B 7 – 239  

Die gemeinsame Beratung von Landesvorstand, Landesrat, Kreisvorsitzenden und Fraktionsvorstand der 

LINKEN Sachsen beschließt die folgenden Anträge, entstanden aus den Ergebnissen der Strukturdebatte, 

einzeln an den Landesparteitag zu stellen. 

 

 

Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 

 

Die Kreisfinanzrevisionskommissionen sind gemäß Bundessatzung zu bilden. Der Landesverband reicht 

beim nächsten Bundesparteitag einen Satzungsänderung ein, dass in den Kreisverbänden nicht mehr 

zwingend Kreisfinanzrevisionen einzurichten sind, sondern, sollte ein Kreis keine Finanzrevision einrichten, 

die Aufgabe der Prüfung an die Landesfinanzrevisionskommission, übertragen wird. Zusätzlich ist die 

Landessatzung anzupassen. 

 

 

Begründung: 

 

Erfolgt mündlich. 

 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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DIE LINKE. Sachsen 

1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

F. Parteiinterna 

F.6. Strukturdebatte: Videokonferenzen 

Einreicher*innen: Landesvorstand, Landesrat, Kreisvorsitzenden und Fraktionsvorstand 

 

 

Vorbemerkung: Beschluss B 7 – 239  

Die gemeinsame Beratung von Landesvorstand, Landesrat, Kreisvorsitzenden und Fraktionsvorstand der 

LINKEN Sachsen beschließt die folgenden Anträge, entstanden aus den Ergebnissen der Strukturdebatte, 

einzeln an den Landesparteitag zu stellen. 

 

 

Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 

 

 
o Arbeitstreffen auf Landesebene werden vorrangig als Videokonferenzen durchgeführt 
o Die Landesgeschäftsstelle sichert weiterhin die IT-Infrastruktur ab sowie die Nutzer:innen ihre eigenen 

Endgeräte und Internetverbindungen 
o Es werden weiterhin Schulungen zur Nutzung von Videokonferenzen angeboten 
 

 

Begründung: 

 

Erfolgt mündlich. 

 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

F. Parteiinterna 

F.2. - F.6. Strukturdebatte: diverse Anträge ... 

Ä.F.2.1. - Ä.F.6.1.  Nichtbehandlung der Anträge F.2. - F.6. 

Einreicher*innen: Landesvorstand 

 

 

Der Landesvorstand der LINKEN Sachsen empfiehlt die Nichtbehandlung F.2. - F.6. sowie den Einbezug 

deren Anliegen in die Debatte um die Parteireform (siehe Leitantrag im Arbeitsheft 1 / Kapitel 5. 

‚Organisationspolitische Aufgaben‘). 

 

 

Begründung: 

erfolgt mündlich 

 

 

Formalia-Hinweis: 

Der Landesvorstand hat in seiner Beratung vom 15.10.2021 über den Beschluss B 7 – 239 der 

gemeinsamen Beratung von Landesvorstand, Landesrat, Kreisvorsitzenden und Fraktionsvorstand 

(sogenannter ‚kleiner Parteitag‘) beraten. 

Der Beschluss B 7 – 239, welcher diverse Punkte wie Aufgabenverteilung, Infrastruktur, Kommunikation, 

usw. behandelt, war zum Zeitpunkt der LaVo-Beratung zwar als kompletter ‚kleiner-Parteitags‘-Beschluss 

eingereicht, aber noch nicht parteitagskonform (keine Sammelanträge). Daher wird dieser 

Nichtbehandlungs-Antrag auf alle LPT-Anträge des ehemaligen Beschlusses B 7 – 239 (LPT: F.2. - F.6.) 

angewendet. 

 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

F. Parteiinterna 

F.7.  Vorschlag für einen solidarischen Finanzausgleich im 
Landesverband 

Einreicher*innen: Landesvorstand, Landesrat, Kreisvorsitzende 

 

 

Vorbemerkung: Beschluss B 7 – 239 - 1 

Die gemeinsame Beratung von Landesvorstand, Landesrat und Kreisvorsitzenden beschließt den Vorschlag 

des Finanzbeirates als Antrag an den Landesparteitag einzubringen. 

 

Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 

 

Der Finanzbeirat schlägt ab dem Haushaltsjahr 2022 vor, die bisherige Finanzierung von der 

Aufgabenverteilung abzukoppeln und das bisherige, relative 1-Stufen-Finanzierungsmodell 

(LV/KV/gemeinsame Ausgaben) durch ein 3-Stufen-Modell zu ersetzen.  

 

Dafür stehen es folgende 3 Beschlusspunkte zur Verfügung: 

1. Die Landesebene muss ihre (juristischen und) administrativen Aufgaben entsprechend der 

gesetzlichen Grundlagen (Parteiengesetz, Wahlgesetz, Bürgerliches Gesetzbuch, Arbeitsrecht, ...) 

erfüllen. 

o Schritt 1 - Dafür muss der administrative Aufgaben- und Finanzierungsteil  

abgekoppelt und fix abgegolten werden. 

2. Die Landesebene muss ihre politischen Aufgaben erfüllen. 

o Schritt 2 - Dafür muss der politische Aufgaben- und Finanzierungsteil  

abgekoppelt und fix abgegolten werden. 

3. Nachdem vom Gesamthaushalt die oben beschlossenen Punkte abgegolten und durchfinanziert 

sind, werden die weitere Ausgabeposten nach einem modularen Stufen-Prinzip aufgeteilt: 

o Schritt 3a - LWZs/LAGs: fix 20.000 EUR für alle LWZs/LAGs 

 nach bisherigem LAG-Finanzierungsmodell 

o Schritt 3b - SVs/KVs: fix 10.000 EUR pro SV/KV als Grundpauschale 

o Schritt 3c - SVs/KVs: frei zu verteilende Mittel; relativ nach Mitgliedsbeiträgen verteilt  

o keine weiteren Mittel mehr zur Landesebene 

 

In begründeten Fällen, kann für eine Übergangszeit mit der Landesebene (LaVo als juristische Person) 

eine zweijährige Zwischenstufe vereinbart werden. 
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neues Finanzmodell im Detail als Tabelle: 
 

Stufe Wie zustande kommen? Modus 

Einnahmen im Finanzplan: 

Prognose der Mitgliedsbeiträge,  
Spenden & öffentlichen Mittel 

LSM auf Basis des Vorjahres 
+ Beschluss "kleiner Parteitag" 
(wie bisher) 

absolut 
(EUR) 

Aufteilungsverhältnis im Finanzplan: 

Stufe 1: 
Landesebene, administrativ - fix 

LSM auf Basis des Vorjahres 
+ Beschluss "kleiner Parteitag" 

absolut 
(EUR) 

Stufe 2: 
Landesebene, politisch - fix 

LSM auf Basis des Vorjahres 
+ Beschluss "kleiner Parteitag" 

absolut 
(EUR) 

Stufe 3: 

3a. LWZs/LAGs - fix modell-vorgegeben 
(inhaltliche Absicherung) 

absolut 
(EUR) 

3b. SVs/KVs - fix modell-vorgegeben 
(KV-interner Solidar-Ausgleich) 

absolut 
(EUR) 

3c. SVs/KVs - frei zu verteilende Mittel,  
komplett auf SVs/KVs verteilt 
(Gesamtbetrag wird durch LSM rechtzeitig berechnet) 

relativ 
(100 %) 

KV 1 

Aufteilungsschlüssel auf Basis  
der letzten Einnahmen 

xx % 

KV 2 yy % 

KV 3 zz % 

... ... 

Summe aller SVs/KVs (frei zu verteilende Mittel) 100 % 

 

 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

F. Parteiinterna 

F.7. Solidarischer Finanzausgleich im Landesverband 

Ä.F.7.1. Änderungsantrag: Änderung Jahreszahl 

Einreicher*innen: Finanzbeirat 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 
Änderung in Zeile 1 des Antragstextes: 
 
In der ersten Zeile wird die Jahreszahl auf 2023 verändert. 
 
 
Begründung: 
 
Zur gemeinsamen Beratung von Landesvorstand, Landesrat und Kreisvorsitzenden am 2. September 2021 
wurde dem Antrag des Finanzbeirates mehrheitlich zugestimmt und dieser in der Fassung des 
Beschlusses B 7 – 239 -1 dem Parteitag vorgelegt. Zu dieser Beratung gab es Anregungen und Wünsche 
in wenigen Punkten diesen genauer zu fassen. Diesem Anliegen entspricht der vorgelegte 
Änderungsantrag. 
 
Insbesondere wird klargestellt, dass die Umstellung des Finanzausgleichs zum 1. Januar 2023 erfolgen 
soll. Der dafür notwendige Finanzbeschluss soll bis Mitte 2022 getroffen werden, damit alle Gliederungen 
innerhalb des Landesverbandes rechtzeitig Planungssicherheit ihrer Finanzen erhalten. Dieses 
Finanzmodell hat nicht die Aufgabe, die konkreten Finanzmittel des Landesverbandes (Landes- & 
Kreisebene) festzulegen. Dies ist weiterhin Aufgabe des sogenannten „kleinen Parteitages“. Das 
Finanzmodell schafft auch nicht mehr Finanzmittel, sondern hat das Ziel, eine Umpriorisierung 
vorzunehmen, hin zu aufgaben-priorisierter Finanzierung, die der „kleine Parteitag“ über den 
Finanzplanbeschluss austarieren muss. 
 
Das Ziel ist, bei personell stark-schwindenden & finanziell leicht-schwindenden Ressourcen der 
Gesamtpartei, eine Arbeitsfähigkeit durchzufinanzieren, die einer innerparteilichen, solidarischen 
Gesamtabwägung folgt. 
In den vergangenen Jahren haben im Landesverband etliche Aufgaben-Zentralisierungen 
stattgefunden (grundlegend auf Wunsch der Kreisverbände). Strukturelle Finanz- 
Zentralisierungen haben seit Parteigründung 2007 keine stattgefunden. (Die 50/46/4-Änderung 
hatte keine Finanz-Zentralisierung zur Folge.) 
Das neue Finanzmodell beschließt auch keine Aufgaben-Zentralisierungen. Sollten diese jedoch zukünftig 
von den Kreisverbänden über den ‚kleinen Parteitag‘ gewollt werden (und machbar/sinnvoll sein), so ist 
deren Durchfinanzierung über den Finanzplan prinzipiell möglich. 
 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

F. Parteiinterna 

F.7. Solidarischer Finanzausgleich im Landesverband 

Ä.F.7.2. Änderungsantrag: Anpassung Grundpauschale 

Einreicher*innen: Finanzbeirat 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 
Die im Punkt 3., Schritt 3b – SVs/KV: vorgeschlagene Grundpauschale ist bis zur Beschlussfassung des 
Finanzausgleichs hinsichtlich ihrer Höhe durch den Finanzbeirat zu überprüfen. Falls sich daraus ein 
anderer Betrag der Grundpauschale ergibt, ist dieser entsprechend anzupassen. 
 
 
Begründung: 
 
Zur gemeinsamen Beratung von Landesvorstand, Landesrat und Kreisvorsitzenden am 2. September 2021 
wurde dem Antrag des Finanzbeirates mehrheitlich zugestimmt und dieser in der Fassung des 
Beschlusses B 7 – 239 -1 dem Parteitag vorgelegt. Zu dieser Beratung gab es Anregungen und Wünsche 
in wenigen Punkten diesen genauer zu fassen. Diesem Anliegen entspricht der vorgelegte 
Änderungsantrag. 
 
Insbesondere wird klargestellt, dass die Umstellung des Finanzausgleichs zum 1. Januar 2023 erfolgen 
soll. Der dafür notwendige Finanzbeschluss soll bis Mitte 2022 getroffen werden, damit alle Gliederungen 
innerhalb des Landesverbandes rechtzeitig Planungssicherheit ihrer Finanzen erhalten. Dieses 
Finanzmodell hat nicht die Aufgabe, die konkreten Finanzmittel des Landesverbandes (Landes- & 
Kreisebene) festzulegen. Dies ist weiterhin Aufgabe des sogenannten „kleinen Parteitages“. Das 
Finanzmodell schafft auch nicht mehr Finanzmittel, sondern hat das Ziel, eine Umpriorisierung 
vorzunehmen, hin zu aufgaben-priorisierter Finanzierung, die der „kleine Parteitag“ über den 
Finanzplanbeschluss austarieren muss. 
 
Das Ziel ist, bei personell stark-schwindenden & finanziell leicht-schwindenden Ressourcen der 
Gesamtpartei, eine Arbeitsfähigkeit durchzufinanzieren, die einer innerparteilichen, solidarischen 
Gesamtabwägung folgt. 
In den vergangenen Jahren haben im Landesverband etliche Aufgaben-Zentralisierungen 
stattgefunden (grundlegend auf Wunsch der Kreisverbände). Strukturelle Finanz- 
Zentralisierungen haben seit Parteigründung 2007 keine stattgefunden. (Die 50/46/4-Änderung 
hatte keine Finanz-Zentralisierung zur Folge.) 
Das neue Finanzmodell beschließt auch keine Aufgaben-Zentralisierungen. Sollten diese jedoch zukünftig 
von den Kreisverbänden über den ‚kleinen Parteitag‘ gewollt werden (und machbar/sinnvoll sein), so ist 
deren Durchfinanzierung über den Finanzplan prinzipiell möglich. 
 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

F. Parteiinterna 

F.7. Solidarischer Finanzausgleich im Landesverband 

Ä.F.7.2. Änderungsantrag: Anpassung Grundpauschale 

Einreicher*innen: Finanzbeirat 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 
Die im Punkt 3., Schritt 3b – SVs/KV: vorgeschlagene Grundpauschale ist bis zur Beschlussfassung des 
Finanzausgleichs hinsichtlich ihrer Höhe durch den Finanzbeirat zu überprüfen. Falls sich daraus ein 
anderer Betrag der Grundpauschale ergibt, ist dieser entsprechend anzupassen. 
 
 
Begründung: 
 
Zur gemeinsamen Beratung von Landesvorstand, Landesrat und Kreisvorsitzenden am 2. September 2021 
wurde dem Antrag des Finanzbeirates mehrheitlich zugestimmt und dieser in der Fassung des 
Beschlusses B 7 – 239 -1 dem Parteitag vorgelegt. Zu dieser Beratung gab es Anregungen und Wünsche 
in wenigen Punkten diesen genauer zu fassen. Diesem Anliegen entspricht der vorgelegte 
Änderungsantrag. 
 
Insbesondere wird klargestellt, dass die Umstellung des Finanzausgleichs zum 1. Januar 2023 erfolgen 
soll. Der dafür notwendige Finanzbeschluss soll bis Mitte 2022 getroffen werden, damit alle Gliederungen 
innerhalb des Landesverbandes rechtzeitig Planungssicherheit ihrer Finanzen erhalten. Dieses 
Finanzmodell hat nicht die Aufgabe, die konkreten Finanzmittel des Landesverbandes (Landes- & 
Kreisebene) festzulegen. Dies ist weiterhin Aufgabe des sogenannten „kleinen Parteitages“. Das 
Finanzmodell schafft auch nicht mehr Finanzmittel, sondern hat das Ziel, eine Umpriorisierung 
vorzunehmen, hin zu aufgaben-priorisierter Finanzierung, die der „kleine Parteitag“ über den 
Finanzplanbeschluss austarieren muss. 
 
Das Ziel ist, bei personell stark-schwindenden & finanziell leicht-schwindenden Ressourcen der 
Gesamtpartei, eine Arbeitsfähigkeit durchzufinanzieren, die einer innerparteilichen, solidarischen 
Gesamtabwägung folgt. 
In den vergangenen Jahren haben im Landesverband etliche Aufgaben-Zentralisierungen 
stattgefunden (grundlegend auf Wunsch der Kreisverbände). Strukturelle Finanz- 
Zentralisierungen haben seit Parteigründung 2007 keine stattgefunden. (Die 50/46/4-Änderung 
hatte keine Finanz-Zentralisierung zur Folge.) 
Das neue Finanzmodell beschließt auch keine Aufgaben-Zentralisierungen. Sollten diese jedoch zukünftig 
von den Kreisverbänden über den ‚kleinen Parteitag‘ gewollt werden (und machbar/sinnvoll sein), so ist 
deren Durchfinanzierung über den Finanzplan prinzipiell möglich. 
 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 

 

DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

F. Parteiinterna 

F.7. Solidarischer Finanzausgleich im Landesverband 

Ä.F.7.3. Änderungsantrag: Ergänzung Vorbereitung Finanzplan 

Einreicher*innen: Finanzbeirat 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 
Ergänzung des Antrags um folgenden Satz: 
 
Der Finanzbeirat wird in Zusammenarbeit mit dem/der Landesschatzmeister*in beauftragt, den ersten 
Finanzplan auf Grundlage des neuen Finanzausgleiches vorzubereiten und der gemeinsamen Beratung von 
Landesvorstand, Landesrat und Kreisvorsitzenden bis zum 30.06.2022 zur Entscheidung vorzulegen. 
 
 
Begründung: 
 
Zur gemeinsamen Beratung von Landesvorstand, Landesrat und Kreisvorsitzenden am 2. September 2021 
wurde dem Antrag des Finanzbeirates mehrheitlich zugestimmt und dieser in der Fassung des 
Beschlusses B 7 – 239 -1 dem Parteitag vorgelegt. Zu dieser Beratung gab es Anregungen und Wünsche 
in wenigen Punkten diesen genauer zu fassen. Diesem Anliegen entspricht der vorgelegte 
Änderungsantrag. 
 
Insbesondere wird klargestellt, dass die Umstellung des Finanzausgleichs zum 1. Januar 2023 erfolgen 
soll. Der dafür notwendige Finanzbeschluss soll bis Mitte 2022 getroffen werden, damit alle Gliederungen 
innerhalb des Landesverbandes rechtzeitig Planungssicherheit ihrer Finanzen erhalten. Dieses 
Finanzmodell hat nicht die Aufgabe, die konkreten Finanzmittel des Landesverbandes (Landes- & 
Kreisebene) festzulegen. Dies ist weiterhin Aufgabe des sogenannten „kleinen Parteitages“. Das 
Finanzmodell schafft auch nicht mehr Finanzmittel, sondern hat das Ziel, eine Umpriorisierung 
vorzunehmen, hin zu aufgaben-priorisierter Finanzierung, die der „kleine Parteitag“ über den 
Finanzplanbeschluss austarieren muss. 
 
Das Ziel ist, bei personell stark-schwindenden & finanziell leicht-schwindenden Ressourcen der 
Gesamtpartei, eine Arbeitsfähigkeit durchzufinanzieren, die einer innerparteilichen, solidarischen 
Gesamtabwägung folgt. 
In den vergangenen Jahren haben im Landesverband etliche Aufgaben-Zentralisierungen 
stattgefunden (grundlegend auf Wunsch der Kreisverbände). Strukturelle Finanz- 
Zentralisierungen haben seit Parteigründung 2007 keine stattgefunden. (Die 50/46/4-Änderung 
hatte keine Finanz-Zentralisierung zur Folge.) 
Das neue Finanzmodell beschließt auch keine Aufgaben-Zentralisierungen. Sollten diese jedoch zukünftig 
von den Kreisverbänden über den ‚kleinen Parteitag‘ gewollt werden (und machbar/sinnvoll sein), so ist 
deren Durchfinanzierung über den Finanzplan prinzipiell möglich. 
 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

F. Parteiinterna 

F.8. Richtlinie für einen antisexistischen Konsens 

Einreicher*innen: Landesvorstand 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 

Für einen antisexistischen Konsens 
Richtlinie 
 
 
1. Präambel 

 
Mit dem Beschluss der 3. Tagung des 15. Landesparteitages vom 10.10.2020 „Sexismus in den eigenen 
Reihen entschieden entgegentreten“ hat sich die Partei Die LINKE. Sachsen verpflichtet, konkrete 
Maßnahmen gegen Sexismus innerhalb der Partei zu ergreifen. Nach der Initiierung eines ersten 
innerparteilichen Diskussionsforums mit Vertreter:innen aus den Kreisverbänden sowie der Berufung einer 
Vertrauensperson für sexualisierte Diskriminierung, sexuelle Belästigung und Gewalt im März 2021 wird 
nun mit der Richtlinie „Für einen antisexistischen Konsens“ die Umsetzung des Parteitagsbeschlusses 
fortgeführt. Weitere Schritte für eine fundierte und ganzheitliche Auseinandersetzung mit dem Thema 
Sexismus im Landesverband werden folgen. 

Klar ist: In der LINKEN, deren Ziel eine emanzipatorische, solidarische und gewaltfreie Gesellschaft der 
sozialen Gerechtigkeit und Gleichberechtigung ist, hat Sexismus keinen Platz. Aber unser Ziel beschreibt 
die Zukunft. In der Gegenwart – der gesellschaftlichen wie innerparteilichen – begegnen uns alle Formen 
von Sexismus täglich und überall. Denn Sexismus ist trotz wesentlicher Erfolge der 
Emanzipationsbewegung nach wie vor tief verwurzelt in der Struktur jeder ungleichen Gesellschaft. Er 
baut auf patriarchalen Machtstrukturen und konstruierten Geschlechterrollen auf, reproduziert immer 
wieder alte Stereotype und verhindert damit Chancengleichheit und Teilhabe. Schlimmer noch führen 
sexistische Strukturen und die damit verbundene Aufrechterhaltung geschlechtsspezifischer 
Ungleichwertigkeit, neben struktureller Ungleichheit insbesondere für Frauen* und LSBTIQ* Personen, zu 
körperlicher und oder sexualisierter Gewalt. 

Sich dieser Erkenntnis sowie über die Tragweite der Folgen, die sexistisches Verhalten haben kann, als 
Partei und als Individuum bewusst zu werden und konsequent zu stellen, ist der notwendige erste Schritt 
von einer politischen Postulation zur tatsächlichen Überwindung von geschlechterbasierten Vorurteilen, 
ungleichen Machtverhältnissen und daraus resultierenden Verhaltensweisen.   

Wer glaubwürdig solche Verhältnisse in der Gesellschaft verändern will, der muss folgerichtig auch in der 
eigenen Partei Instrumente und Mechanismen entwickeln, die Sexismus entlarven, unterbinden und 
ächten sowie parallel dazu Aufmerksamkeit für verschiedene Formen von Diskriminierung, Belästigung 
und Gewalt schärfen. Das Sichtbarmachen sexistischer Strukturen ist unabdingbar für Veränderung. 
Schweigen, Tabuisierung und Angst vor Reputationsverlust dürfen kein Hemmschuh für eine glaubhafte, 
emanzipatorische Praxis sein. Wir sind als Mitglieder füreinander verantwortlich. Ein gewaltfreier Umgang 
miteinander muss selbstverständlich sein und werden. Der gemeinsame Einsatz für ein gleichberechtigtes, 
politisches Miteinander, eine ehrliche und konstruktive Auseinandersetzung mit bestehenden 
Ungleichheitsverhältnissen sind hierfür zwingend erforderlich. Letztlich profitieren wir alle davon. 

Für die LINKE. Sachsen besteht die Grundlage jeder Form der Arbeit in und bei der Partei in einem 
toleranten, respektvollen und von gegenseitiger Wertschätzung geprägten Umgang aller Beteiligten oder 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

F. Parteiinterna 

F.8. Richtlinie für einen antisexistischen Konsens 

Einreicher*innen: Landesvorstand 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 

Für einen antisexistischen Konsens 
Richtlinie 
 
 
1. Präambel 

 
Mit dem Beschluss der 3. Tagung des 15. Landesparteitages vom 10.10.2020 „Sexismus in den eigenen 
Reihen entschieden entgegentreten“ hat sich die Partei Die LINKE. Sachsen verpflichtet, konkrete 
Maßnahmen gegen Sexismus innerhalb der Partei zu ergreifen. Nach der Initiierung eines ersten 
innerparteilichen Diskussionsforums mit Vertreter:innen aus den Kreisverbänden sowie der Berufung einer 
Vertrauensperson für sexualisierte Diskriminierung, sexuelle Belästigung und Gewalt im März 2021 wird 
nun mit der Richtlinie „Für einen antisexistischen Konsens“ die Umsetzung des Parteitagsbeschlusses 
fortgeführt. Weitere Schritte für eine fundierte und ganzheitliche Auseinandersetzung mit dem Thema 
Sexismus im Landesverband werden folgen. 

Klar ist: In der LINKEN, deren Ziel eine emanzipatorische, solidarische und gewaltfreie Gesellschaft der 
sozialen Gerechtigkeit und Gleichberechtigung ist, hat Sexismus keinen Platz. Aber unser Ziel beschreibt 
die Zukunft. In der Gegenwart – der gesellschaftlichen wie innerparteilichen – begegnen uns alle Formen 
von Sexismus täglich und überall. Denn Sexismus ist trotz wesentlicher Erfolge der 
Emanzipationsbewegung nach wie vor tief verwurzelt in der Struktur jeder ungleichen Gesellschaft. Er 
baut auf patriarchalen Machtstrukturen und konstruierten Geschlechterrollen auf, reproduziert immer 
wieder alte Stereotype und verhindert damit Chancengleichheit und Teilhabe. Schlimmer noch führen 
sexistische Strukturen und die damit verbundene Aufrechterhaltung geschlechtsspezifischer 
Ungleichwertigkeit, neben struktureller Ungleichheit insbesondere für Frauen* und LSBTIQ* Personen, zu 
körperlicher und oder sexualisierter Gewalt. 

Sich dieser Erkenntnis sowie über die Tragweite der Folgen, die sexistisches Verhalten haben kann, als 
Partei und als Individuum bewusst zu werden und konsequent zu stellen, ist der notwendige erste Schritt 
von einer politischen Postulation zur tatsächlichen Überwindung von geschlechterbasierten Vorurteilen, 
ungleichen Machtverhältnissen und daraus resultierenden Verhaltensweisen.   

Wer glaubwürdig solche Verhältnisse in der Gesellschaft verändern will, der muss folgerichtig auch in der 
eigenen Partei Instrumente und Mechanismen entwickeln, die Sexismus entlarven, unterbinden und 
ächten sowie parallel dazu Aufmerksamkeit für verschiedene Formen von Diskriminierung, Belästigung 
und Gewalt schärfen. Das Sichtbarmachen sexistischer Strukturen ist unabdingbar für Veränderung. 
Schweigen, Tabuisierung und Angst vor Reputationsverlust dürfen kein Hemmschuh für eine glaubhafte, 
emanzipatorische Praxis sein. Wir sind als Mitglieder füreinander verantwortlich. Ein gewaltfreier Umgang 
miteinander muss selbstverständlich sein und werden. Der gemeinsame Einsatz für ein gleichberechtigtes, 
politisches Miteinander, eine ehrliche und konstruktive Auseinandersetzung mit bestehenden 
Ungleichheitsverhältnissen sind hierfür zwingend erforderlich. Letztlich profitieren wir alle davon. 

Für die LINKE. Sachsen besteht die Grundlage jeder Form der Arbeit in und bei der Partei in einem 
toleranten, respektvollen und von gegenseitiger Wertschätzung geprägten Umgang aller Beteiligten oder 

für sie tätigen Personen und das unabhängig von ihrer sozialen Herkunft, ihrer Ethnie, ihrer 
geschlechtlichen Identität, ihrer sexuellen Orientierung, ihres Alters, ihrer Religion oder aufgrund von 
Behinderung oder Beeinträchtigungen. Die Rahmenbedingungen dafür müssen wir schaffen. 

Von unseren Mitgliedern und Sympathisant:innen erwarten wir, dass überall dort Stellung bezogen und im 
Sinne der Opfer gehandelt wird, wo ein respektvoller und wertschätzender Umgang verletzt wird. Wir 
fordern euch auf, Verantwortung für eine Kultur des Hinsehens und Benennens von diskriminierendem, 
übergriffigem oder gewalttätigem Verhalten zu übernehmen. 

Bis in die kleinste Gliederung der LINKEN. Sachsen gilt der Anspruch, dass die Partei ein 
diskriminierungsfreier, sicherer und gewaltfreier Ort des Arbeitens und Diskutierens ist, an dem Menschen 
vor Einschüchterungen und Verletzungen ihrer Persönlichkeitsrechte oder ihrer sexuellen 
Selbstbestimmung umfassend geschützt werden. Dabei müssen wir anerkennen, dass insbesondere 
FINTA* (Frauen*, Inter, Nichtbinär*, Trans und Agender*) und LSBTTIQ* von Sexismus, sexualisierten 
und/oder körperlichen Übergriffen, Ausgrenzung und Ungleichbehandlung betroffen sind und wir genau 
aus diesem Grund und in besonderem Maße auf deren Bedürfnisse eingehen müssen. 

Diese Richtlinie informiert darüber, wie Personen Orientierung und Unterstützung erhalten können, die in 
und bei der Partei nach ihrer Wahrnehmung sexistische Diskriminierung, Belästigung oder Gewalt erfahren 
haben. Die Richtlinie schafft Verbindlichkeiten, wenn es um konkrete Handlungsoptionen geht:  Was ist 
Sexismus und sexistische Verhalten und wohin kann ich mich bei Übergriffen wenden? Welche 
Möglichkeiten der Unterstützung gibt es und wie kann ich Betroffenen helfen? Darüber hinaus legt die 
Richtlinie Verfahren fest, wie Konflikte bearbeitet werden und welche Konsequenzen sich ergeben. 

 
 
2. Sexismus in der LINKEN? – Augen auf, Mund auf! 

 
2.1 Sexismus – (K)eine Selbstverständlichkeit 
Es ist ein Irrglaube, dass Sexismus in Linken Strukturen nicht existiert. Wenn, dann sind etwa die Anderen 
Schuld, vermeintlich weniger Aufgeklärten und Ahnungslosen oder es wird eine Überempfindlichkeit 
zugeschrieben und das Problem nicht erkannt. Verhalten sich Linke also per se immer richtig? Falsch: 
Sexismus existiert überall und hat viele Facetten. Alle sind diskriminierend und zutiefst toxisch. Als Teil 
einer kapitalistischen Gesellschaft, in der patriarchale Machtverhältnisse wirken, sind auch wir nicht frei 
von ihren Auswüchsen. Machen wir uns nichts vor: Es gibt sexistisches und übergriffiges Verhalten 
auch im sächsischen Landesverband, insbesondere gegenüber Frauen*. 

In der endlich angestoßenen Debatte müssen wir den Bogen weit spannen - über den Tellerrand schauen, 
Machtverhältnisse einordnen und Ungleichheitsverhältnisse in die aktuellen Verhältnisse, in denen wir 
leben, einbetten. Das führt uns auch hin zu einer zwingend notwendigen gesamtgesellschaftlichen 
Auseinandersetzung mit geschlechtsspezifischer Diskriminierung und deren Konsequenzen. Der 
anhaltende Rechtsruck und der Kampf um hegemoniale Deutungshoheit von rechten und extrem rechten 
Parteien und Gruppierungen führen zu massiven Angriffen auf alle emanzipatorischen Grundrechte. 
Gerade jetzt müssen wir unser Ziel von einer gewaltfreien und selbstbestimmten Gesellschaft offensiv 
vertreten und erkämpfte Freiheitsrechte verteidigen. Überzeugend können wir dies nur, wenn wir eine 
feministische Praxis leben. Denn: Sexismus gehört in die Tonne! 

Ein weiteres, strukturelles Defizit, das unserem Anspruch als emanzipatorische Partei zutiefst 
widerspricht, zeigt sich sehr deutlich mit Blick auf unsere eigene Verfasstheit als Landesverband und das 
mit weitreichenden Folgen für die konkrete politische Teilhabe: 

Nach wie vor treten mehr Cis Männer in unsere Partei ein als FINTA* und es sind mehr Cis Männer aktiv 
als Frauen*.  Der Frauen*anteil in den Gremien sinkt mit jeder Ebene. Die Quotierung – eine mühsam 
errungene Selbstverständlichkeit - wird zum “Problem“ (inkl. Versuche, diese abzuschaffen) und in den 
inhaltlich arbeitenden Think Tanks und Arbeitsgemeinschaften ist der Frauen*anteil bei unter 30 Prozent. 
Die Folgen sind paradoxerweise eine immense Mehrfachbelastung der (wenigeren) Frauen* durch 
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Doppelfunktionen, eine de facto Erosion der Quotierung, die Vermännlichung von Gremien, eine ungleiche 
Teilhabe an politischen Entscheidungsprozessen und inhaltlichen Auseinandersetzungen. 

Die wesentliche Ursache dieser Negativentwicklung ist Sexismus! Sie liegt im sexistischen Verhalten und 
in Strukturen, in Mackertum und ungleichen Möglichkeiten, sich aktiv im Landesverband einzubringen. 
Genau hier greift, als ein Teil des Puzzles, unsere Richtlinie. 

 

2.2 Worten Taten folgen lassen 
Wir müssen uns fragen, warum Frauen* weniger politisch aktiv sind, welche Unterschiede es gibt 
zwischen Stadt und Land und was die gesellschaftlichen Ursachen sind oder wo es Chancen und 
Synergien gibt – etwa über die Zusammenarbeit in Bündnissen oder Wahlvereinigungen – die wir nutzen 
müssen? Grundsätzlich brauchen wir mehr Möglichkeiten, Beruf, Ehrenamt und Familie zu vereinen – 
angefangen von Sitzungszeiten, über Kinderbetreuung bis hin zur Digitalisierung als Chance, Prozesse 
anders anzugehen. Wir müssen geschlechtsbezogene Themen auch nach außen sichtbar machen. Dazu 
gehört in jedem Fall eine nachhaltige Förderung junger FLINTA* Mitglieder, der Abbau von Sexismus, 
Alters- und Wissenshierarchien, um Fehlverhalten entgegenzuwirken und antisexistischen Konsens zu 
erreichen. Der Diskurs und der Erfahrungsaustausch mit unseren Kooperationspartner:innen wie dem 
Kommunalpolitischen Forum und der Rosa Luxemburg Stiftung kann dabei Früchte tragen. Gleiches gilt 
für die externe Expertise von Fachleuten, die bei der Evaluation und Erarbeitung von Awarenessstrukturen 
einbezogen werden, wie etwa Genderkompetenzzentrum, EHS, Gerede e.V., FBZ* Dresden. 

Dazu gehört auch, dass im Parteileben sensibler auf unterschiedliche berufliche und/oder familiäre 
Belastungen insbesondere von Frauen* und Alleinerziehenden Rücksicht genommen wird. Vereinbarkeit 
und familienfreundliche Partei sind Schlagwörter, die mit Leben gefüllt werden müssen. 

Jährlich Gleichstellungsbericht vorlegen 

Die Richtlinie kann als ein wesentlicher Baustein für mehr emanzipatorische Praxis verstanden werden 
und ist als solche keine Selbstverständlichkeit. Wir als LINKE. Sachsen gehen damit konsequent in einen 
dringend notwendigen Reflexionsprozess. Das ist gut und wichtig. 

Wir müssen uns allerdings darüber im Klaren sein, dass dauerhafte und tiefgreifende Veränderungen nur 
durch das gemeinsame und konkrete Handeln gelingen können. Es wird nicht reichen, aufzuschreiben, wie 
man sexistisches Verhalten verhindern kann. Nur wenn wir unser Handeln immer wieder kritisch 
hinterfragen, diskriminierungsfreie und sichere Räume schaffen, in denen sich alle Mitglieder unseres 
Landesverbandes selbstbestimmt verwirklichen können, sind wir unserem Ziel ein Stück nähergekommen. 

Dazu gehört eine stetige Evaluation: Mindestens einmal im Jahr sollen die Sprecher:in für Gleichstellung 
und feministische Politik gemeinsam mit der Vertrauensperson dem Landesverband einen 
Gleichstellungsbericht nach dem Vorbild der Bundespartei vorlegen, in dem zur geschlechtergerechten 
Verfasstheit der Partei Stellung bezogen wird. Dabei sind die dort verfassten Erkenntnisse und 
beschriebenen Maßnahmen prominent und innerparteilich breit zu diskutieren und auch umzusetzen. 

Kein Utopia: Emanzipatorische Praxis wird Alltag! 

Die Richtlinie ist mit der festen Implementierung der Vertrauensperson gegen sexistische Übergriffe und 
sexualisierte Gewalt ein wichtiger Meilenstein und durchaus beispielhaft für viele Initiativen und politische 
Parteien.  Aber wir müssen sie mit Leben füllen und so dafür sorgen, dass sie irgendwann überflüssig wird. 

Schritte, die wir hierfür gehen werden, sind: 

a) Stetige Evaluation der gleichstellungspolitischen Verfasstheit des Landesverbandes durch einen 
jährlichen Gleichstellungsbericht 

b) Erarbeitung eines konkreten und regelmäßig fortzuschreibenden Maßnahmenkataloges zur 
gezielten FINTA*förderung im sächsischen Landesverband durch den Landesvorstand 

c) Regelmäßige Neumitgliedertreffen für FLINTA* 
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3. „Was zu tun ist“ - Grundlagen antisexistischer Arbeit in der politischen Praxis 
 

3.1. Kein Flirt! Was ist sexistisches Verhalten? 
Einen Überblick darüber, was sexistisches Verhalten ist, gibt eine groß angelegte Studie des 
Bundesfamilienministeriums von 2020. Darin sagten die mehr als 2.000 Befragten, sexistisches Verhalten 
sei für sie: aufdringliche Blicke, eindeutig sexuell konnotierte Körperbewegungen und Gesten, 
unerwünschte Körperberührungen oder eine derb-lästerliche Wortwahl; aber auch Bemerkungen 
über die aufreizende Kleidung einer Person sowie das Tuscheln in der Männerrunde über eine 
vorübergehende Frau (und umgekehrt). 

„Zu Sexismus wird eine Tat, ein Wort oder ein Bild, wenn darin nicht die Person wahrgenommen wird, ihre 
Freiheit, Würde und ihr Wille nicht respektiert wird, sondern eine Person in ihrer geschlechtlichen 
Individualität verletzt beziehungsweise als Angehörige (Repräsentantin, Ausprägung) eines bestimmten 
Geschlechts und als reines Objekt behandelt wird“, heißt es in der Studie. 
(Quelle: Bundesfamilienministerium (2020): Sexismus im Alltag. Wahrnehmungen und Haltungen der 
deutschen Bevölkerung – Pilotstudie. Download unter: 
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/sexismus-im-alltag-141250) 

Ob sich jemand sexistisch verhält, ist jedoch keine reine Frage von Geschlecht, Alter oder Größe. Viel 
entscheidender ist hingegen, ob diejenige Person eine herausgehobene Machtposition gegenüber der 
betroffenen Person hat und ob hier ein gewisses Abhängigkeitsverhältnis besteht. Denn daraus ergibt sich 
zwangsläufig die Frage, wie gut sich die diskriminierte Person gegen Sprüche, Berührungen oder andere 
grenzverletzende Übergriffe überhaupt wehren kann. 

Gehört etwa jemand zur Parteiprominenz, ist er*sie ein*e hochgeschätzte*r Genoss*in oder 
Arbeitgeber*in für hauptamtliche Parteimitglieder? Dann können hier gewisse Hierarchien zu anderen 
Mitgliedern entstehen. Etwa, weil es ökonomische Abhängigkeiten gibt oder weil eine langjährige 
Parteimitgliedschaft verwechselt wird mit hoher Reputation und Unfehlbarkeit. Schreibt also ein 
prominenter Stadtrat regelmäßig sexistische Nachrichten an eine junge Genossin, dann ist es nicht 
schwer zu erraten, warum sie niemandem in ihrem Kreis- oder Stadtverband davon erzählt. 

Die Angst dahinter ist oftmals – und das leider nicht unbegründet – dass den Betroffenen nicht geglaubt 
wird. Die Anzeigebereitschaft von Opfern sexualisierter Diskriminierung und Gewalt ist seit jeher 
erschreckend gering. Prominente Beispiele der Vergangenheit zeigen: Tun sie es doch, wird nicht selten 
zuerst darüber debattiert, ob sich das Opfer die Geschichte einfach ausgedacht hat oder übertreibt. 

Ob eine Bemerkung oder eine Tat sexistisch ist, entscheidet jedoch auf gar keinen Fall die ausübende 
Person, sondern allein die*der Adressat*in. 

 

3.1.2. Werkzeugkasten „Was tun bei sexistischem Verhalten?“ 

a) Konsens und Reflexion 

Damit es gar nicht erst zu Situationen kommt, in denen sich Personen von anderen sexistisch behandelt 
fühlen, sollte versucht werden, in jeder Situation eine Kultur des Konsenses zu schaffen. Konsens meint, 
dass alle beteiligten Menschen dem prinzipiell zustimmen, was gesagt oder verabredet wird. Also sich 
etwa zu fragen: Ist es wirklich so unbedenklich, wenn Genosse A zweideutige Textnachrichten an 
Genossin B schreibt? Oder ist es für alle Beteiligten einer AG in Ordnung, wenn eine anwesende Person 
Bemerkungen über ihre Sexualvorlieben macht? Und will die junge Genossin nach der 
Kreisvorstandssitzung wirklich noch mit dem Vorsitzenden ein Bier trinken gehen, nachdem dieser sie 
schon mehrmals hartnäckig danach gefragt hat? Was für den einen lustig oder nett gemeint ist, kann sich 
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für eine andere Person übergriffig anfühlen. Zwischenmenschliche Situationen sollten deshalb mit einer 
selbstkritischen Perspektive eingeschätzt werden. Eine gute Leitfrage dahinter ist immer: Gibt es ein 
Machtgefälle, etwa, weil ein Arbeitsverhältnis besteht oder dadurch, dass mehrere Männer einer Frau 
gegenüberstehen? Oder begegnen sich die Beteiligten auf Augenhöhe und handeln empathisch?   

b) Support und Ächtung 

Organisationen wie Parteien brauchen eine Streitkultur, in der sich eindeutig antisexistisch positioniert 
wird. Zuallererst geht es aber um Solidarität mit den Betroffenen von sexualisierter Diskriminierung und 
Gewalt. Dafür müssen grenzverletzende Handlungen innerhalb der eigenen Organisation geächtet und 
nicht verharmlost werden. Nicht die Betroffenen sollten Schamgefühle entwickeln oder sich womöglich 
noch gezwungen sehen, sich zu entschuldigen – die Ausübenden von sexistischem Verhalten sind es, die 
sich verantworten müssen! Ganz egal, wie prominent, wie alt oder wie einflussreich sie innerhalb der 
Parteistruktur sind. Dazu müssen auch Freund*innen und Genoss*innen des Täters bzw. der Täterin in der 
Lage sein, eine kritische Haltung gegenüber dem sexistischen Verhalten zu entwickeln. Nicht selten 
reagieren Verbände auf solche Vorkommnisse innerhalb der eigenen Strukturen ahnungslos, um die 
sexistische Person, aber auch um die Organisation selbst zu schützen. Solch ein toxisches Verhalten 
ächtet dann nicht den Täter, sondern die Betroffenen. Es wird sich nicht mit den Opfern solidarisiert, 
sondern mit sexistischen Strukturen. Wollen wir also Genoss*innen unserer Partei wirklich schützen, 
brauchen wir eine gesunde Fehlerkultur, in der wir alle lernen, uns selbst besser zu reflektieren, ohne dass 
etwa die Partei, der Landes- oder der Kreisverband als Ganzes in Frage gestellt wird. 

c) Beschwerdestelle 

Organisationen, in denen viele ehrenamtliche und hauptamtliche Personen auf den verschiedensten 
Ebenen und bei unzähligen Anlässen tätig sind, brauchen vertrauliche Anlaufstellen, an die Beschwerden 
über sexistisches oder anderes grenzverletzendes Verhalten gerichtet werden kann. Der sächsische 
Landesverband DIE LINKE. Sachsen hat deshalb die Funktion einer ehrenamtlichen Vertrauensperson 
installiert, die alle zwei Jahre gewählt wird. Ihre Aufgaben sind u.a.: erste Unterstützung von Betroffenen 
bei erlebten grenzverletzenden Handlungen im Sinne einer ersten Anlaufstelle, Vermittlung in jeweils 
passende regionale Hilfsstrukturen, die anonyme Dokumentation der Fälle, Sensibilisierung der Kreis- und 
Stadtverbände für das Thema Sexismus.   

d) Antisexistische politische Praxis 

Als Partei mit linkem und feministischem Selbstverständnis muss Antisexismus über die propagierten 
politischen Inhalte hinaus gehen. Es braucht auch innerhalb der eigenen Organisation auf allen Ebenen 
Strukturen, die alle Genoss*innen – unabhängig von ihrem Geschlecht – motivieren, sich in der Partei zu 
engagieren, und wodurch angstfreie Räume geschaffen werden. Solche Strukturen entstehen u.a. durch 
die gezielte Förderung von Frauen* in parteiinternen Machtpositionen, eine geschlechtersensible 
Nachwuchsarbeit sowie durch eine parteiweite diskriminierungsfreie Sprache. 

 
 
3.2. Umsetzung der Richtlinie 

3.2.1. An wen kann ich mich wenden? 

Sollten Genoss*innen oder Freund*innen der Partei innerhalb der Strukturen des Landesverbands 
Sachsen sexistisches Verhalten erfahren oder beobachtet haben, können sie sich damit an die zuständige 
Vertrauensperson wenden. Diese ehrenamtliche Funktion ist nach mehreren Berichten über sexistische 
Handlungen gegenüber Genoss*innen installiert worden, um den Betroffenen eine erste, anonyme und 
vertrauliche Anlaufstelle innerhalb des Landesverbands zu bieten. Die Vertrauensperson selbst führt keine 
therapeutischen Beratungsgespräche durch, allerdings unterstützt sie – wenn gewünscht – bei der 
Vermittlung in Hilfestrukturen. Außerdem dokumentiert sie anonymisiert die aufgetretenen Fälle und ist 
an der antisexistischen Ausrichtung des Landesverbandes beteiligt, etwa durch die Erarbeitung der 
Richtlinie. 
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3.2.2. Beschwerdeverfahren (offizielle und informelle Beschwerden) 

Beschwerden über grenzverletzendes Verhalten können alle Personen aus dem Umkreis des 
Landesverbands DIE LINKE. Sachsen an die dafür zuständige Vertrauensperson richten, also alle aktuellen 
und ehemaligen Mitglieder, ehrenamtlichen Personen, hauptamtlich bei der Partei Tätigen sowie externe 
Personen von anderen Organisationen oder Dienstleiter*innen. Diese Beschwerden werden vertraulich 
und anonym behandelt und können je nach Bedarf einen offiziellen oder einen informellen Charakter 
haben. Aus einem informellen Beschwerdeverfahren kann im Einverständnis mit der betroffenen Person 
oder ihrer Vertretung nach der Erstberatung in ein offizielles Beschwerdeverfahren übergeleitet werden. 

Eine Beschwerde mit informellem Charakter (informelles Verfahren) dient zunächst der Beratung 
und Unterstützung von Betroffenen und Beschuldigten. Es erfolgen beim Erstkontakt eine Aufklärung über 
mögliche weitere Verfahrensschritte und Hinweise über weitere fachliche Anlaufstellen und externe 
Hilfsangebote. Für die Eröffnung eines informellen Verfahrens genügt eine mündliche Darlegung des 
Sachverhalts gegenüber der Vertrauensperson durch die beschwerdeführende Person. 

Verfahrensschritte können u.a. sein, die Begleitung zu weiteren informellen Gesprächen, eine Empfehlung 
einer professionellen Mediation durch eine dritte, neutrale Person, eine Kontaktempfehlung zu einer 
psychosozialen Beratungsstelle bis hin zur Einleitung einer offiziellen Beschwerde. 

Ein Beschwerdeverfahren mit offiziellem Charakter (offizielles Verfahren) dient der Information zur 
Prüfung der Vorwürfe und ggf. Einleitung weiterer Maßnahmen gegen die beschuldigte/n Person/en 

• bei Angestellten der Partei bei der Landesgeschäftsstelle als dienstrechtlich verantwortlicher 
Stelle sowie 

• bei ehrenamtlichen Personen, aktuellen oder ehemaligen Mitgliedern der Partei und Personen im 
Parteiumfeld der LINKEN beim (geschäftsführenden) Landesvorstand als parteipolitischem 
Führungsgremium. 
 

Ein offizielles Verfahren kann durch die beschwerdeführende Person oder in Vertretung durch Dritte ohne 
vorheriges informelles Verfahren eingeleitet werden. Dazu genügt eine entsprechende Anzeige sowohl 
gegenüber der Vertrauensperson als auch beim Landesvorstand bzw. der Landesgeschäftsstelle. In einem 
offiziellen Verfahren muss eine schriftliche Sachverhaltsdarstellung erfolgen. Dabei kann die 
Vertrauensperson Hilfestellung leisten. 

Die Vertrauensperson stellt im Verfahren sicher, dass allen Beteiligten die ausreichende Möglichkeit 
eingeräumt wird, sich zum Sachverhalt zu erklären. Der Grundsatz ausgehend vom Schutz der Betroffenen 
und Wahrung der Betroffenenrechte bleibt dabei oberste Priorität. 

 
 3.2.3. Konsequenzen/Sanktionen sexistischen Verhaltens 

Je nach Schwere der Tat und in Abhängigkeit vom Verhältnis der beschuldigten Person zur Partei können 
abgestufte Konsequenzen oder Sanktionen folgen: 
 

a) Niedrigschwellig: 
• regulierendes Gespräch 
• mündliche/schriftliche Belehrung/Ermahnung 

 
Niedrigschwellige Sanktionen liegen in der Verantwortung der ehrenamtlichen Vertrauensperson für 
sexualisierte Diskriminierung, sexuelle Belästigung und Gewalt. Sie kann in Abstimmung mit der 
betroffenen Person jederzeit den Landesvorstand informieren und Vorschläge unterbreiten, wie über die 
individuelle Konfliktbearbeitung hinaus mittels zusätzlicher Maßnahmen künftige Vorfälle vermieden 
werden. 
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b) Hochschwellig 
• Hausverbot (z.B. partiell oder temporär) 
• Einleitung eines Ausschlussverfahrens aus der Partei 
• schriftliche Abmahnung oder ordentliche/außerordentliche (fristlose) Kündigung 

 
Hochschwellige Sanktionen liegen in der Verantwortung des (geschäftsführenden) Landesvorstandes. 
Er wird i.d.R. auf Hinweis der ehrenamtlichen Vertrauensperson unverzüglich tätig, kann aber auch direkt 
auf Vorfälle reagieren. Der Landesvorstand bzw. – im Falle dienstrechtlicher Verantwortung – die 
Landesgeschäftsführung kann selbst Sanktionen aussprechen, an zuständige Parteigremien verweisen 
(Landesschieds-kommission) und/oder weitere notwendige Maßnahmen einleiten. Im Falle der 
Überweisung an Parteigremien obliegt dem Landesvorstand weiterhin die Verantwortung für die Verlaufs- 
und Abschlusskontrolle.   

Wird eine Tat als besonders schwer eingestuft, erfolgt nach zügiger Befassung durch den Landesvorstand 
eine Strafanzeige. In diesem Fall ist zwingend eine Stellungnahme der ehrenamtlichen Vertrauensperson 
einzuholen. 

Wenn Sanktionen oder Maßnahmen nicht erfüllt oder angenommen werden, kann dies zur Anwendung 
höherschwelliger Konsequenzen führen. (Siehe oben) 

 
 
3.2.4. Datenerfassung 

Die in Beratungsgesprächen und/oder im Beschwerdeverfahren erfassten Daten, Fallzahlen   sowie   
Diskriminierungskategorien werden in anonymisierter Form und unter Beachtung aller 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen ausschließlich zur Verwendung in der Partei erhoben.  Die Daten 
dienen  

• der Qualitätssicherung der Beratungsangebote und der Arbeit der Vertrauensperson 
• der Evaluation der Richtlinie 
• der Erarbeitung des Gleichstellungsberichtes und zur Ableitung von Maßnahmen zur 

Parteientwicklung.   
 
 
4. Beschlussfassung und Gültigkeit 

Die Richtlinie gilt nach ihrer Beschlussfassung auf der 2. Tagung des 16. Landesparteitag der LINKEN 
Mitte November 2021 in Schkeuditz unbefristet. 

Unabhängig von der Richtlinie werden wir als Partei erst dann zufrieden sein können, wenn 
emanzipatorische Praxis Alltag ist. Das heißt: wenn wir Hierarchien abbauen können, die Räume, in denen 
wir uns begegnen, für alle gleichermaßen sicher sind, wir uns frei und ohne diskriminierende Strukturen, 
Übergriffe und/oder geschlechtsbezogene Abwertungs-mechanismen, bewegen können. Daran arbeiten 
wir! 
 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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b) Hochschwellig 
• Hausverbot (z.B. partiell oder temporär) 
• Einleitung eines Ausschlussverfahrens aus der Partei 
• schriftliche Abmahnung oder ordentliche/außerordentliche (fristlose) Kündigung 

 
Hochschwellige Sanktionen liegen in der Verantwortung des (geschäftsführenden) Landesvorstandes. 
Er wird i.d.R. auf Hinweis der ehrenamtlichen Vertrauensperson unverzüglich tätig, kann aber auch direkt 
auf Vorfälle reagieren. Der Landesvorstand bzw. – im Falle dienstrechtlicher Verantwortung – die 
Landesgeschäftsführung kann selbst Sanktionen aussprechen, an zuständige Parteigremien verweisen 
(Landesschieds-kommission) und/oder weitere notwendige Maßnahmen einleiten. Im Falle der 
Überweisung an Parteigremien obliegt dem Landesvorstand weiterhin die Verantwortung für die Verlaufs- 
und Abschlusskontrolle.   

Wird eine Tat als besonders schwer eingestuft, erfolgt nach zügiger Befassung durch den Landesvorstand 
eine Strafanzeige. In diesem Fall ist zwingend eine Stellungnahme der ehrenamtlichen Vertrauensperson 
einzuholen. 

Wenn Sanktionen oder Maßnahmen nicht erfüllt oder angenommen werden, kann dies zur Anwendung 
höherschwelliger Konsequenzen führen. (Siehe oben) 

 
 
3.2.4. Datenerfassung 

Die in Beratungsgesprächen und/oder im Beschwerdeverfahren erfassten Daten, Fallzahlen   sowie   
Diskriminierungskategorien werden in anonymisierter Form und unter Beachtung aller 
datenschutzrechtlichen Bestimmungen ausschließlich zur Verwendung in der Partei erhoben.  Die Daten 
dienen  

• der Qualitätssicherung der Beratungsangebote und der Arbeit der Vertrauensperson 
• der Evaluation der Richtlinie 
• der Erarbeitung des Gleichstellungsberichtes und zur Ableitung von Maßnahmen zur 

Parteientwicklung.   
 
 
4. Beschlussfassung und Gültigkeit 

Die Richtlinie gilt nach ihrer Beschlussfassung auf der 2. Tagung des 16. Landesparteitag der LINKEN 
Mitte November 2021 in Schkeuditz unbefristet. 

Unabhängig von der Richtlinie werden wir als Partei erst dann zufrieden sein können, wenn 
emanzipatorische Praxis Alltag ist. Das heißt: wenn wir Hierarchien abbauen können, die Räume, in denen 
wir uns begegnen, für alle gleichermaßen sicher sind, wir uns frei und ohne diskriminierende Strukturen, 
Übergriffe und/oder geschlechtsbezogene Abwertungs-mechanismen, bewegen können. Daran arbeiten 
wir! 
 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 

 

DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

F. Parteiinterna 

F.9. Awareness-Beauftragte 

Einreicher: Torsten Steidten 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 
Für ab 2022 stattfindende Landesparteitage und Landesvertreter:innen-Versammlungen werden durch 
den Landesvorstand rechtzeitig im Vorfeld Awareness-Beauftragte benannt und den Teilnehmenden 
bekanntgegeben. Die Rechte der Awareness-Beauftragten werden in den Geschäftsordnungen verankert. 
Sie agieren bei entsprechenden inhaltlichen Überschneidungen nach Möglichkeit gemeinsam mit der 
Ombudsperson sowie den Beauftragten für Inklusion und Gleichstellung und gegen Sexismus. 
 
 
Begründung: 
 
Bei einer Vielzahl von Veranstaltungen haben sich Awareness-Beauftragte bewährt. Sie sollen dazu 
beitragen, dass sich alle an den Veranstaltungen Teilnehmenden wohl und sicher fühlen. Dies entspricht 
dem anzustrebenden respektvollen Umgang miteinander bei unseren Veranstaltungen. Denkbar sind 
sowohl ein:e Awareness-Beauftragte:r als auch ein Awareness-Team. Der Antrag lässt dies bewusst offen. 
 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

F. Parteiinterna 

F.10. Videokonferenzen auf Landesebene 

Einreicher: Torsten Steidten 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 
Finden Landesparteitage, Landesvertreter:innen-Versammlungen, Sitzungen des Landesvorstandes, des 
Landesrates und/oder gemeinsame Sitzungen von Landesvorstand und Landesrat sowie gemeinsame 
Beratungen von Landesvorstand, Landesrat, den Kreisvorsitzenden und dem Fraktionsvorstand ganz oder 
teilweise als Videokonferenzen statt, werden Videokonferenzsysteme genutzt, die auch eine telefonische 
Einwahl ermöglichen. Den landesweiten Zusammenschlüssen sowie den Kreis- und Stadtverbänden wird 
für parteiöffentliche Veranstaltungen ein entsprechendes Handeln empfohlen. 
 
 
Begründung: 
 
Die Parteiöffentlichkeit von Veranstaltungen ist ein wichtiges Element der innerparteilichen Demokratie. 
Daher sollten Parteimitglieder ohne oder mit nicht ausreichender Internetanbindung nicht von der 
Teilnahme an Videokonferenzen ausgeschlossen sein. Da die Mehrzahl der Videokonferenzsysteme eine 
telefonische Einwahl ermöglicht ist die vorgeschlagene Regelung keine große Einschränkung bei der Wahl 
des Videokonferenzsystems. 
 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

F. Parteiinterna 

F.10. Videokonferenzen auf Landesebene 

Einreicher: Torsten Steidten 
 

 
Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 
 
Finden Landesparteitage, Landesvertreter:innen-Versammlungen, Sitzungen des Landesvorstandes, des 
Landesrates und/oder gemeinsame Sitzungen von Landesvorstand und Landesrat sowie gemeinsame 
Beratungen von Landesvorstand, Landesrat, den Kreisvorsitzenden und dem Fraktionsvorstand ganz oder 
teilweise als Videokonferenzen statt, werden Videokonferenzsysteme genutzt, die auch eine telefonische 
Einwahl ermöglichen. Den landesweiten Zusammenschlüssen sowie den Kreis- und Stadtverbänden wird 
für parteiöffentliche Veranstaltungen ein entsprechendes Handeln empfohlen. 
 
 
Begründung: 
 
Die Parteiöffentlichkeit von Veranstaltungen ist ein wichtiges Element der innerparteilichen Demokratie. 
Daher sollten Parteimitglieder ohne oder mit nicht ausreichender Internetanbindung nicht von der 
Teilnahme an Videokonferenzen ausgeschlossen sein. Da die Mehrzahl der Videokonferenzsysteme eine 
telefonische Einwahl ermöglicht ist die vorgeschlagene Regelung keine große Einschränkung bei der Wahl 
des Videokonferenzsystems. 
 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 

 

DIE LINKE. Sachsen 
1. Tagung des 16. Landesparteitages  13.-14. November 2021 

F. Parteiinterna 

F.11. Ländlichen Raum innerparteilich stärken 

Einreicher: Steffen Klötzer 

 

 

Der Landesparteitag der LINKEN Sachsen möge folgendes beschließen: 

 

Der Landesvorstand wird beauftragt, zu prüfen, inwieweit bei zukünftigen Landesparteitagen und 

Vertreter:innenversammlungen bei der Berechnung der Anzahl der Mandate neben der Berücksichtigung 

der Anzahl der Parteimitglieder auch der Anteil des jeweiligen Gebietsverbandes an der sächsischen 

Bevölkerung berücksichtigt werden kann mit dem Ziel, den Kreisverbänden im ländlichen Raum eine 

größere innerparteilichen Vertretung zu ermöglichen. 

 

Hierzu ist ein externes Gutachten in Auftrag zu geben und dessen Ergebnis der 2. Tagung des 16. 

Landesparteitages vorzustellen. 

 

  

Begründung: 

 

Erfolgt mündlich. 

 

 

Entscheidung des Landesparteitages: 
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Kandidaturen

Kandidaturen können bis zum Abschluss der Listen auf dem 
Landesparteitag angemeldet werden. 

Für das Erscheinen in einem möglichen dritten Arbeitsheft  
bitte Bewerbungstext & Bild 

an robert.wuensche@dielinke-sachsen.de schicken: 

3.000 Zeichen inkl. Leerzeichen 
+ 

Foto in ausreichender Auflösung 
+ 

Freigabe, falls auf Homepage gestellt werden soll
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Lars Kleba
 � KV Mittelsachsen
 � 1999 - 2009 Stadtrat, davon 5 Jahre 
Ausschussvorsitzender

 � 2001 - 2006 Jugendkoordinator
 � 2006 - 2012 Mitarbeiter und teilweise 
Bereichsleiter Parteientwicklung beim PV

 � 2012 - 2014  und 2020 - 2021 
Wahlkampfmanager DIE LINKE. Sachsen

 � 2015 Mitarbeiter für Großveranstaltungen und 
Events beim PV 

 � 2016 - 2019 Mitarbeiter bei verschiedenen MdL

Ich werde mich nicht vom Acker machen

Wer in diesem Bundestagswahlkampf gute Ideen 
oder ein kleines Wehwehchen hatte, ist mit großer 
Wahrscheinlichkeit früher oder später bei mir 
am Telefon gelandet. Unser Ergebnis war leider 
mehr als ein kleines Wehwehchen. Die daraus 
entstandenen Fragen und Probleme lassen sich 
nicht über ein Telefonat oder den kurzen Dienstweg 
klären. Dieses Ergebnis ging uns an und es geht 
um die Substanz, den Gebrauchswert und die 
Existenz unserer Partei. Wir befinden uns auf 
dem gesellschaftlichen Prüfstand. Wir müssen 
also gleichzeitig dafür sorgen, das einerseits kein 
Stein auf dem anderen bleibt und andererseits 
das Haus nicht einstürzt.  Deshalb möchte ich 
mit euch gemeinsam als Landesgeschäftsführer 
in den nächsten Jahren Mittel und Wege finden, 
uns zusammenzuraufen und neue und bewährte 

Formen der politischen Arbeit zu verbinden- 
unkonventionell und an Zielen und Bedürfnissen 
orientiert. 

Ich durfte in meinen mehr als zwanzig Jahren 
Parteiarbeit und nochmal besonders intensiv 
in den letzten ruhelosen Monaten in diesem 
Landesverband sehr viel von dem kennenlernen, 
was uns gemeinsam ausmacht – im Guten wie im 
Schlechten. Diese Erfahrung und Vernetzung vom 
plakatierwütigen Basismitlgied bis zur Parteispitze 
möchte ich in meine zukünftige Arbeit einbringen. 
Und Arbeit gibt es genug – Es dauert kein halbes 
Jahr mehr, bis wieder Bürgermeister*innen 
und Landrät*innen in Sachsen gewählt werden 
und wir dabei um unsere kommunalpolitische 
Verankerung kämpfen.  Langfristig geht es mir 
darum, für das Superwahljahr ´24 mit allen Kreis- 
und Stadtverbänden ein stabiles Fundament zu 
schaffen, bei dem sich Parteistruktur, Inhalte und 
Aktionismus nicht gegenseitig im Weg rumstehen. 
Damit wir Menschen wieder für linke Politik und 
soziale Gerechtigkeit  begeistern. Damit wir endlich 
wieder Wahlen gewinnen.

Mitgliedschaften:

 � DIE LINKE
 � ADFC Sachsen
 � Kommunalpolitisches Forum Sachsen
 � Rosa Luxemburg Stiftung Sachsen
 � ver.di
 � Förderverein Bürgerbühne beim 
Staatsschauspiel Dresden

 � Rote Hilfe 
 � Radio Initiative e.v.
 � ….

LaVo – Landesgeschäftsführer/in
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Frederic Beck
Bewerbung als Jugendpolitischer Sprecher (JuPo) im 
Landesvorstand (LaVo) 

 � Genosse der Partei seit Anno domini Nostri lesu 
Christi 2016

 � Genosse der Linksjugend (ohne solid) noch 
länger

Auf meinem ersten Landesjugendplenum (LJP) 
in einem Karl-Marx-Städter (dürfen wir diese 
geografische Ortsangabe überhaupt noch 
verwenden?) Mehrzweckveranstaltungsraum 
sogleich der Linksjugend (LJ) beigetreten, sprang 
ich auf den Zug des Sozialismus auf. 

Damals in Chemnitz jedenfalls begann meine 
Rede mit den Worten „Ich bin Frederic, seit 24 
Stunden Mitglied der Linksjugend“. Das brachte 
Applaus. Frederic bin ich immer noch, nur ein paar 
Jahre länger dabei. Ob deshalb heute noch immer 
wallendes Klatschen durch den Saal drängen 
würde? 

In der Zwischenzeit bemühte ich mich, an allen 
Umtrieben der eingeschworenen Gemeinschaft 
teilzunehmen. Als Abgesandter der LJ bin ich 
nicht nur als Botschafter aus dem Freistaat in die 
Jugendherbergen der Republik gereist, sondern 
auch als Teil der Orga immer wieder (unschön) in 
Erscheinung getreten. 

Seit drei Jahren bin ich im Länderrat der LJ 
als der, welcher sich Tagesordnungen, und 
Antragsverfahren aus dem Kreuz leiert, unterwegs. 

Um mich auf die Arbeit im LaVo vorzubereiten, 
ist das sicher keine schlechte Schule, denn mit 
Kompliziert- und Eigenheiten herrscht dort reger 
Umgang. 

Weil ich mich in der Rolle des brückenbauenden, 
um Ausgleich bemühten Schlichter (nicht 
Schlächter) sehe, bin ich - um Perspektiven aller 
Seiten einzunehmen - auch in der Partei geschäftig, 
wenn auch nicht immer gut gelitten. 

Der Bundesausschuss tagt seit zwei Jahren digital. 
Ich profitiere also nicht von Essen und Hotels. Nun 
trete ich nicht mehr für ebendiesen an, Schade 
eigentlich, wo doch Anwesenheit auch wieder 
physisch (wenn auch nicht immer geistig) möglich 
ist.  

Arbeit (immerhin mal einer der Markenkerne 
dieser Partei) mache ich mir eh schon genug als 
Vorsitzender in meinem SBV, dessen zweitjüngstes 
Mitglied ich lange war. Zum Glück gibt es seit 
dem „irgendwas mit 4,9% Ereignis“ auch frisches 
Genoss*innenmaterial. 

Sollte ich, bereits mit dem Votum der LJ 
ausgestattet, nun auch das eurige Vertrauen 
bekommen als JuPo (Abkürzungen sind wunderbar) 
bekommen, muss ich meine Position im Landesrat 
räumen, aber den gilt es sowieso zu reformieren. 
Genauso wie die Delegiertenschlüssel für 
den LPT, die Kultur des Umgangs mit und der 
Umsetzung von Anträgen der Linksjugend sowie die 
Kommunikation aus dem Jugendverband heraus in 
die Partei hinein und umgekehrt. 

Jetzt aber zum Ende kommen, schließlich wollte ich 
meine Ausführungen auf ein Minimum begrenzen. 
Reicht ja auch, dass ich gleich noch in ein schlecht 
eingestelltes Saalmikro spreche.

Wenn ihr also einem 23-jährigen, bachelorierten 
Politökonomen und angehenden Diplomfinanzwirt, 
der gerne Kakteen sammelt und Sonntags Tatort 
guckt, neben der dadurch anmutenden Spießigkeit 
(nicht nur der Stacheln wegen) auch den nötigen 
Schmiss zutraut, den LaVo aufzumischen, dann 
gebt mir eure Stimme.

LaVo – Jugendpolitische/r Sprecher/in
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Kathrin Kagelmann
 56 J., Niesky, KV Görlitz

Funktionen:

 � Mitglied KV DIE LINKE. Görlitz
 � Mitglied LaVo 2017 – 2019
 � Stellv. Landesvorsitzende 2019 - 2021  

Wir haben schon wieder verloren; seit zehn Jahren 
ein ewiger Abwärtstrend. Die Ernüchterung ist groß, 
weil wir nach 16 Jahren schwarzer Bundesdominanz 
fest an einen linken Aufbruch glauben wollten. 
Zumindest sind wir geübt in Ursachenforschung, 
zumal wir unsere Analysen aus vorangegangen 
Wahlen im Wesentlichen nur fortschreiben müssen 
um aktuelle wahlspezifische Einzelereignisse. 
Aber die machen das Kraut nicht fett. Sie sind 
maximal ein weiteres Puzzleteile in einem schwer 
definierbaren „Zustands-Wimmelbild“ von einer 
Partei. Bestandteil des Aufarbeitungsrituals 
sind auch Rufe nach einem radikalen Neustart 
und personellen Konsequenzen, was immer gut 
ankommt, weil jeder andere und anderes darunter 
verstehen kann. Dabei mangelt es uns nicht an 
radikalen Forderungen, wohl aber an Mitgliedern 
und noch mehr an kommunalen Räten; gerade im 
ländlichen Raum. Also Vorsicht mit Tabula rasa. 
Eher fehlte es an einer strategischen Konzentration 
auf Wahlkampfinhalte, die nicht nur mehr von 
Bekanntem fordert, sondern uns deutlicher abhebt 
von SPD und Grünen.

Ich meine: Wir sollten mehr Kraft darauf 
verwenden, zu beenden, was wir anfangen – 
Diskussionen z.B. um strittige gesellschaftliche 
Themen wie BGE, Migration oder Europa. Unsere 
beklagte Zerrissenheit ist Ausdruck eben dieses 
Konflikts zwischen Programmatik und einer 
Basis (einschl. Parlamentsfraktionen!), die der 
Parteiavantgarde nicht in jedem Punkt folgen will 
oder kann. Und sie spiegelt gleichzeitig, wo wir 
gesellschaftlich Vermittlungsprobleme haben, denn 
es reicht nicht, sich moralisch im Recht zu wähnen. 
Diese Zerrissenheit aufzulösen, braucht es nicht 
zwingend mehr Radikalität in den Forderungen, 
als vielmehr den unbedingten Willen (und gute 
Formate) zur Verständigung und Einigung im 
Inneren.

Außerdem: Wir müssen endlich auch unsere 
Strukturdebatte mit sichtbaren Ergebnissen 
abschließen. Eine Aufwärmung des uralten 
Henne-Ei-Streits ist müßig; wir müssen nicht 
von Neuem klären, was prioritär ist - Personal, 
Inhalt oder Struktur. Denn Fakt ist: Wir haben 
in den letzten zwei Jahren eine Strukturdebatte 
(eigentlich auch schon davor) geführt, Ressourcen 
dafür aufgebracht, Personen dafür eingespannt, 
Basis bewegt, ohne dass wir uns zuletzt auf 
konkrete Schritte verständigen konnten. 
Das ist ein unverantwortlicher Umgang mit 
unseren begrenzten Kräften und engt künftige 
Handlungsspielräume immer weiter ein.

Ich bin bereit, mich diesen Aufgaben als Mitglied 
des Landesvorstandes zu stellen.

Landesvorstand
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Adelheid Noack
Liebe Genoss:innen, 

ich kandidiere zum zweiten Mal für den 
Landesvorstand. 

In den letzten 2 Jahren hatten wir in unserer Arbeit 
mit vielen Herausforderungen zu kämpfen. Nicht 
zuletzt hat uns Corona einmal mehr aufgezeigt, 
welche grundsätzlichen Probleme in unserer 
Gesellschaft, aber auch in unserer Partei seit vielen 
Jahren vernachlässigt wurden. 

Ich freue mich, dass wir trotz der Einschränkungen 
Wege gefunden haben unsere Arbeit kontinuierlich 
weiterzuverfolgen, ob digital oder draußen mit 
Abstand und Maske.

Das Ergebnis der Bundestagwahl bedeutet für uns 
alle in den kommenden Monaten und Jahren jede 
Menge Arbeit. – Ich bin bereit. 

Viel wurde bereits ausgewertet und analysiert. Für 
mich stellen sich nach der Wahl zwei wesentliche 
Fragen: Was macht unsere Partei aus? und: Wie 
können wir die Menschen in Stadt und Land für 
linke Politik begeistern? 

Meine konkreten Projekte:

Bildungskonferenz: Auf unserem letzten 
Parteitag haben wir die Durchführung einer 
Bildungskonferenz beschlossen. Die Vorbereitungen 
laufen in vollem Gange und wir haben in diesem 
Jahr auch schon die Frage: Wie stellen wir uns linke 
Bildungspolitik von der Wiege bis zu Bahre vor? in 
Online-Veranstaltungen erörtert. Ich freue mich 

darauf mit einem tollen Team die Konferenz dann 
im kommenden Jahr durchzuführen. 

AG Polizei und Gesellschaft: In der „AG Polizei 
und Gesellschaft“, die sich nach dem letzten 
Landesparteitag gegründet hat, setzten wir uns 
kritisch und konstruktiv mit der Rolle der Polizei in 
unserer Gesellschaft auseinander. Geplant ist es, 
die Ergebnisse in einer landesweiten Kampagne 
vorzustellen. 

Ein mir sehr wichtiges Anliegen ist es auch 
weiterhin die Vernetzung zwischen ländlichen 
Kreisverbänden und Stadtverbänden zur 
gegenseitigen Unterstützung voranzutreiben. Ich 
bin zur letzten Wahl mit dem Ziel angetreten hier 
Brücken zu bauen und unsere Ressourcen über 
Stadt- und Kreisverbandsgrenzen besser zu nutzen. 
Vor allem im Kampf gegen den Faschismus müssen 
wir zusammenhalten und für die Menschen vor Ort 
da sein. Sie brauchen uns jetzt mehr denn je. Die 
Zahlen rechtsmotivierter Straftaten steigen und zu 
den Wahlerfolgen der AfD fehlen mir immer noch 
die Worte … 

Lassen wir uns nicht unterkriegen! 

Ich freue mich auf eine weitere tolle 
Zusammenarbeit im Landesvorstand und natürlich 
mit allen Genoss:innen vor Ort.

zur Person:

 � 1987 in Riesa geboren
 � 2017 Abschluss Master of Arts Philosophie an 
der Universität Leipzig

 � 2009 bis 2017 aktiv in der studentischen 
Selbstverwaltung

 � seit 2019 wissenschaftliche Mitarbeiterin bei 
Anna Gorskih

 � Mitglied in der GEW 
 � Mitglied der LAG Hochschulpolitik
 � In meinem Kreisverband DIE LINKE. 
Westsachsen bin ich Kreisgeschäftsführerin, 
habe den Wahlkampf zur BTW 2021 
mitorganisiert und durchgeführt, ich kümmere 
mich um die Öffentlichkeitsarbeit u.v.m.

Landesvorstand
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Björn Reichel
Die Ereignisse rund um die Bundestagswahl haben 
gezeigt, dass wir uns als Linke in einer schweren 
Krise befinden. Es wäre zu kurz gegriffen den 
Wahlausgang allein ungünstigen gesellschaftlichen 
oder politischen Umständen zuzuschreiben – die 
Probleme sind auch hausgemacht.

Horst Kahrs bringt den Zustand der Partei auf den 
Punkt: »Zu den Fehlern und Versäumnissen zählt 
zweifellos, dass die Partei kein strategisches Ziel 
und kein Selbstverständnis entwickelte, als der 
Wählerzustrom von der Sozialdemokratie versiegt 
war. Welche Gerechtigkeitsvorstellungen, welche 
gesellschaftspolitischen Ordnungsvorstellungen 
tragen den demokratischen Sozialismus des 21. 
Jahrhunderts? Mit welchem demokratischen 
Staatsverständnis geht die Partei in den 
Konkurrenzkampf innerhalb des demokratischen 
Parteienlagers? Was sollten angesichts der sozial-
ökologischen und digitalen Transformation die 
Grundlagen des Sozialstaates, seiner Finanzierung, 
einer politischen Ökonomie der Arbeitskraft sein? 
Wie sehen demokratische Sozialistinnen die Rolle 
Deutschlands in der Welt, wie kann internationale 
Kooperation bei den großen planetarischen Fragen 
möglich werden?«

Um die dringend benötigten Antworten auf 
diese und weitere Fragen zu finden, muss eine 
Parteireform in Gang gesetzt werden, die  u.a. 
eine solidarische Streitkultur innerhalb der Partei 
etabliert. Und diese Reform muss auch in unserem 
Landesverband stattfinden – inhaltlich und 
strukturell, um das Überleben der Partei zu sichern.

Dies ist eine Mammutaufgabe, welcher wir uns 
stellen müssen. Und die Instrumente dafür haben 
wir schon in der Hand: Die von mir mitorganisierte 
Debatte zum Bundestagswahlprogramm hat 
gezeigt, dass eine Verständigung untereinander 
nicht nur möglich ist, sondern zu Ergebnissen 
geführt hat, welche sich im Programm wieder 
finden. Dieses Format kann als Blaupause genutzt 
werden, um die Streitfragen der Partei auch im 
Landesverband basisdemokratisch zu beantworten 
und damit ebenso ein Zeichen an die Bundespartei 
zu senden.

Auch haben wir mit der Grundsatzkommission 
eine einzigartige Struktur geschaffen, welche sich 
ebenfalls der Beantwortung dieser Fragen widmen 
kann und auch schon dabei ist. Sicherlich hat uns 
die Coronapandemie in unserer Arbeitsfähigkeit 
ausgebremst, aber nicht zum Stillstand gebracht. 
Folglich muss auch hier die Arbeit weiter gehen, 
um wichtige Denkanstöße zu liefern. Zeitgleich 
muss diese Struktur ausgebaut werden, um 
handlungsfähiger zu werden.

Ziel des gesamten Prozesses sollte sein, inhaltlich 
klare Positionen solidarisch zu erstreiten und somit 
den Menschen zu zeigen, dass wir Antworten 
auf die drängensten Fragen unserer Zeit haben. 
Klare Positionen tragen zudem dazu bei ein 
einheitliches Bild von der Partei zu zeichnen, 
welche Widerspruch von außen und innen aushält 
und auffangen kann.

Mit diesem Angebot bewerbe ich mich für eine 
weitere Legislatur im Landesvorstand und hoffe auf 
Eure Unterstützung.

Landesvorstand
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Susanne Scheidereiter
zur Person:

 � 43 Jahre
 � wohnhaft in Leipzig
 � Lehrerin, 1 Tochter

Mitgliedschaften:

 � Mitglied in der GEW, BUND und Greenpeace
 � seit 2012 Mitglied von DIE LINKE. Leipzig
 � Stadtbezirksbeirätin im Leipziger Süden seit 2018
 � Mitstreiterin der LAG Lisa, AG Lisa Leipzig sowie 
der AG Bildung

Liebe Genossinnen, liebe Genossen,

ich bin Susanne und möchte mich hiermit bei euch 
als Sprecherin für Gleichstellung und feministische 
Politik im Landesvorstand der Partei DIE LINKE. 
Sachsen bewerben.

Nach dem leider deutlichen Wahlerfolg der 
AfD hier bei uns in Sachsen zur letzten BTW ist 
eine Rückkehr zum normalen Tagesgeschäft 
ausgeschlossen. Sie hat uns im Osten deutlich den 
Rang der Protestpartei abgelaufen, die Ursachen 
dafür sind vielfältig und müssen aufgearbeitet 
werden: Strukturwandel, demographischer 
Wandel, Pandemie einerseits, aber auch: wie 
erleben uns Menschen als Partei? Wie gehen wir 
mit Meinungspluralismus um? Was hat unsere 

Politik mit ihrer Lebenswirklichkeit gemein? Warum 
interessieren sich immer weniger Menschen für 
unsere politischen Ziele?

Wir müssen es schaffen, unsere potentiellen 
Wähler_innen wieder besser anzusprechen, auch 
für Menschen auf dem Land attraktiv zu sein, uns 
deutlicher zu profilieren und unsere Mitglieder 
noch besser zu aktivieren. Wir als Partei des 
Antifaschismus müssen  der „rechten Normalität“ 
Widerstand und konstruktive linke Inhalte entgegen 
setzten, die für die dringenden Probleme unserer 
Zeit Lösungen anbieten: Klimawandel, Armut, 
Migration, Rassismus, Bildung und last, but not 
least: die Bekämpfung jeglicher Sexismen.

Die gleichstellungspolitische Perspektive 
ist mir besonders wichtig: alle Menschen 
sollen die gleichen Möglichkeit haben, 
sich in gesellschaftliche Gestaltungs- und 
Endscheidungsprozesse einzubringen. Die 
Gleichstellung aller Lebensweisen ist linkes 
Prinzip. Sexistische Rollenbilder sowie stereotype 
Einstellungen gehören in ein patriarchalisches 
Weltbild, welches von gestern ist.

Die damit oftmals einhergehenden 
demokratiefeindlichen Bestrebungen erleben 
seit geraumer Zeit ein Erstarken und wirken 
sich negativ auf alle erkämpften Freiheits- und 
Frauenrechte aus. Dem konservativen Mainstream 
ist entschieden entgegen zu treten!

Wichtig ist es mir an dieser Stelle, die 
Zusammenarbeit der unterschiedlichen 
feministischen bzw. queeren Gruppen und 
Akteur_innen innerhalb der Linken, aber auch 
darüber hinaus, zu stärken und weiter zu vernetzen. 
Dabei bedarf es einer engen Zusammenarbeit auf 
allen politischen Ebenen. So finden sich z.B. in den 
Kommunen viele Frauen sowie Strukturen, die sich 
für feministische Inhalte stark machen.

Auch wenn der Berg an Herausforderungen riesig 
erscheint, möchte ich gern meine Kraft dafür 
geben, diesen gemeinsam mit euch zu bezwingen. 
Ich möchte mich für eine offene, tolerante und 
sozialistische Gesellschaft einsetzen! Dafür bitte 
ich um Euer Vertrauen.

Landesvorstand
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Max Wegener
Kandidatur für den Landesvorstand  

Liebe Genoss:innen,

ihr habt mir vor zwei Jahren euer Vertrauen 
ausgesprochen, als ich nach der Landtagswahl 
bereits für den Landesvorstand kandidiert 
habe. In den vergangenen zwei Jahren haben 
wir uns auf den Weg begeben, nicht weniger 
als die dringend notwendige Parteireform mit 
allen Strukturen unseres Landesverbandes zu 
diskutieren und voranzubringen. Corona hat uns 
in diesem Prozess hart ausgebremst, und nun 
verhält es sich ein wenig wie mit der Klimakrise: zu 
zaudern und alles nur zu zerreden wird zusehends 
immer gravierender für uns. Das haben uns die 
Wähler:innen eindeutig zu verstehen gegeben. Wir 
müssen viele Fragen gemeinsam beantworten, 
um überhaupt zu einer neuen Handlungsfähigkeit 
zu gelangen. Das in einem konstruktiven Prozess 
miteinander auf die Kette zu kriegen, muss unser 
wesentliches Ziel für die nächste Zeit sein

In der Pandemie sind wir trotzdem handlungsfähig 
geblieben und haben durch digitale Treffen unsere 
Arbeit als Partei schnell fortsetzen können. Was 
zunächst nur ein Notnagel war, hat uns eine 
spannende Perspektive aufgezeigt:Wenn wir 
wollen, schaffen wir fast alles alles.Wir konnten 
uns vor Ort besser koordinieren, haben Geld und 
jede Menge Zeit für die sonst notwendigen Reisen 
gespart. Auch unsere digitalen Bildungsangebote 
waren gut besucht von Genoss:innen aus vielen 
Kreisen, älteren wie jüngeren. Sie können zwar 

nie unsere persönliche Begegnung ersetzen, aber 
bergen durchaus die Chance, mehr Beteiligung zu 
ermöglichen. 

Diese Beteiligung müssen wir ausbauen. Wir 
haben zahlreiche neue Mitglieder gewonnen, 
die uns durch einen unverstellten Blick auch 
neue Impulse geben können. Das gilt für die Art 
und Weise, wie wir kommunizieren, wie wir uns 
organisieren und welche Strukturen zum Leben 
unserer Mitglieder passen. Wir müssen uns dabei 
auch immer fragen, was unsere Partei attraktiv 
macht, was unser Mehrwert ist. Nur so kommen 
wir weiter unserer Aufgabe nach, als politisches 
Korrektiv das Leben der Menschen zu verbessern: 
durch die Arbeit in den Parlamenten, auf der 
Straße, in Initiativen, Bündnissen und Gruppen, mit 
Gewerkschaften, Vereinen, Interessenvertretungen 
und Bürger:inneninitiativen. 

Noch haben wir die Möglichkeit, uns neu zu 
erfinden, wir haben einen letzten Versuch. Dieser 
Versuch sind die kommenden Kommunalwahlen 
2023. Wir stehen vor der schwierigen Aufgabe, 
in weiten Teilen Sachsens überhaupt noch 
wahrnehmbar zu sein, haben aber den Anspruch, 
überall anzutreten. Wir müssen die kommenden 
zwei Jahre dazu nutzen, um die verlorengegangene 
Verankerung erneut aufzubauen, Sichtbar in der 
Kommunalpolitik zu sein und für mehr Menschen 
zum Ort zu werden, an dem sie andocken können 
und wollen, wo sie Unterstützung erfahren und 
das Handwerkszeug lernen können, um ein Teil der 
notwendigen Veränderung zu werden.

Ich möchte diesen Weg gern mit unserer Partei 
weitergehen und euch hiermit meine erneute 
Kandidatur für den Landesvorstand anzeigen. 

Landesvorstand
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Thomas Koutzky
Bewerbung für den Bundesausschuss 

Liebe Genossinnen und Genossen,

in verschiedenen Parteigremien aber auch 
in der Kommunalpolitik konnte ich vielfältige 
Erfahrungen im Zusammenhang mit der 
Findung von Problemlösungen sammeln, die 
ich weiterhin im Bundesausschuss einbringen 
möchte. Nach dem desaströsen Wahlergebnis der 
Bundestagswahl liegt mir die Zukunft der Partei, 
das Zusammenwachsen der Landesverbände sowie 
die Kommunalpolitik besonders am Herzen. Denn 
die kommunalpolitische Verankerung unserer 
Partei halte ich für besonders wichtig, wenn es 
darum geht, Politik für und mit den Menschen zu 
machen. Dabei ist meine Maxime, den Bürgerwillen 
über Sachzwänge zu stellen. Eine höhere 
Übereinstimmung zwischen Programmatik und 
Politikentscheidungen herbeizuführen, sehe ich als 
besonders wichtig an.

Die Einflussnahme des Bundesausschusses 
durch Konsultativ-, Kontroll- und Initiativfunktion 
gegenüber dem Parteivorstand muss auf ein 
höheres Niveau gehoben werden. Unsere Partei 
sehe ich derzeit in einer existenziellen Krise. Mit 
dem Wahlergebnis ist die Zukunft der Linken als 
bundesweite Partei infrage gestellt. Unsere Partei 
ist seit Jahren auf einem Kurs der Anpassung 
und dabei, sich als kämpferische sozialistische 
Partei zu verabschieden. Die Ost-Linke entwickelt 
sich  zur unter 10-Prozent-Partei  und bundesweit 
erreicht sie bereits die Fünf-Prozent-Hürde, 

das heißt, wir haben die Bindung zu unserer 
traditionellen Wählerschaft verloren. An der 
Wiederherstellung unserer Wählbarkeit durch breite 
Ströme der Bevölkerung möchte ich gerne im 
Bundesausschuss mitarbeiten.

Biografisches

Nach der Grundschule wechselte ich an die 
erweiterte Oberschule und erlangte neben 
der Hochschulreife den Berufsabschluss als 
Betriebsschlosser. 

Nach einem Jahr praktischer Arbeit im Lehrbetrieb 
„Raw 7. Oktober“ Zwickau erfolgte meine 
Delegierung zum Technologiestudium, das ich nach 
4 Jahren erfolgreich beendete.

Seit 1977 bin ich Parteimitglied und übte 
verschiedene Wahlfunktionen aus.

Auf Vorschlag meiner Basis kandidierte ich 2000 
erstmals für den Zwickauer Stadtrat, dessen 
Mitglied ich seit 17 Jahren bin. Ich vertrat unsere 
Fraktion im Haupt- und Verwaltungsausschuss, 
als Mitglied im Finanzausschuss und als stell-
vertretender Fraktionsvorsitzender.  Ab 2014 bis 
2019 gehörte ich dem Kreistag eine Legislatur an.

Weiterhin bin ich Vorstandsmitglied der 
Seniorenvertretung Zwickau und unserer 
Landesseniorenvertretung.

Ich bitte um Eure Stimme, um unseren 
Landesverband im Bundesausschuss weiterhin 
vertreten zu können.

Bundesausschuss
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Ronny Kühnert
Hallo liebe Delegierte zum Landesparteitag,

mein Name ist Ronny Kühnert, bin 40 Jahre alt und 
Vater von zwei kleinen Kindern. Gemeinsam mit 
meiner Freundin wohne ich in der Stadt Burgstädt 
im Landkreis Mittelsachsen.

Ich war bereits die letzten beiden Jahre Mitglied 
der Landesfinanzrevisionskommission (was ein 
Wort) und möchte wieder für die nächste Legislatur 
kandidieren. Die Arbeit hat mir sehr viel Spaß 
gemacht und ich konnte dabei feststellen, dass 
wir als Prüfer sehr gute digitale Voraussetzungen 
haben. Auch aufgrund der Coronapandemie 
waren wir jederzeit in der Lage von zuhause aus 
die Prüfung  vorzunehmen und konnten uns in 
Videokonferenzen sehr gut abstimmen.

Für mich als Prüfer ist es besonders wichtig, auf 
Dinge hinzuweisen, die kritisch zu betrachten 
sind und natürlich, wie wird mit den zu Verfügung 
stehenden Geldern umgegangen. 

Ich selber bin Kreisrat der Linken in Mittelsachsen 
und bin innerhalb der Fraktion für die Fraktions-
finanzen zuständig. Hierbei gilt es jedes Jahr die 
Fraktionsmittel ordnungsgemäß gegenüber der 
Verwaltung abzurechnen. So kann ich mich sowohl 
in die Rolle des „Schatzmeisters“, aber auch in die 
Rolle der „Revision“ hineinversetzen.

Von meiner beruflichen Qualifikation bin ich 
Betriebswirt Personalmanagement (VWA) 
und hatte in diesem Studium die Grundsätze 
ordnungsgemäßer Buchführung. Beruflich bin 
ich bei einem regionalen Kreditinstitut angestellt 

und habe auch dort jeden Tag mit unterschiedlich 
großen Zahlen zu tun.

Dies alles bestärkt mich weiterhin Teil der 
Landesfinanzrevision zu bleiben und bitte um eure 
Stimme!

Viele Grüße an den Parteitag!

Ronny

Landesfinanzrevisionskommission
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